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Sehr geehrte Frau Prasidentin,

im Anschluss an die Entscheidung der Landesregierung vom 13. Oktober 2026 Uibersende
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Formulierungshilfe

der Ministerin fur Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport

fur einen Gesetzentwurf

der Fraktionenvon ...............

Entwurf eines Gesetzes zur Anderung des Landesverwaltungsge-
setzes und weiterer Vorschriften



Gesetz zur Anderung des Landesverwaltungsgesetzes
und weiterer Vorschriften
Vom ...

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Inhaltstubersicht
Artikel 1 Anderung des Landesverwaltungsgesetzes
Artikel 2 Weitere Anderung des Landesverwaltungsgesetzes

Artikel 3 Anderung des Verkiindungs- und Bekanntmachungsgesetzes Schles-
wig-Holstein

Artikel 4 Anderung des Schleswig-Holsteinischen E-Government-Gesetzes
Artikel 5 Anderung des Landesnaturschutzgesetzes

Artikel 6 Weitere Anderung des Landesnaturschutzgesetzes

Artikel 7 Weitere Folgeanderungen

Artikel 8 Aulderkrafttreten

Artikel 9 Inkrafttreten

) Artikel 1
Anderung des Landesverwaltungsgesetzes

Das Landesverwaltungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juni
1992 (GVOBI. Schl.-H. S. 243, ber. S. 534), zuletzt geandert durch Gesetz vom
10. Juni 2025 (GVOBI. Schl.-H. 2025/76), wird wie folgt geandert:
1. Die Inhaltsibersicht wird wie folgt geandert:
a) Die Angabe zu § 86b erhalt folgende Fassung:
.8 86b Auslegung von Dokumenten®.

b) Nach der Angabe zu § 139 wird die folgende Angabe eingeflgt:

,8 139a Einreichung des Plans”.



c) Nach der Angabe zu § 140 wird die folgende Angabe eingeflgt:
.8 140a Behordenbeteiligung
§ 140b Erorterungstermin
§ 140c Plananderung im Verfahren
§ 140d Projektmanager®.
d) Die Angabe zu § 141 erhalt folgende Fassung:
.3 141 Planfeststellungsbeschluss®.
e) Nach der Angabe zu § 141 wird die folgende Angabe eingefugt:
,8 141a Plangenehmigung
§ 141b Entfallen von Planfeststellung und Plangenehmigung®.
f) Nach der Angabe zu § 142 wird die folgende Angabe eingeflugt:
.8 142a Aul3erkrafttreten des Plans®.
g) Nach der Angabe zu § 337b wird die folgende Angabe angefugt:
,§ 337c Ubergangsvorschrift zu den §§ 139 bis 145,
. § 86a erhalt folgende Fassung:

.S 86a
Bekanntmachung im Internet

(1) Ist durch Rechtsvorschrift eine 6ffentliche oder oértliche Bekanntmachung
angeordnet, erfolgt sie dadurch, dass der Inhalt der Bekanntmachung auf einer
Internetseite der Behorde oder ihres Verwaltungstragers veroffentlicht wird.
Soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes bestimmt ist, ist fur die Einhaltung
einer vorgeschriebenen Frist die Veroffentlichung im Internet nach Satz 1
maldgeblich.

(2) Ist eine Veroffentlichung im Internet insbesondere aus technischen Grin-
den, nicht moglich, bestimmt die Behorde eine andere Art der Bekanntma-
chung. Abweichend von Absatz 1 Satz 2 ist fur die Einhaltung einer vorge-
schriebenen Frist die Bekanntmachung auf diese Weise maldgeblich.”.

. § 86b wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift erhalt folgende Fassung:



.S 86b
Auslegung von Dokumenten®.

b) Die Absatze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

»(1) Ist durch Rechtsvorschrift die Auslegung von Dokumenten zur Einsicht
angeordnet, erfolgt sie dadurch, dass die Dokumente Uber eine Internetsei-
te der fur die Auslegung zustandigen Behdrde oder ihres Verwaltungstra-
gers veroffentlicht werden. Ist eine Veroéffentlichung im Internet, insbeson-
dere aus technischen Grunden, nicht moglich, bestimmt die Behorde eine
andere Art der Auslegung.

(2) In der Bekanntmachung der Auslegung sind anzugeben
1. der Zeitraum der Auslegung,
2. die Internetseite, Uber die die Veroffentlichung erfolgt, sowie

3. im Fall des Absatzes 1 Satz 2 statt der Angaben nach Nummer 2 die
Art und der Ort der anderen Auslegung.”.

c) In Absatz 4 wird das Wort ,auszulegenden® gestrichen.
4. § 88a erhalt folgende Fassung:

,§ 88a
Geheimhaltung

Die Beteiligten haben Anspruch darauf, dass ihre Geheimnisse, insbesondere
die zum personlichen Lebensbereich gehérenden Geheimnisse sowie die Be-
triebs- und Geschaftsgeheimnisse und sonstige geheimhaltungsbedurftige
Daten, die Teile einer Infrastruktur betreffen, die

1. entweder durch Rechtsvorschrift als kritische Infrastruktur bestimmt
worden sind oder

2. besonders schutzbediirftig zur Wahrung der 6ffentlichen Sicherheit und
fur die Funktionsfahigkeit der Infrastruktur maf3geblich sind,

von der Behdrde nicht unbefugt offenbart werden.“.

5. In § 136 Absatz 2 Satz 2 werden nach den Wortern ,elektronischen Signatur®
die Worter ,oder mit dem qualifizierten elektronischen Siegel der Behorde®
eingeflugt.

6. § 139 Absatz 2 erhalt folgende Fassung:



»,(2) Die Mitteilung nach § 80a Absatz 2 Satz 2 und die Aufforderung nach §
80a Absatz 4 Satz 2 sind im Planfeststellungsverfahren 6ffentlich bekannt zu
machen.*

. Nach § 139 wird der folgende § 139a eingeflugt:

.8 139a
Einreichung des Plans

(1) Der Trager des Vorhabens hat den vollstandigen Plan bei der Planfeststel-
lungsbehorde elektronisch einzureichen. Der Plan besteht aus den Zeichnun-
gen und Erlauterungen, die das Vorhaben, seinen Anlass und die von dem
Vorhaben betroffenen Grundstlicke und Anlagen erkennen lassen. Die Anfor-
derungen an den Geheim- und Sabotageschutz sind zu beachten. Die Plan-
feststellungsbehorde prift innerhalb eines Monats nach Einreichung des Plans,
ob die Planunterlagen vollstandig sind. Sind die Planunterlagen unvollstandig
oder enthalten sie offensichtliche Unrichtigkeiten, wirkt die Planfeststellungs-
behdrde unverzuglich beim Trager des Vorhabens auf eine Erganzung oder
Berichtigung hin.

(2) Die Planfeststellungsbehdrde soll festlegen, dass der Plan Gber eine von ihr
oder ihrem Verwaltungstrager zur Verfugung gestelltes Verwaltungsportal ein-
zureichen ist und diese Grundlage fur die durchzufihrende Behdrdenbeteili-
gung, das durchzufihrende Anhérungsverfahren und die weiteren durchzufiih-
renden Verfahrensschritte zwischen den Beteiligten ist.

(3) Die Planfeststellungsbehoérde bestimmt die technischen Anforderungen an
den elektronischen Austausch und an das Verwaltungsportal, sowie die Art und
den Umfang der einzureichenden Dokumente.

(4) Ist die in den Vorschriften dieses Abschnitts vorgesehene elektronische
Durchfihrung des Planfeststellungsverfahrens aus technischen Grinden nicht
mdglich, bestimmt die Planfeststellungsbehdrde das weitere Vorgehen.”

. § 140 erhalt folgende Fassung:

,§ 140
Anhoérungsverfahren

(1) Die Planfeststellungsbehdrde legt den vollstandigen Plan innerhalb von drei
Wochen nach Zugang und fur die Dauer von einem Monat zur Einsicht aus. Auf
Verlangen eines Betroffenen, das wahrend der Dauer der Auslegung an die
Planfeststellungsbehorde zu richten ist, wird diesem eine andere, leicht zu
erreichende Zugangsmoglichkeit zur Verfugung gestellt. Auf eine Auslegung
kann verzichtet werden, wenn der Kreis der Betroffenen und die Vereinigungen
nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 bekannt sind und ihnen innerhalb einer



angemessenen Frist Gelegenheit gegeben wird, den Plan einzusehen; Satz 2
gilt entsprechend.

(2) Bei der Planfeststellungsbehdrde konnen bis zu sechs Wochen ab der
Auslegung des Plans Einwendungen gegen den Plan elektronisch erhoben
oder Stellungnahmen elektronisch abgegeben werden durch

1. Betroffene einschliellich Trager 6ffentlicher Belange und

2. Vereinigungen, die auf Grund einer Anerkennung nach anderen Rechts-
vorschriften befugt sind, Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsord-
nung gegen die Entscheidung nach § 141 einzulegen.

Ist die elektronische Erhebung oder Abgabe im Einzelfall nicht zumutbar, stellt
die Planfeststellungsbehorde auf Verlangen eine andere Mdglichkeit zur Erhe-
bung oder Abgabe zur Verfigung. Im Falle des Absatzes 1 Satz 3 bestimmt die
Planfeststellungsbehdrde eine angemessene Einwendungsfrist. Mit Ablauf der
Einwendungsfrist sind alle Einwendungen oder Stellungnahmen ausgeschlos-
sen, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. Hierauf ist bei
der Information Uber die Dauer der Einwendungsfrist nach Satz 3 hinzuweisen.
§ 83 bleibt unberihrt. Die Planfeststellungsbehoérde stellt sicher, dass die Er-
hebung von Einwendungen gegen den Plan und die Abgabe von Stellungnah-
men zu dem Plan nach Satz 1 auch Uber den Basisdienst gemaf Nummer 11
der Anlage zu § 1 der Basisdiensteverordnung vom 16. November 2020
(GVOBI. Schl.-H. S. 862), mdglich ist.

(3) Die Planfeststellungsbehérde macht die Auslegung des Plans vorher 6f-
fentlich bekannt. In der Bekanntmachung weist sie darauf hin, dass

1. etwaige Einwendungen von Betroffenen bei der Planfeststellungsbehor-
de innerhalb der Einwendungsfrist elektronisch zu erheben sind,

2. Stellungnahmen von Vereinigungen nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 bei
der Planfeststellungsbehorde innerhalb der Einwendungsfrist elektronisch
abzugeben sind,

3. im Falle der Unzumutbarkeit einer elektronischen Erhebung oder Abga-
be im Einzelfall auf Verlangen eine andere Weise zur Verfligung gestellt
wird,

4. mit Ablauf der Einwendungsfrist alle Einwendungen ausgeschlossen
sind, die nicht auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen,

5. bei Ausbleiben eines Beteiligten in einem Erdrterungstermin auch ohne
ihn verhandelt werden kann,

6. die Personen, die Einwendungen erhoben haben, oder die Vereinigun-
gen, die Stellungnahmen abgegeben haben, von dem Erdrterungstermin



durch Information auf der Internetseite der Planfeststellungsbehdrde be-
nachrichtigt werden kénnen,

7. die Zustellung der Entscheidung Uber die Einwendungen und Stellung-
nahmen auch durch die Veroffentlichung auf der Internetseite der Plan-
feststellungsbehorde oder ihres Verwaltungstragers erfolgen kann, und

8. wahrend der Dauer der Anhorung einem Betroffenen auf dessen Ver-
langen eine leicht zu erreichende Zugangsmoglichkeit von der Planfest-
stellungsbehdrde zur Verfigung gestellt wird.

(4) Die Durchfuhrung informeller Beteiligungsformate ist moglich. Diese Betei-
ligungsformate sind von dem Planfeststellungsverfahren unabhangig und dir-
fen sein Ergebnis nicht vorwegnehmen.“.

. Nach § 140 werden die folgenden §§ 140a bis 140d eingeflgt:

.S 140a
Behordenbeteiligung

(1) Mit Auslegung des Plans fordert die Planfeststellungsbehérde die Behorde,
deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben berihrt wird, elektronisch zur
Stellungnahme auf.

(2) Die Behorde hat ihre Stellungnahme innerhalb einer von der Planfeststel-
lungsbehdrde festzusetzenden Frist elektronisch abzugeben. Die Frist darf drei
Monate nicht Uberschreiten. Stellungnahmen, die nach Ablauf der Frist nach
Satz 1 eingehen, sind zu berucksichtigen, wenn der Planfeststellungsbehorde
die vorgebrachten Belange bekannt sind oder hatten bekannt sein mussen oder
sie fiir die RechtmaRigkeit der Entscheidung von Bedeutung sind. Im Ubrigen
konnen sie berucksichtigt werden.

(3) Eine in mehreren Aufgabenbereichen betroffene Behdrde hat eine inhaltlich
einheitliche Stellungnahme abzugeben.

§ 140b
Erdrterungstermin

(1) Nach Ablauf der Einwendungsfrist kann die Planfeststellungsbehdrde einen
Erdrterungstermin durchfuhren, sofern die erhobenen Einwendungen oder die
abgegebenen Stellungnahmen hierzu Anlass geben. Die Planfeststellungsbe-
hdérde schlief3t die Erorterung innerhalb von drei Monaten nach Ablauf der Ein-
wendungsfrist und Behodrdenbeteiligung ab.



(2) Die Planfeststellungsbehdrde macht einen Erdrterungstermin mindestens
eine  Woche vorher offentlich bekannt. Die Bekanntmachung Uber die
Durchfuhrung eines Erorterungstermins kann mit der Bekanntmachung nach §
140 Absatz 3 Satz 1 verbunden werden.

(3) Gegenstand eines Erodrterungstermins sind die rechtzeitig gegen den Plan
erhobenen Einwendungen von Betroffenen nach § 140 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1, die rechtzeitig abgegebenen Stellungnahmen von Vereinigungen nach §
140 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 sowie die Stellungnahmen der Behdrden nach
§ 140a zu dem Plan. Vorbehaltlich einer abweichenden Bestimmung der Plan-
feststellungsbehdrde sind zur Teilnahme am Erdrterungstermin berechtigt:

1. der Trager des Vorhabens,
2. die Behorden nach § 140a,
3. die Betroffenen sowie

4. diejenigen, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben
haben.

(4) Die Planfeststellungsbehdrde kann die Erorterung ganz oder teilweise durch
digitale Formate nach § 86¢ ersetzen. § 86¢ Absatz 1 Nummer 2 ist mit der
Maligabe anzuwenden, dass der Erdrterungstermin auch ohne Einwilligung der
zur Teilnahme Berechtigten durch eine Video- oder Telefonkonferenz ersetzt
werden kann. Die Planfeststellungsbehdrde informiert im Fall des Satzes 2 auf
ihrer Internetseite Uber Art, Umfang und Nutzung der digitalen Formate.

(5) Im Ubrigen gelten fiir eine Erdrterung die Vorschriften tiber die mindliche
Verhandlung im férmlichen Verwaltungsverfahren (§ 134 Absatz 2 Nummer 1
und 4 und Absatz 3 sowie § 135) entsprechend mit Ausnahme von § 135 Ab-
satz 4 Satz 3.

§ 140c
Plananderung im Verfahren

(1) Soll ein ausgelegter Plan geandert werden und werden dadurch der Aufga-
benbereich einer Behdrde oder einer Vereinigung nach § 140 Absatz 2 Satz 1
Nummer 2 oder Belange Dritter erstmals oder starker als bisher beruhrt, so ist
diesen die Anderung mitzuteilen und ihnen Gelegenheit zu elektronischen
Stellungnahmen und Einwendungen innerhalb von zwei Wochen zu geben.
Diese Mitteilung hat elektronisch zu erfolgen, soweit entsprechende Adressen
bekannt sind. § 140 Absatz 2 Satz 2, 4 bis 7 gilt entsprechend.



(2) Wird sich die Anderung voraussichtlich auf das Gebiet einer anderen Ge-
meinde auswirken, gelten die §§ 140 bis 140b mit der Malkgabe, dass von einer
Erdrterung oder deren Ersatz durch digitale Formate im Sinne des § 140b ab-
gesehen werden soll.

§ 140d
Projektmanager
Die Planfeststellungsbehérde kann auf Vorschlag oder mit Zustimmung des
Tragers des Vorhabens einen Dritten mit der Vorbereitung und Durchfiihrung

von Verfahrensschritten beauftragen, insbesondere

1. der Erstellung von Verfahrensleitplanen unter Bestimmung von Verfahrens-
abschnitten und Zwischenterminen,

2. dem Qualitatsmanagement der Antrage und Unterlagen der Vorhabentrager,
3. der Fristenkontrolle,
4. der Koordinierung von erforderlichen Sachverstandigengutachten,

5. dem Entwurf eines Anhorungsberichts,

»

. der ersten Auswertung der eingereichten Stellungnahmen,

N

. der organisatorischen Vorbereitung eines Erdrterungstermins und

oo

. der Leitung eines Erdrterungstermins,
9. dem Entwurf von Entscheidungen,
10. der Koordinierung der Enteignungs- und Entschadigungsverfahren.

Die Entscheidung Gber den Antrag auf Planfeststellung oder Plangenehmigung
verbleibt bei der Planfeststellungsbehoérde.*.

10.§ 141 erhalt folgende Fassung:

.S 141
Planfeststellungsbeschluss

(1) Die Planfeststellungsbehdrde stellt den Plan fest (Planfeststellungsbe-
schluss). Maligeblich ist auf entsprechendes Verlangen des Tragers des
-9-



Vorhabens die Sach- und Rechtslage zum Zeitpunkt des Schlusses der Eror-
terung nach § 140b Absatz 1 oder falls eine Erdrterung nicht stattfindet, der
Zeitpunkt sechs Monate nach Ablauf der Einwendungsfrist, soweit durch
Rechtsvorschrift nicht etwas anderes bestimmt ist. Dies gilt nicht, wenn der
Stichtag nach Satz 2 langer als zwolf Monate zurlckliegt oder die Planung nach
§ 140c geandert wurde. Die Vorschriften Uber die Entscheidung und die An-
fechtung der Entscheidung im férmlichen Verwaltungsverfahren (§ 136 Absatz
1 und § 137) sind anzuwenden. Der Planfeststellungsbeschluss soll in elektro-
nischer Form ergehen; § 136 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Im Planfeststellungsbeschluss entscheidet die Planfeststellungsbehdrde
Uber die Einwendungen und Stellungnahmen, Uber die keine Einigung erzielt
worden ist; nicht beachtliche Belange kénnen zusammenfassend dargestellt
werden. Sie hat dem Trager des Vorhabens Vorkehrungen oder die Errichtung
und Unterhaltung von Anlagen aufzuerlegen, die zum Wohl der Allgemeinheit
oder zur Vermeidung nachteiliger Wirkungen auf Rechte anderer erforderlich
sind. Sind solche Vorkehrungen oder Anlagen untunlich oder mit dem Vorha-
ben unvereinbar, so hat der Betroffene Anspruch auf angemessene Entscha-
digung in Geld.

(3) Soweit eine abschliellende Entscheidung noch nicht moglich ist, ist diese im
Planfeststellungsbeschluss vorzubehalten; dem Trager des Vorhabens ist da-
bei aufzugeben, noch fehlende oder von der Planfeststellungsbehorde be-
stimmte Unterlagen rechtzeitig vorzulegen.

(4) Die Planfeststellungsbehdrde legt den Beschluss mit einer Rechtsbehelfs-
belehrung und dem festgestellten Plan fur zwei Wochen zur Einsicht aus. Auf
Verlangen eines Betroffenen, das bis zum Ablauf der Rechtsbehelfsfrist an die
Planfeststellungsbehdrde zu richten ist, wird diesem eine andere, leicht zu
erreichende Zugangsmoglichkeit zur Verfligung gestellt. Mit dem Ende der
Auslegungsfrist gilt der Beschluss dem Trager des Vorhabens, den Betroffenen,
den Vereinigungen nach § 140 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und denjenigen
gegenuber, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen abgegeben ha-
ben, als zugestellt. Der Planfeststellungsbeschluss kann dem Trager des Vor-
habens, denjenigen, Uber deren Einwendungen entschieden worden ist, und
den Vereinigungen, Uber deren Stellungnahmen entschieden worden ist, auch
zugestellt werden.

(5) Die Planfeststellungsbehdrde macht die Auslegung des festgestellten Plans
vorher oOffentlich bekannt. In der Bekanntmachung weist sie darauf hin, dass

1. auf Verlangen eines Betroffenen, das bis zum Ablauf der Rechtsbehelfs-
frist an die Planfeststellungsbehdrde zu richten ist, ihm eine andere, leicht zu

erreichende Zugangsmaglichkeit zur Verfigung gestellt wird und
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11.

2. mit dem Ende der Auslegungsfrist der Beschluss dem Trager des Vorha-
bens, den Betroffenen, den Vereinigungen nach § 140 Absatz 2 Satz 1
Nummer 2 und denjenigen gegenuber, die Einwendungen erhoben und
Stellungnahmen abgegeben haben, als zugestellt gilt.

(6) Die Planfeststellungsbehorde soll die Unterlagen nach Absatz 4 Satz 1 nach
dem Ende der Auslegungsfrist mindestens bis zum Ende der Rechtsbehelfsfrist
zur Information im Internet verdffentlichen.*

Nach § 141 werden die folgenden §§ 141a und 141b eingeflgt:

.S 141a
Plangenehmigung

(1) Anstelle eines Planfeststellungsbeschlusses kann eine Plangenehmigung
erteilt werden, wenn

1. Rechte anderer nicht oder nur unwesentlich beeintrachtigt werden oder
die Betroffenen sich mit der Inanspruchnahme ihres Eigentums oder eines
anderen Rechts einverstanden erklart haben,

2. mit den Tragern offentlicher Belange, deren Aufgabenbereich berthrt wird,
das Benehmen hergestellt worden ist und

3. nicht andere Rechtsvorschriften eine Offentlichkeitsbeteiligung vorschrei-
ben, die den Anforderungen des § 140 Absatz 1 Satz 1 und Satz 2, Absatz
2 und 3 sowie des § 140b entsprechen muss.

(2) Auf die Erteilung einer Plangenehmigung sind die Vorschriften Uber das
Planfeststellungsverfahren nicht anzuwenden. Die Plangenehmigung soll in
elektronischer Form ergehen; § 136 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Die
Plangenehmigung ist dem Trager des Vorhabens, denjenigen, uber deren Ein-
wendungen entschieden worden ist, und den Vereinigungen, Uber deren Stel-
lungnahmen entschieden worden ist, zuzustellen. Sind auRer an den Trager
des Vorhabens mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen, so gilt § 141 Absatz 4
Satz 1 bis 3 und Absatz 5 entsprechend.

(3) Die Plangenehmigung hat die Rechtswirkungen der Planfeststellung. Vor
Erhebung einer verwaltungsgerichtlichen Klage bedarf es keiner Nachprifung
in einem Vorverfahren. § 142a Absatz 1 und 2 gilt entsprechend.

(4) Abweichend von Absatz 1 Nummer 3 kann fur ein Vorhaben, fur das nach

dem Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitspriufung in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 18. Marz 2021 (BGBI. | S. 540) eine Umweltvertraglich-
-11 -



keitsprifung durchzufuhren ist, an Stelle eines Planfeststellungsbeschlusses
eine Plangenehmigung erteilt werden. Die §§ 140 bis 140b gelten entsprechend
mit Ausnahme von § 140 Absatz 2 Satz 4 bis 5. Im Ubrigen findet das Gesetz
Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung sowie das Landes-UVP-Gesetz An-
wendung.

§ 141b
Entfallen von Planfeststellung und Plangenehmigung

Planfeststellung und Plangenehmigung entfallen in Fallen von unwesentlicher
Bedeutung. Diese liegen vor, wenn

1. andere offentliche Belange nicht berlhrt sind oder die erforderlichen be-
hordlichen Entscheidungen vorliegen und sie dem Plan nicht entgegenste-
hen,

2. Rechte anderer nicht beeinflusst werden oder mit den vom Plan Betroffe-
nen entsprechende Vereinbarungen getroffen worden sind und

3. nicht andere Rechtsvorschriften eine Offentlichkeitsbeteiligung vorschrei-
ben, die den Anforderungen des § 140 Absatz 1 Satz 1 und 2, Absatz 2 und
3 und des § 140b entsprechen muss.”

12.§ 142 erhalt folgende Fassung:

.S 142
Rechtswirkungen der Planfeststellung

(1) Durch die Planfeststellung wird die Zulassigkeit des Vorhabens einschliel3-
lich der notwendigen FolgemalRnahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf
alle von ihm beruhrten 6ffentlichen Belange festgestellt. Neben der Planfest-
stellung sind andere behordliche Entscheidungen, insbesondere offentlich-
rechtliche Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zu-
stimmungen und Planfeststellungen nicht erforderlich. Durch die Planfeststel-
lung werden alle 6ffentlich-rechtlichen Beziehungen zwischen dem Trager des
Vorhabens und den durch den Plan Betroffenen rechtsgestaltend geregelt.

(2) Mangel bei der Abwagung der von dem Vorhaben berthrten 6ffentlichen

und privaten Belange sind nur erheblich, wenn sie offensichtlich und auf das

Abwagungsergebnis von Einfluss gewesen sind. Erhebliche Mangel bei der

Abwagung oder eine Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften fuhren

nur dann zur Aufhebung des Planfeststellungsbeschlusses oder der

Plangenehmigung, wenn sie nicht durch Planerganzung oder durch ein
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erganzendes Verfahren behoben werden konnen. Die §§ 114 und 115 bleiben
unberuhrt.

(3) Wird eine Planerganzung oder ein erganzendes Verfahren nach Absatz 2
erforderlich und unverztglich betrieben, bleibt die Durchfihrung des Vorhabens
zulassig, soweit es von der Planerganzung oder dem Ergebnis des erganzen-
den Verfahrens offensichtlich nicht berihrt ist.

(4) Ist der Planfeststellungsbeschluss unanfechtbar geworden, so sind An-
spriiche auf Unterlassung des Vorhabens, auf Beseitigung oder Anderung der
Anlagen oder auf Unterlassung ihrer Benutzung ausgeschlossen. Treten nicht
voraussehbare Wirkungen des Vorhabens oder der dem festgestellten Plan
entsprechenden Anlagen auf das Recht eines anderen erst nach Unanfecht-
barkeit des Plans auf, so kann der Betroffene Vorkehrungen oder die Errichtung
und Unterhaltung von Anlagen verlangen, welche die nachteiligen Wirkungen
ausschlieRen. Sie sind dem Trager des Vorhabens durch Beschluss der Plan-
feststellungsbehorde aufzuerlegen. Sind solche Vorkehrungen oder Anlagen
untunlich oder mit dem Vorhaben unvereinbar, so richtet sich der Anspruch auf
angemessene Entschadigung in Geld. Werden Vorkehrungen oder Anlagen im
Sinne des Satzes 2 notwendig, weil nach Abschluss des Planfeststellungsver-
fahrens auf einem benachbarten Grundstick Veranderungen eingetreten sind,
so hat die hierdurch entstehenden Kosten der Eigentumer des benachbarten
Grundstlcks zu tragen, es sei denn, dass die Veranderungen durch naturliche
Ereignisse oder hohere Gewalt verursacht worden sind; Satz 4 ist nicht anzu-
wenden.

(5) Antrage, mit denen Anspriche auf Herstellung von Einrichtungen oder auf
angemessene Entschadigung nach Absatz 4 Satz 2 und 4 geltend gemacht
werden, sind an die Planfeststellungsbehodrde zu richten; sie sind nur innerhalb
von drei Jahren nach dem Zeitpunkt zulassig, zu dem der Betroffene von den
nachteiligen Wirkungen des dem unanfechtbar festgestellten Plan entspre-
chenden Vorhabens oder der Anlage Kenntnis erhalten hat. Sie sind ausge-
schlossen, wenn nach Herstellung des dem Plan entsprechenden Zustands 30
Jahre verstrichen sind.*

13.Nach § 142 wird der folgende § 142a eingeflgt:

.S 142a
AulRerkrafttreten des Plans

(1) Wird mit der Durchfihrung des Plans nicht innerhalb von zehn Jahren nach
Eintritt der Unanfechtbarkeit begonnen, so tritt er auRer Kraft. Dies gilt nicht,
wenn der Plan zuvor auf Antrag des Tragers des Vorhabens von der Planfest-
stellungsbehdrde um insgesamt hochstens funf Jahre verlangert wird.
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(2) Als Beginn der Durchfuhrung des Plans gilt jede erstmals nach aulden er-
kennbare Tatigkeit von mehr als nur geringfligiger Bedeutung zur plangemafen
Verwirklichung des Vorhabens. Eine spatere Unterbrechung der Verwirklichung
des Vorhabens berthrt den Beginn der Durchfuhrung nicht.

(3) Vor der Entscheidung nach Absatz 1 ist eine auf den Antrag begrenzte An-
hérung nach dem fur die Planfeststellung oder fur die Plangenehmigung vor-
geschriebenen Verfahren durchzufiihren. Auf die Entscheidung Gber die Ver-
langerung sowie die Anfechtung der Entscheidung sind die Bestimmungen Uber
den Planfeststellungsbeschluss entsprechend anzuwenden.*

14.In § 150 Absatz 5 Satz 2 wird die Angabe ,mit einer qualifizierten elektronischen
Signatur® durch die Angabe ,mit einer qualifizierten elektronischen Signatur
oder mit einem qualifizierten elektronischen Siegel der Behérde* ersetzt und die
Angabe ,nach dem Signaturgesetz“ gestrichen.

15.Nach § 337b wird folgender § 337c angeflugt:

.8 337¢
Ubergangsvorschrift zu den §§ 139 bis 145

Fur vor dem [einsetzen: Datum des Inkrafttretens nach Artikel 9 Absatz 1
dieses Mantelgesetzes] und bis einschlie3lich 31. Dezember 2027 eingelei-
tete Planfeststellungs- oder Plangenehmigungsverfahren kann die Planfest-
stellungsbehorde fur alle oder einzelne Verfahrensschritte das Landesverwal-
tungsgesetz in der bis einschliel3lich [einsetzen: Datum des Tages vor dem
Inkrafttreten nach Artikel 9 Absatz 1 dieses Mantelgesetzes] geltenden
Fassung anwenden. Satz 1 gilt entsprechend, wenn das Gesetz Uber die Um-
weltvertraglichkeitsprifung anzuwenden ist und dieses auf das Verwaltungs-
verfahrensgesetz verweist.”

) Artikel 2
Weitere Anderung des Landesverwaltungsgesetzes

Das Landesverwaltungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Juni
1992 (GVOBI. Schl.-H. S. 243, ber. S. 534), zuletzt geandert durch Artikel 1 die-
ses Gesetzes, wird wie folgt geandert:

1. Die Inhaltstbersicht wird wie folgt geandert:

a) Die Angaben zu den §§ 52b bis 52c werden durch folgende Angaben
ersetzt:

,§ 52b Elektronische Form
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4.

§ 52¢ Sichere Ubermittlungswege

§ 52d Eroéffnung eines Zugangs fur die elektronische Kommunikation;
elektronischer Ruckkanal

§ 52e Nachweiserbringung in elektronisch durchgefuhrten Verwal-
tungsverfahren®

b) Die Angabe zu § 83a erhalt folgende Fassung:
.8 83a Beratung, Auskunft®

c) Die Angabe zu § 150a wird gestrichen.

d) Die Angabe zu § 337b erhalt folgende Fassung:

,§ 337b Ubergangsregelung fir die elektronische Kommunikation*

§ 25a Absatz 3 erhalt folgende Fassung:

,(3) Soweit der offentlich-rechtliche Vertrag Aufgaben zur Erfullung nach
Weisung zum Gegenstand hat, bedarf er der Zustimmung des fur Kommu-
nales zustandigen Ministeriums. Die Zustimmung kann nur im Einverneh-
men mit der obersten Fachaufsichtsbehorde erteilt werden.”

§ 52a erhalt folgende Fassung:

»3 52a
Elektronische Kommunikation

(1) Die Kommunikation zwischen Behdérden und Beteiligten soll elektronisch
erfolgen.

(2) Ein elektronisches Dokument wahrt eine durch Rechtsvorschrift ange-
ordnete Schriftform, soweit durch Rechtsvorschrift nichts anderes, insbe-
sondere die elektronische Form nach § 52b, bestimmt ist.

(3) Bestehen Zweifel an der Authentizitat oder der Integritat eines elektroni-
schen Dokuments, so kann die Behorde einen geeigneten Identitatsnach-
weis oder dessen Vorlage in anderer Form verlangen. Der Zeitraum vom
Zugang der Nachforderung bis zum Eingang der Antwort hierauf wird nicht
auf den Lauf einer Frist gegenuber der Behorde eingerechnet.”

Nach § 52a werden die folgenden §§ 52b und 52c eingefugt:
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5.

6.

.3 92b
Elektronische Form

Der elektronischen Form genugt ein elektronisches Dokument, das

1. nach Feststellung der Identitat der erklarenden Person als Erklarung in
einem elektronischen Formular unmittelbar abgegeben wird, das von der
Behorde in einem Eingabegerat oder Uber o6ffentlich zugangliche Netze
zur Verfugung gestellt wird,

2. unabhangig vom Ubermittlungsweg mit einer qualifizierten elektronischen
Signatur der erklarenden Person oder einem qualifizierten elektronischen
Siegel der Behdrde versehen ist; die Signierung mit einem Pseudonym
ist nicht zulassig, oder

3. auf einem sicheren Ubermittlungsweg nach § 52c eingereicht wird.

Im Falle des Satzes 1 Nummer 1 ist der erklarenden Person vor Abgabe der
Erklarung Gelegenheit zu geben, die gesamte Erklarung auf Vollstandigkeit
und Richtigkeit zu Uberprufen. Ihr ist nach Abgabe eine Kopie der Erklarung
zur Verfugung zu stellen.

§ 52¢
Sichere Ubermittlungswege

(1) Sichere Ubermittlungswege miissen gewahrleisten, dass

1. sie auf einem, dem jeweiligen Stand der Technik entsprechenden, Pro-
tokollstandard beruhen,

2. die Identitat des Erklarenden festgestellt worden ist und

3. sich der Erklarende zur Ubermittlung eines elektronischen Dokuments
authentisiert.

(2) Fur die sicheren Ubermittlungswege einschlieRlich der zum Nachweis
zugelassenen ldentifizierungsmittel nach Absatz 1 Nummer 2 und § 52b
Nummer 1 gilt die Verordnung nach § 3c Absatz 2 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003
(BGBI. | S. 102), zuletzt geandert Artikel 1 Nummer 3 des Gesetzes vom 3.
Juli 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 199), in der jeweils geltenden Fassung.®

Die bisherigen §§ 52b und 52c werden zu den §§ 52d und 52e.

Die Uberschrift des § 83a erhélt folgende Fassung:
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.9 83a
Beratung, Auskunft®

7. § 83b Absatz 3 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 werden die Woérter ,Inhalt und abschliel3endes Ergebnis®
durch die Worter ,den wesentlichen Inhalt und das abschlielRende
Ergebnis® ersetzt.

b) Es wird folgender Satz angeflgt:

,Die Behorde kann Erkenntnisse der friihen Offentlichkeitsbeteili-
gung fur das Verwaltungsverfahren bertcksichtigen.®

8. In § 84 Absatz 1 werden folgende Satze angeflgt:

,Beweismittel konnen als elektronische Dokumente Ubermittelt wer-
den. Bestehen Zweifel an der Authentizitat, kann die Behorde die
Vorlage im Original oder als beglaubigte Abschrift verlangen.”

9. § 108 wird wie folgt geandert:
a) In Absatz 1 wird das Wort ,muf3” durch das Wort ,muss* ersetzt.
b) Absatz 2 Satz 3 erhalt folgende Fassung:

,0em Betroffenen ist unter denselben Voraussetzungen eine Ab-
schrift des elektronischen Verwaltungsakts zur Verfligung zu stel-
len; § 52a Absatz 2 findet insoweit keine Anwendung.*

c) Absatz 3 Satz 2 erhalt folgende Fassung:

»Wird fur einen Verwaltungsakt die elektronische Form verwendet,
so muss auch das der Signatur zugrunde liegende qualifizierte
Zertifikat oder ein zugehdriges qualifiziertes Attributzertifikat die
erlassende Behorde erkennen lassen.”

d) Absatz 4 erhalt folgende Fassung:

,(4) Fur einen Verwaltungsakt kann fir die erforderliche Signatur oder
fur das erforderliche Siegel nach § 52b Satz 1 Nummer 2 durch
Rechtsvorschrift die dauerhafte Uberprifbarkeit vorgeschrieben wer-
den.”

10. § 111a Absatz 2 erhalt folgende Fassung:
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11.

12.

13.

14.

15.

16.

,(2) Die Frist nach Absatz 1 Satz 1 betragt drei Monate, sofern durch
Rechtsvorschrift nichts Abweichendes bestimmt ist. Die Frist beginnt mit
Eingang der vollstandigen Unterlagen. Auf Verlangen ist dem Antrags-
teller zu bescheinigen, dass die Unterlagen vollstandig eingereicht wur-
den. Die Frist kann einmal angemessen verlangert werden, wenn dies
wegen der Schwierigkeit der Angelegenheit gerechtfertigt ist. Die Frist-
verlangerung ist zu begriinden und rechtzeitig mitzuteilen.”

§ 138e erhalt folgende Fassung:

.3 138e
Elektronisches Verfahren

Das Verfahren nach diesem Abschnitt wird auf Verlangen elektronisch
abgewickelt.”

In § 147 Absatz 2 Satz 1 werden die Worter ,,, einen nach § 17 des De-
Mail-Gesetzes akkreditierten Diensteanbieter” gestrichen.

§ 150a wird gestrichen.

In § 154 Absatz 2 Satz 3 wird die Angabe ,sowie nach § 150a Absatz 3
und 4 Satz 1, 2 und 4“ gestrichen.

§ 329 wird wie folgt geadndert:
a) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingeflgt:

»,In der Verordnung nach Satz 1 kdnnen Form und Verfahren der
elektronischen Ausfertigung der ortlich bekanntzumachenden Sat-
zungen und der ortlich zu verkiindenden Verordnungen geregelt
werden.”

b) In Satz 3 wird das Wort ,Es" durch die Worter ,Das Ministerium fur
Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport” ersetzt.

§ 336 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 3 Nummer 1 erhalt folgende Fassung:

»1. das Landtagswahl- und das Gemeinde- und Kreiswahlrecht,”
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b) Nach Absatz 7 wird folgender neuer Absatz 8 eingefugt:

,(8) Die Vorschriften zur elektronischen Ersetzung der Schriftform
(§§ 52a bis 52c) finden fir das Landtagswahl- und das Gemeinde-
und Kreiswahlrecht sowie flr Birgerbegehren, Blrgerentscheide
und das Volksabstimmungsrecht keine Anwendung.”.

17.  § 337b wird wie folgt geandert:
a) Die Uberschrift erhalt folgende Fassung:

.S 337b
Ubergangsregelung fiir die elektronische Kommunikation®

b) Satz 1 erhalt folgende Fassung:

.8 52b findet bis zum Inkrafttreten der Verordnung zur Festlegung
der sicheren Ubermittlungswege einschlieRlich der zum Nachweis
zugelassenen Identifizierungsmittel im Sinne des § 52c Absatz 2
keine Anwendung.”

c) Satz 2 wird wie folgt gedndert:

aa) Die Worter ,In diesem Zeitraum kann die Schriftform auch
ersetzt werden® werden durch die Worter ,Bis zu diesem
Zeitpunkt wird die elektronische Form erflllt* ersetzt.

bb)  Nummer 2 Buchstabe d wird gestrichen.
cc) Nummer 3 wird wie folgt geandert:
aaa) Buchstabe b wird gestrichen.
bbb) Der bisherige Buchstabe ¢ wird zu Buchstabe b.
d) Es werden folgende Satze angefugt:

,Im Falle des Satz 2 Nummer 1 hat die Behorde der oder dem Er-
klarenden vor Abgabe der Erklarung Gelegenheit zu geben, die
gesamte Erklarung auf Vollstandigkeit und Richtigkeit zu prifen.
Nach der Abgabe ist der oder dem Erklarenden eine Kopie der Er-
klarung zur Verfliigung zu stellen.”

Artikel 3
Anderung des Verkiindungs- und Bekanntmachungsgesetzes Schleswig-
Holstein

Das Verkundungs- und Bekanntmachungsgesetz Schleswig-Holstein vom
26. November 2024 (GVOBI. Schl.-H. S. 811), geandert durch Artikel 15 des
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Gesetzes vom 29. Januar 2025 (GVOBI. Schl.-H. 2025/17, S. 20; ber. 2025/20),
wird wie folgt geandert:

1. § 3 Absatz 1 erhalt folgende Fassung:

,(1) Sind Karten, Plane oder Verzeichnisse Bestandteile einer Landesver-
ordnung, kann die Verkundung dieser Teile der Landesverordnung dadurch
ersetzt werden, dass sie wahrend der Geltungsdauer der Landesverordnung
zu jedermanns Einsicht bei der fachlich zustadndigen obersten Landesbe-
hérde ausgelegt werden oder von dieser im Internet veroffentlicht werden,
sofern der Inhalt der Karten, Plane oder Verzeichnisse zugleich in der Lan-
desverordnung grob umschrieben wird. Im textlichen Teil der Landesver-
ordnung mussen Ort und Zeit der Auslegung oder die Internetseite, auf der
die Veroffentlichung erfolgt, bezeichnet sein. Besondere Rechtsvorschriften
uber die Verkindung von Verordnungen bleiben unberuhrt.”

2. § 5 Absatz 2 Satz 3 erhalt folgende Fassung:
LAuf Verlangen werden einzelne Ausdrucke einzelner Veroffentlichungen
oder Vorschriften angefertigt.”
) Artikel 4
Anderung des Schleswig-Holsteinischen E-Government-Gesetzes
Das Schleswig-Holsteinische E-Government-Gesetz vom [Einfligen: Ausferti-
gungsdatum und Fundstelle von Artikel 2 des Digitalisierungsbeschleuni-
gungsgesetzes in LT-Drs. 20/4202] wird wie folgt geandert:
§ 38 Satz 1 Nummer 2 erhalt folgende Fassung:
2. § 52a Elektronische Kommunikation;*
) Artikel 5
Anderung des Landesnaturschutzgesetzes
Das Landesnaturschutzgesetz Schleswig-Holstein vom 24. Februar 2010 (GVOBI.

Schl.-H. S. 301, ber. S. 486), zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom
30. September 2024 (GVOBI. Schl.-H. S. 734), wird wie folgt geandert:

1. Die Inhaltsubersicht wird wie folgt geandert:

a) Die Angabe zu Kapitel 10 erhalt folgende Fassung: ,Kapitel 10 Ubergangs-
vorschriften und Befristungen®.

b) Nach der Angabe zu § 66 wird folgende Angabe eingeflgt:
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»8 67 Evaluation und Befristung®.

2. § 9 wird wie folgt geandert:

a) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 eingefligt:
,(6) § 15 Absatz 6a BNatSchG gilt nicht.”.
b) Die bisherigen Absatze 6 und 7 werden zu den Absatzen 7 und 8.
3. § 11 wird wie folgt geandert:
a) In Absatz 5 wird folgender neuer Satz 3 eingeflgt:
.8 17 Absatz 5 Satz 3 BNatschG gilt nicht.”
b) In Absatz 6 wird folgender neuer Satz 1 eingeflgt:
.8 17 Absatz 6 Satz 3 und 4 BNatSchG gilt nicht.”
c) Nach Absatz 6 wird folgender neuer Absatz 7 eingefligt:
.(7) § 17 Absatz 7 Satz 3 BNatschG gilt nicht.”
d) Die bisherigen Absatze 7 bis 10 werden zu den Absatzen 8 bis 11.

e) In dem neuen Absatz 10 Satz 1 wird die Angabe ,Satz 3“ durch die Angabe
.oatze 3 und 4“ ersetzt.

f) Der neue Absatz 11 wird wie folgt geandert:

Es wird folgender neuer Satz 1 eingefugt:,§ 17 Absatz 10 Satz 2 BNatschG
gilt nicht.”

4. Kapitel 10 erhalt folgende Uberschrift: ,Kapitel 10 Ubergangsvorschriften und
Befristungen®
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5. Nach § 66 wird folgender § 67 eingefugt:

.S 67
Evaluation

Die Landesregierung uberpruft die Auswirkungen der durch Artikel 5 des Ge-
setzes vom [Bitte einfiigen: Datum und Fundstelle dieses Gesetzes] einge-
fuhrten Abweichungen vom Bundesnaturschutzgesetz auf den Naturschutz und
die Landschaftspflege, die Eingriffsregelung sowie die Planungs- und Geneh-
migungspraxis (Artikel 10 des Infrastruktur-Zukunftsgesetzes vom 28. Juli 2026,
BGBI. | 2026 Nr. 224). Hierzu legt sie dem Schleswig-Holsteinischen Landtag
spatestens bis zum 1. Februar 2032 einen Evaluationsbericht vor.*

Artikel 6
Weitere Anderung des Landesnaturschutzgesetzes

Das Landesnaturschutzgesetz Schleswig-Holstein vom 24. Februar 2010
(GVOBI. Schl.-H. S. 301, ber. S. 486), zuletzt geandert durch Artikel 5 dieses
Gesetzes, wird wie folgt geandert:

1. Die InhaltsUbersicht wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift zu Kapitel 10 erhalt folgende Fassung: ,Kapitel 10
Ubergangsvorschriften®.

b) Die Angabe zu § 67 erhalt folgende Fassung: ,§ 67 (weggefallen)“.
2. § 9 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 6 wird gestrichen.

b) Die bisherigen Absatze 7 und 8 werden zu den Absatzen 6 und 7.

3. § 11 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 5 wird Satz 3 gestrichen.

b) Absatz 6 Satz 1 wird gestrichen.
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c) Absatz 7 wird gestrichen.

d) Die bisherigen Absatze 8 bis 11 werden zu den Absatzen 7 bis 10.

e) In Absatz 9 Satz 1 wird der Verweis ,Satze 3 und 4“ durch den Verweis
,Satz 3“ ersetzt.

f) Absatz 10 Satz 1 wird gestrichen.

4. Kapitel 10 erhalt folgende Uberschrift: ,Kapitel 10 Ubergangsvorschriften*.

5. § 67 wird gestrichen.

Artikel 7
Weitere Folgeanderungen

(1) Das Landesverwaltungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom
2. Juni 1992 (GVOBI. Schl.-H. S. 243, ber. S. 534), zuletzt geandert durch Artikel 2
dieses Gesetzes, wird wie folgt geandert:

1. § 126 Absatz 3 Satz 2 erhalt folgende Fassung:

,Die Geltendmachung der Unwirksamkeit ist schriftlich oder in elektroni-
scher Form gemall § 52b zu erklaren und soll begrindet
werden; § 52a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”

2. In § 152 Absatz 1 Satz 2 erhalt folgende Fassung:

,oie sind an sie oder ihn zu richten, wenn sie oder er ihre oder seine Voll-
macht in Schriftform oder in elektronischer Form nach § 52b vorgelegt hat;
§ 52a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”

3. In § 180 Absatz 3 Satz 4 wird nach der Angabe ,schriftlich® die Angabe
,oder elektronisch® eingeflgt.

4. In § 185c Absatz 5 Satz 5 wird die Angabe ,in Schriftform” durch die Anga-
be ,schriftlich oder elektronisch* ersetzt.

5. § 186 Absatz 3 wird wie folgt geandert:

-23 -



a) Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,Die richterliche Anordnung richtet sich hinsichtlich ihrer Form nach
den entsprechend anzuwendenden Vorschriften des Gesetzes uber
das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der
freiwilligen Gerichtsbarkeit; die polizeiliche Anordnung ergeht schrift-
lich oder elektronisch.”.

b) Absatz 5 erhalt folgende Fassung:

»(5) Eine Dokumentation der Anordnung ist nach MalRgabe von Satz 1
und 2 unverzuglich nachzuholen.”.

In § 201 Absatz 5 Satz 4 und Absatz 6 Satz 2 wird jeweils der Satz ,Die
Angabe der MaRnahme bedarf der Schriftform.“ durch den Satz ,Die Mal}-
nahme ist schriftlich oder elektronisch anzuordnen.“ ersetzt.

§ 209 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 3 wird nach Satz 2 folgender Satz eingefugt:
»8 92a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”.

b) In Absatz 4 wird nach der Angabe ,schriftlich“ die Angabe ,oder elek-
tronisch” eingefugt.

In § 264 Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe ,schriftliche” durch die Angabe ,in
Schriftform oder in elektronischer Form nach § 52b abzufassende® ersetzt
und folgender Halbsatz angefugt:

- § 52a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”.

§ 269 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,schriftlich® durch die Angabe ,in
Schriftform oder in elektronischer Form nach § 52b“ ersetzt und fol-
gender Halbsatz angefugt:

» § 52a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”.
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10.

11.

12.

13.

14.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 1 wird die Angabe ,schriftlich® durch die Angabe ,in
Schriftform oder in elektronischer Form nach § 52b“ ersetzt und
folgender Halbsatz angefugt:

. § 52a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”.

bb) In Nummer 2 wird die Angabe ,schriftliche“ durch die Angabe ,in
Schriftform oder in elektronischer Form nach § 52b erteilte” er-
setzt und folgender Halbsatz angefligt:

» § 52a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”.

In § 270 Absatz 1 wird Satz 2 neu gefasst:

,In Schriftform oder in elektronischer Form nach § 52b erteilte Mahnungen
sind verschlossen zu Ubergeben oder zu Ubersenden; § 52a Absatz 2 ist
nicht anzuwenden.”.

In § 273 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,schriftlichen® durch die Angabe
.in Schriftftorm oder in elektronischer Form nach § 52b erteilten” ersetzt und
folgender Halbsatz angeftigt:

» § 52a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”.

In § 278 Satz 1 wird die Angabe ,schriftlicher® durch die Angabe ,in
Schriftform oder in elektronischer Form nach § 52b erteilten® ersetzt und
folgender Halbsatz angefligt:

- § 52a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”.

In § 281 Absatz 2 Satz 5 wird die Angabe ,schriftlich durch die Angabe ,in
Schriftftorm oder in elektronischer Form nach § 52b“ ersetzt und folgender
Halbsatz angefugt:

» § 52a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”.

In § 282 Absatz 2 Satz 2 wird die Angabe ,schriftlich“ durch die Angabe ,in
Schriftform oder in elektronischer Form nach § 52b“ ersetzt und folgender
Halbsatz angeflugt:

- § 52a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”.
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15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

22.

In § 292 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,schriftliche” durch die Angabe ,in
Schriftform oder in elektronischer Form nach § 52b erteilte“ ersetzt und
folgender Halbsatz angefligt:

- § 52a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”.

In § 296 wird folgender Satz 2 angeflgt:

»8 52a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”.

In § 298 wird die Angabe ,schriftlich® durch die Angabe ,in Schriftform oder
in elektronischer Form nach § 52b“ ersetzt und folgender Halbsatz ange-
fugt:

- § 52a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”.

In § 300 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,schriftlich® jeweils durch die
Angabe ,in Schriftform oder in elektronischer Form nach § 52b“ ersetzt und
folgender Halbsatz angefugt:

» § 52a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”.

In § 301 Absatz 1 Satz 3 wird die Angabe ,schriftliches” durch die Angabe
.in Schriftform oder in elektronischer Form nach § 52b ergehendes” ersetzt
und folgender Halbsatz angefugt:

- § 52a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”.

In § 302 Absatz 1 wird die Angabe ,schriftliches” durch die Angabe ,in
Schriftform oder in elektronischer Form nach § 52b ergehendes” ersetzt und
folgender Halbsatz angefugt:

- § 52a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”.

In § 303 Absatz 1 wird die Angabe ,schriftliches* durch die Angabe ,in
Schriftform oder in elektronischer Form nach § 52b ergehendes” ersetzt und
folgender Halbsatz angeftigt:

» § 52a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”.

In § 307 Absatz 1 wird die Angabe ,schriftliches” durch die Angabe ,in
Schriftform oder in elektronischer Form nach § 52b ergehendes” ersetzt und
folgender Satz 2 angefugt:
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23.

24.

25.

26.

»8 92a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”.

In § 308 Satz 1 wird die Angabe ,schriftlich” durch die Angabe ,in Schrift-
form oder in elektronischer Form nach § 52b“ ersetzt und folgender Halb-
satz angefugt:

- § 52a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”.

§ 309 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,schriftlich“ durch die Angabe ,in
Schriftform oder in elektronischer Form nach § 52b“ ersetzt und fol-
gender Halbsatz angefugt:

- § 52a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”.

In Absatz 3 Satz 1 wird die Angabe ,schriftlich® durch die Angabe ,in
Schriftftorm oder in elektronischer Form nach § 52b" ersetzt und fol-
gender Halbsatz angefugt:

» § 52a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”.

§ 312 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 4 wird die Angabe ,schriftlich“ durch die Angabe ,in Schrift-
form oder in elektronischer Form nach § 52b" ersetzt und folgender
Halbsatz angefugt:

- § 52a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”.

In Absatz 5 wird die Angabe ,schriftlich“ durch die Angabe ,in Schrift-
form oder in elektronischer Form nach § 52b“ ersetzt und folgender
Halbsatz angefugt:

» § 52a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”.

In § 316 Absatz 2 wird die Angabe ,schriftlich durch die Angabe ,in
Schriftform oder in elektronischer Form nach § 52b“ ersetzt und folgender
Halbsatz angeflugt:

- § 52a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.”.
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(2) Das Verwaltungskostengesetz des Landes Schleswig-Holstein vom 17. Januar
1974 (GVOBI. Schl.-H. S. 37), zuletzt geandert durch Artikel 4 des Gesetzes vom
6. Dezember 2012 (GVOBI. Schl.-H. S. 1002) und Ressortbezeichnungen ersetzt
durch Artikel 64 der Verordnung vom 27. Oktober 2023 (GVOBI. Schl.-H. S. 514),
wird wie folgt geandert:

1. In §§ 14 Absatz 1 Satz 3, 20 Absatz 3 wird jeweils die Angabe ,schriftlich”
durch ,schriftlich oder elektronisch” ersetzt.

2. In § 14 Absatz 1 Satz 4 wird die Angabe ,schriftlichen oder schriftlich durch
die Angabe ,schriftlichen oder elektronischen oder schriftlich bestatigten
oder elektronisch® ersetzt.

(3) Das Informationszugangsgesetz fur das Land Schleswig-Holstein vom 19.
Januar 2012 (GVOBI. Schl.-H. S. 89), zuletzt geandert durch [Einflgen: letzte
Anderung des 1ZG-SH], wird wie folgt geandert:

In § 7 Absatz 4 Satz 1 wird die Angabe ,schriftlich® durch die Angabe
»schriftlich oder elektronisch® ersetzt.

(4) Das Landesministergesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Okto-
ber 1990 (GVOBI. Schl.-H. S. 515), zuletzt geandert durch Gesetz vom 9. No-
vember 2016 (GVOBI. Schl.-H. S. 846), wird wie folgt geandert:

§ 8a Absatz 1 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

»<Ausgeschiedene Landesministerinnen und Landesminister haben der
Landesregierung die Absicht der Aufnahme einer Erwerbstatigkeit oder
sonstigen standigen Beschaftigung auRerhalb des 6ffentlichen Dienstes in
Schriftform oder in elektronischer Form nach § 52b des Landesverwal-
tungsgesetzes anzuzeigen; § 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgeset-
zes ist nicht anzuwenden.“.

(5) Das Parlamentsinformationsgesetz vom 17. Oktober 2006 (GVOBI. Schl.-H.
217), zuletzt geandert durch Gesetz vom 16. Oktober 2023 (GVOBI. Schl.-H. S.
497), wird wie folgt geandert:
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In den §§ 8 Absatz 1 Satz 1, 9 Absatz 1 Satz 4, 9 Absatz 3, 9 Absatz 4, 9
Absatz 5, 9 Absatz 6, 9 Absatz 7 wird jeweils die Angabe ,schriftlich® durch
die Angabe ,schriftlich oder elektronisch® ersetzt.

(6) Die Landesbauordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Juli 2024
(GVOBI. Schl.-H. S. 504), zuletzt geandert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 13.
Dezember 2024 (GVOBI. Schl.-H. S. 875, 928), wird wie folgt gedndert:

In § 83 Absatz 2 wird folgender Satz 2 angefugt:

,3 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes ist nicht anzuwenden.”.

(7) Das Sparkassengesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 11. Sep-
tember 2008 (GVOBI. Schl.-H. S. 372), zuletzt geandert durch Artikel 4 des Ge-
setzes vom 30. Mai 2023 (GVOBI. Schl.-H. S. 279, 284), wird wie folgt geandert:

1. In § 11 Absatz 4 Satz 1 wird nach dem Wort ,Schriftliche“ das Wort ,,, elek-
tronische” eingeflgt.

2. In § 21 Absatz 2 Satz 2 werden nach dem Wort ,schriftlichen” die Woérter
yoder elektronischen® eingeflgt.

3. In§40 Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,mundliche und schriftliche®
durch die Worter ,mUndliche, schriftliche und elektronische” ersetzt.

4. In § 43 Satz 3 werden nach dem Wort ,schriftlich“ die Wérter ,,oder elektro-
nisch* eingefugt.

(8) Das Gesetz uber rechtsfahige Stiftungen des bulrgerlichen Rechts (Stiftungs-
gesetz) vom 30. Mai 2023 (GVOBI. Schl.-H. S. 279), zuletzt geandert durch Artikel
1 des Gesetzes vom 12. Dezember 2025 (GVOBI. Schl.-H. 2025/266; ber.
2025/186), wird wie folgt geandert:

§ 2 Absatz 3 erhalt folgende Fassung:
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»(3) Die Anerkennung ist in Schriftform zu erteilen. § 52a Absatz 2 des Lan-
desverwaltungsgesetzes ist nicht anzuwenden.”.

(9) Das Landeswassergesetz vom 13. November 2019 (GVOBI. Schl.-H. S. 425),
zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Dezember 2024 (GVOBI.
Schl.-H. S. 875), wird wie folgt geandert:

1.  Die Inhaltsubersicht wird wie folgt geandert:

a) Die Angaben zu den §§ 94c, 94d, 94f, 94h und 94n werden gestrichen.

b) Die Angabe zu § 105 wird durch die folgende Angabe ersetzt:
»3 105 Antrage”.

2. § 14 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) Satz 1 wird durch den folgenden Satz ersetzt:

,FUr das Verfahren zur Erteilung oder Anderung einer gehobe-
nen Erlaubnis oder Bewilligung sowie zum Ausgleich von Rech-
ten und Befugnissen (§ 22 WHG) gelten die §§ 136, 139a, 140
bis 140c und 143 des Landesverwaltungsgesetzes (LVWG) ent-
sprechend.”

bb) In Satz 3 wird die Angabe ,§ 140 Absatz 5 Satz 2 LVwG* durch
die Angabe ,§ 140 Absatz 3 Satz 2 LVwG" ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 3 werden nach dem Wort ,schriftlich® die Worter ,,oder
elektronisch® eingefugt.
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3. § 23 Absatz 1 erhalt folgende Fassung:

,(1) Die Errichtung oder die wesentliche Anderung von Anlagen in oder an
oberirdischen Gewassern bedarf der Genehmigung der Wasserbehorde.
Die Genehmigungspflicht entfallt fur Anlagen, die einer erlaubnispflichti-
gen Benutzung, der Unterhaltung oder dem Ausbau eines Gewassers
dienen. Die Genehmigungspflicht nach Satz 1 gilt auch fur Anlagen,

1. in oder an Bundeswasserstrafen im Sinne des Bundeswasserstra-
Rengesetzes,

2. die nach § 95 genehmigungspflichtig sind,
3. die wassergefahrdende Stoffe beférdern,

wenn durch sie eine Verunreinigung des Wassers oder eine nachteilige
Veranderung seiner Eigenschaften oder des Wasserabflusses zu besor-
gen ist.”

4. In § 34 Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort ,schriftlich® die Worter ,,oder
elektronisch® eingefligt.

5. In § 43 Absatz 3 Satz 2 werden die Worter ,schriftlich oder zur Niederschrift*
durch die Worter ,schriftlich, elektronisch oder zur Niederschrift* ersetzt.

6. In § 63 Absatz 3 Satz 3 werden nach dem Wort ,schriftlichen“ die Wérter
,oder elektronischen® eingefugt.

7. In § 68 Absatz 4 Satz 5 werden nach dem Wort ,schriftlich“ die Worter ,,oder
elektronisch” eingeftigt.

8. In § 79 Absatz 1 Satz 4 werden nach dem Wort ,schriftlichen“ die Worter
,oder elektronischen® eingefugt.

9. In § 80 Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort ,sowie” die Worter ,,, wenn
kein Fall des Absatz 2 Satz 1 vorliegt,” eingefugt.

10. § 84 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 wird nach Satz 2 der folgende Satz eingeflgt:
»8 141a Absatz 4 LVwG ist nicht anzuwenden.”.
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11.

12.

13.

14.

15.

16.

b)  In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe ,§ 142 Absatz 2 und 3 LVwWG*
durch die Angabe ,§ 142 Absatz 4 und 5 LVwWG" ersetzt.

§ 84a wird durch den folgenden § 84a ersetzt:

»S 84a
Projektmanager in Planfeststellungsverfahren

(1) Die Kosten einer Beauftragung nach § 140d LVwG tragt der Trager
des Vorhabens.

(2) Die Planfeststellungsbehoérde soll im Falle der Beauftragung eines
Projektmanagers mit diesem vereinbaren, dass die Zahlungspflicht un-
mittelbar zwischen dem Trager des Vorhabens und dem Projektmanager
entsteht und eine Abrechnung zwischen diesen erfolgt; Voraussetzung ist,
dass der Trager des Vorhabens einer solchen Vereinbarung zugestimmt
hat. Der Projektmanager ist verpflichtet, die Abrechnungsunterlagen
ebenfalls der Planfeststellungsbehérde zu tbermitteln. Die Planfeststel-
lungsbehérde prift, ob die vom Projektmanager abgerechneten Leistun-
gen dem jeweiligen Auftrag entsprechen, und teilt dem Trager des Vor-
habens das Ergebnis dieser Prufung unverzuglich mit.”.

In § 88 Absatz 2 Satz 2 werden die Woérter ,schriftlich oder zur Niederschrift*
durch die Worter ,schriftlich, elektronisch oder zur Niederschrift* ersetzt.

Die §§ 94c und 94d werden gestrichen.

§ 94e wird wie folgt geandert:

a) Die Nummern 1 bis 4 werden gestrichen.

b)  Die bisherigen Nummern 5 bis 8 werden zu den Nummern 1 bis 4.

Die §§ 94f und 94h werden gestrichen.

In § 94i Absatz 1a Satz 1 wird die Angabe ,§ 140 Absatz 4 des Landesver-
waltungsgesetzes® durch die Angabe ,§ 140 Absatz 2 des Landesverwal-
tungsgesetzes” ersetzt.
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17.

18.

19.

20.

21.

In § 94m Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,§ 140 Absatz 3 Satz 2 des Lan-
desverwaltungsgesetzes® durch die Angabe ,§ 140 Absatz 1 Satz 2 des
Landesverwaltungsgesetzes” ersetzt.

§ 94n wird gestrichen.

In § 103 Absatz 3 werden nach den Worten ,zustandig ist,” die Worte ,und
Rechtsvorschriften eine Anhdérungsbehoérde vorsehen,” eingefiigt.

In § 105 werden in der Uberschrift die Wérter ,Antrag, Schriftform* durch das
Wort ,Antrage” ersetzt.

In § 113 Absatz 1 wird die Angabe ,§ 140 Absatz 3 LVwG" durch die Anga-
be ,§ 140 Absatz 3 LVwWG in der bis zum 31. Dezember 2019 geltenden
Fassung“ ersetzt.

(10) Das Stralten- und Wegegesetz des Landes Schleswig-Holstein in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 25. November 2003 (GVOBI. Schl.-H. S. 631),
zuletzt geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 11. Dezember 2025 (GVOBI.
Schl.-H. 2025/168), wird wie folgt geandert:

1.

Die Inhaltsibersicht wird wie folgt geandert:

a) Die Angabe zu § 40a wird gestrichen.

b)  Die Angaben zu den §§ 40c bis 40f werden gestrichen.

In § 31 Satz 1 wird die Angabe ,§ 140 Abs. 3 Satz 2 des Landesverwal-
tungsgesetzes® durch die Angabe ,§ 140 Absatz 1 Satz 2 des Landesver-
waltungsgesetzes” ersetzt.

§ 40 wird wie folgt geéndert:
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b)

In Absatz 5 Satz 2 wird die Angabe ,die §§ 139 bis 145 des Landes-
verwaltungsgesetzes“ durch die Angabe ,die §§ 139 bis 145 und 337c
des Landesverwaltungsgesetzes” ersetzt.

In Absatz 7 Satz 3 wird die Angabe ,§ 17b Absatz 1 Nummer 2 des
Bundesfernstrallengesetzes® durch die Angabe ,§ 17b Absatz 4 des
Bundesfernstrallengesetzes” ersetzt.

§ 40a wird gestrichen.

§ 40b wird wie folgt geandert:

a)

b)

Absatz 1 erhalt folgende Fassung:

,(1) Fur die Plangenehmigung gilt § 141a des Landesverwaltungsge-
setzes mit der MalRgabe, dass stets eine Rechtsbehelfsbelehrung im
Sinne des § 108 Absatz 5 des Landesverwaltungsgesetzes beizufu-
gen ist.”

In Absatz 3 wird die Angabe ,§ 141 Absatz 7 des Landesverwal-
tungsgesetzes® durch die Angabe ,§ 141b des Landesverwaltungs-
gesetzes” ersetzt.

Die §§ 40c bis 40f werden gestrichen.

In § 42 Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe ,§ 140 Abs. 3 Satz 2 des Landes-
verwaltungsgesetzes” durch die Angabe ,§ 140 Absatz 1 Satz 2 des Lan-
desverwaltungsgesetzes” ersetzt.

In § 43 Absatz 1a Satz 1 wird die Angabe ,§ 140 Absatz 4 des Landesver-
waltungsgesetzes® durch die Angabe ,§ 140 Absatz 2 des Landesverwal-
tungsgesetzes® ersetzt.

In § 44a Satz 1 Nummer 3 wird die Angabe ,§ 142 Absatz 2 Satz 4 des
Landesverwaltungsgesetzes” durch die Angabe ,§ 142 Absatz 4 Satz 4
des Landesverwaltungsgesetzes” ersetzt.
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(11) Die Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Februar
2003 (GVOBI. Schl.-H. S. 57), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom
26. Marz 2026 (GVOBI. Schl.-H. 2026/27), wird wie folgt gedndert:

1. In § 16e Satz 1 wird nach der Angabe ,schriftlich“ die Angabe ,, elektro-
nisch* eingefugt.

2. § 16f Absatz 2 erhalt folgende Fassung:

»(2) Der Antrag von Einwohnerinnen und Einwohnern ist in Schriftform ein-
zureichen, § 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes ist nicht anzu-
wenden. Er muss ein bestimmtes Begehren sowie eine Begrundung ent-
halten. Jeder Antrag muss bis zu drei Personen benennen, die berechtigt
sind, die Unterzeichnenden zu vertreten; diese sind von der Gemeindever-
tretung oder von dem zustandigen Ausschuss zu horen.”

3. In § 35 Absatz 1 Satz 3 werden jeweils nach dem Wort ,schriftlich” die
Worter ,oder elektronisch® eingefugt.

4. In § 39 Absatz 3 werden nach dem Wort ,schriftlich® die Worter ,,oder elek-
tronisch® eingefugt.

5. § 43 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort ,schriftlich® die Woérter ,oder
elektronisch” eingeftigt.

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort ,schriftlich® die Worter ,,oder
elektronisch® eingefugt.

6. In § 46 Absatz 6 Satz 1 werden nach dem Wort ,schriftlich® die Worter ,oder
elektronisch® eingefugt.

7. In§ 47 Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort ,schriftlich“ die Worter ,,oder
elektronisch” eingeftigt.

8. § 51 wird wie folgt geandert:
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a) In Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefugt:

.8 92a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes ist nicht anzuwen-
den.”.

b) In Absatz 3 wird folgender Satz angefugt:

».8 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes ist nicht anzuwen-
den.”

9. § 56 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender Satz eingeflgt:

,.8 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes ist nicht anzuwen-
den.”.

b) In Absatz 3 wird folgender Satz angefligt:

».8 92a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes ist nicht anzuwen-
den.”

10. In § 57c Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 wird das Wort ,schriftliche” gestrichen.

11. In § 64 Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefugt:

,3 92a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes ist nicht anzuwenden.”

12. In § 122 Satz 1 werden die Worter ,mundliche und schriftliche® gestrichen.

(12) Die Kreisordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Februar 2003
(GVOBI. Schl.-H. S. 94), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26.
Marz 2026 (GVOBI. Schl.-H. 2026/27), wird wie folgt geandert:

1. In § 16d Satz 1 wird nach der Angabe ,schriftlich“ die Angabe ,, elektro-
nisch“ eingefligt.

2. § 16e Absatz 2 erhalt folgende Fassung:
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»(2) Der Antrag von Einwohnerinnen und Einwohnern ist in Schriftform ein-
zureichen, § 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes ist nicht
anzuwenden. Er muss ein bestimmtes Begehren sowie eine Begrindung
enthalten. Jeder Antrag muss bis zu drei Personen benennen, die berechtigt
sind, die Unterzeichnenden zu vertreten; diese sind vom Kreistag oder von
dem zustandigen Ausschuss zu hoéren.”

In § 30 Absatz 1 Satz 3 werden jeweils nach dem Wort ,schriftlich® die
Worter ,oder elektronisch® eingefugt.

In § 34 Absatz 3 werden nach dem Wort ,schriftlich® die Wérter ,oder elek-
tronisch® eingefugt.

§ 38 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort ,schriftlich® die Worter ,,oder
elektronisch® eingefugt.

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort ,schriftlich“ die Worter ,oder
elektronisch® eingefugt.

In § 41 Absatz 6 Satz 1 werden nach dem Wort ,schriftlich“ die Woérter ,oder
elektronisch” eingefligt.

In § 42 Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort ,schriftlich® die Worter ,,oder
elektronisch® eingefugt.

§ 50 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 2 wird nach Satz 1 folgender Satz eingefugt:

,.3 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes ist nicht anzuwen-
den.”

b) In Absatz 3 wird folgender Satz angefugt:

,.8 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes ist nicht anzuwen-
den.”
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9. In§ 61 Satz 1 werden die Worter ,mundliche und schriftliche” gestrichen.

(13) Die Amtsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 28. Februar 2003
(GVOBI. Schl.-H. S. 112), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
11. Dezember 2025 (GVOBI. Schl.-H. 2025/168), wird wie folgt geandert:

1.  In § 3 Absatz 5 Satz 2 werden nach nach Wort ,schriftlich® die Woérter ,oder
elektronisch® eingefligt.

2.  § 11 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 4 werden nach dem Wort ,schriftlich® die Wérter ,,oder elek-
tronisch® eingefugt.

b) In Absatz 5 Satz 2 werden nach dem Wort ,schriftlich“ die Worter ,oder
elektronisch® eingefligt.

(14) Das Gesetz Uber kommunale Zusammenarbeit in der Fassung der Bekannt-
machung vom 28. Februar 2003 (GVOBI. Schl.-H. S. 122), zuletzt geandert durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 5. Februar 2025 (GVOBI. Schl.-H. 2025/27), wird wie
folgt geandert:

1.  § 6 wird wie folgt neu gefasst:

”§ 6
Ausgleich

Neben der Verbandssatzung konnen die Beteiligten durch 6ffentlich-recht-
lichen Vertrag vereinbaren, dass Vorteile und Nachteile, die sich fir sie aus
der Bildung des Zweckverbands oder spateren Veranderungen ergeben,
ausgeglichen werden.”

2.  § 11 wird wie folgt geandert:

a) Nach Absatz 2 Satz 1 wird folgender Satz eingeflugt:
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».8 92a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes ist nicht anzuwen-
den.”

b) In Absatz 3 wird folgender Satz angefugt:

.8 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes ist nicht anzuwen-
den.”

3. § 19a Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst:
.(4) Im Ubrigen gilt § 18 Absatz 3 und 6 entsprechend.*

(15) Das Landesverfassungsgerichtsgesetz vom 10. Januar 2008 (GVOBI. Schl.-
H. S. 25), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Marz 2024
(GVOBI. Schl.-H. S. 313), wird wie folgt geandert:

1.  In § 5 Absatz 1 wird folgender Satz angefigt:

,3 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes findet keine Anwen-
dung.”

2. In § 7 Absatz 1 wird folgender Satz angeflugt:

,8 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes findet keine Anwen-
dung.”

3. In § 9 Absatz 3 wird folgender Satz angefugt:

.In den Fallen des Satz 1 Nummer 1 findet § 52a Absatz 2 des Landesver-
waltungsgesetzes keine Anwendung.”

(16) Das Landesrichtergesetz in der Fassung vom 23. Januar 1992 (GVOBI. Schl.-
H. S. 46), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Mai 2022 (GVOBI.
Schl.-H. S. 551), Ressortbezeichnungen ersetzt durch Artikel 62 der Landesver-
ordnung vom 27. Oktober 2023 (GVOBI. Schl.-H. S. 514), wird wie folgt geandert:

1. In § 8 Absatz 1 wird folgender Satz angefugt:

.8 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes findet keine Anwen-
dung.”
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2. In § 16 Absatz 1 wird folgender Satz angefugt:

.In den Fallen des Satz 1 Nummer 2 findet § 52a Absatz 2 des Landesver-
waltungsgesetzes keine Anwendung.”

3. In§ 18 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 wird jeweils nach der Angabe ,§ 16
Absatz 1“ die Angabe ,Satz 1 eingefugt.

4. § 23 Absatz 4 wird wie folgt geandert:

a) Die Angabe , , aber nicht in elektronischer Form® wird gestrichen.

b) Folgender Satz wird angeflgt:

,.3 92a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes findet keine An-
wendung.”.

5. In § 52 wird folgender Satz angefugt:

»8 92a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes findet keine Anwen-
dung.“.

(17) Das Hinterlegungsgesetz vom 3. November 2010 (GVOBI. Schl.-H. S. 685),
zuletzt geandert durch Artikel 20 des Gesetzes vom 17. Marz 2022 (GVOBI.
Schl.-H. S. 301), wird wie folgt geandert:

1. § 5 Absatz 1 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 2 wird die Angabe ,schriftlich" durch die Angabe ,in Schriftform
oder in elektronischer Form nach § 52b des Landesverwaltungsge-
setzes” ersetzt.

b) Nach Satz 2 wird folgender Satz angefugt:

,§ 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes findet keine An-
wendung.”

2. § 8 Absatz 1 wird wie folgt geandert:
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a) In Satz 1 wird die Angabe ,schriftlich" durch die Angabe ,in Schriftform
oder in elektronischer Form nach § 52b des Landesverwaltungsge-
setzes” ersetzt.

b) Nach Satz 1 wird folgender Satz angefugt:

,.8 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes findet keine An-
wendung.”

3. § 22 wird wie folgt geandert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,schriftlich" durch die Angabe ,in
Schriftform oder in elektronischer Form nach § 52b des Landes-
verwaltungsgesetzes” ersetzt.

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz angefiigt:

.3 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes findet keine
Anwendung.*

b) Absatz 3 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,schriftlich" durch die Angabe ,in
Schriftform oder in elektronischer Form nach § 52b des Landes-
verwaltungsgesetzes” ersetzt.

bb) Nach Absatz 3 Satz 2 wird folgender Satz angeflgt:

.3 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes findet keine
Anwendung.”

(18) Das Landesjustizgesetz vom 17. April 2018 (GVOBI. Schl.-H. S. 231), zuletzt
geandert durch Gesetz vom 9. Dezember 2025 (GVOBI. Schl.-H. 2025/180), wird
wie folgt geandert:

§ 74 Absatz 3 erhalt folgende Fassung:

»(3) Auf die Ermachtigung finden §§ 3, 4, 5 Absatz 3 und 4 und §§ 7 bis 10
des Gerichtsdolmetschergesetzes vom 10. Dezember 2019 (BGBI. |
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S. 2121), geandert durch Gesetz vom 8. Dezember 2025 (BGBI. 2025 | Nr.
319), entsprechende Anwendung. § 52a Absatz 2 des Landesverwal-
tungsgesetzes findet fur § 5 Absatz 4 Nummer 2 des Gerichtsdolmet-
schergesetzes keine Anwendung. An die Stelle der Dolmetscherprifung
und der Prufung flir den Dolmetscherberuf tritt die entsprechende Prifung
fur Ubersetzerinnen und Ubersetzer.*

(19) Das Landesbeamtengesetz vom 26. Marz 2009 (GVOBI. Schl.-H. S. 93, ber.
S. 261), zuletzt geandert durch Gesetz vom 25. Marz 2026 (GVOBI. Schl.-H.
2026/35), wird wie folgt geandert:

1. § 5 Absatz 5 Satz 2 erhalt folgende Fassung:

,Einer Richterin oder einem Richter darf das Amt mit leitender Funktion auf
Dauer im Beamtenverhaltnis auf Lebenszeit beim gleichen Dienstherrn nur
ubertragen werden, wenn sie oder er die Entlassung aus dem Richteramt
schriftlich verlangt; § 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes ist nicht
anzuwenden.”

2. § 11 Absatz 1 Satz 3 erhalt folgende Fassung:

,Die Feststellung der Nichtigkeit ist der Beamtin oder dem Beamten oder
den versorgungsberechtigten Hinterbliebenen schriftlich bekannt zu geben;
§ 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes ist nicht anzuwenden.”

3. §12 Absatz 1 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,Die Rucknahme der Ernennung wird von der obersten Dienstbehorde er-
klart und ist der Beamtin oder dem Beamten schriftlich bekannt zu geben; §
52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes ist nicht anzuwenden.”

4. § 32 Absatz 1 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

,Die Entlassung nach § 23 BeamtStG wird von der Stelle schriftlich ver-
fugt, die fur die Ernennung zustandig ware; § 52a Absatz 2 des Landes-
verwaltungsgesetzes ist nicht anzuwenden.”

5. In § 41 Absatz 1 Satz 2 wird die Angabe ,schriftlicher” durch die Angabe
,schriftlicher oder elektronischer” ersetzt.

6. In § 43 Absatz 4 wird die Angabe ,schriftlicher” durch die Angabe ,schriftli-
cher oder elektronischer ersetzt.

7. §45 Absatz 2 wird wie folgt geandert::
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a) Satz 2 erhalt folgende Fassung:

,Die Verfugung ist der Beamtin oder dem Beamten in Schriftform
oder in elektronischer Form nach § 52b des Landesverwaltungsge-
setzes zuzustellen; § 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes
ist nicht anzuwenden.”

b) Es wird folgender Satz 3 angefugt:

,Die Verflgung kann bis zum Beginn des Ruhestands zuriickgenom-
men werden.”

(20) Das Mitbestimmungsgesetz Schleswig-Holstein vom 11. Dezember 1990
(GVOBI. Schl.-H. S. 577), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 5.
Dezember 2025 (GVOBI. Schl.-H. 2025/169), wird wie folgt geandert:

§ 15 Absatz 4 Satz 2 erhalt folgende Fassung:

~Jeder Wahlvorschlag der Beschaftigten muss von mindestens einem
Zwanzigstel der wahlberechtigten Gruppenangehdrigen, auf jeden Fall von
mindestens drei Wahlberechtigten in Schriftform oder in elektronischer
Form nach § 52b des Landesverwaltungsgesetzes unterzeichnet sein;
§ 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes ist nicht anzuwenden.”

(21) Das Ausbildungszentrumsgesetz vom 10. Februar 2026 (GVOBI. Schl.-H.
2026/19, ber. 2026/22) wird wie folgt geandert:

§ 12 Absatz 4 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

"Erklarungen, durch die das Ausbildungszentrum verpflichtet werden soll,
mussen schriftlich oder elektronisch erfolgen.*

(22) Das Schulgesetz vom 24. Januar 2007 (GVOBI. Schl.-H. S. 39, ber. S. 276),
zuletzt geandert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 29. Januar 2025 (GVOBI.
Schl.-H. 2025/17, S. 8), wird wie folgt geandert:

1.  In § 2 Absatz 5 Satz 2 wird das Wort ,schriftlich® gestrichen.

2. In § 31 Satz 2 und § 68 Absatz 3 Satz 1 werden jeweils nach dem Wort

,schriftlich® die Worter ,oder elektronisch® eingefugt.
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(23) Das Hochschulzulassungsgesetz in der Fassung vom 5. Februar 2016
(GVOBI. Schl.-H. S. 75), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
11. Dezember 2025 (GVOBI. Schl.-H. 2025/144), wird wie folgt geandert:

In § 9 werden nach dem Wort ,werden” die Worter ,; Abweichungen von
§ 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes sind zulassig, insbeson-
dere konnen die Hochschulen regeln, dass Antrage und sonstige Unterla-
gen in Schriftform eingereicht werden mussen, ohne dass § 52a Absatz 2
des Landesverwaltungsgesetzes angewendet wird“ eingeflgt.

Artikel 8
AuBerkrafttreten

Artikel 5 dieses Gesetzes tritt mit Ablauf des 31. Januar 2032 aul3er Kraft.

Artikel 9
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der folgenden Absatze 2 bis 7 am Tage nach
seiner Verkindung in Kraft.

(2) Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe ¢ und Nummer 12 bis 14 treten am Tage nach
der Verkindung dieses Gesetzes in Kraft, jedoch nicht vor dem 1. Januar 2027.

(3) Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe b und Nummer 6 bis 8 und 10 treten am Tage
nach der Verkiindung dieses Gesetzes, jedoch nicht vor dem 1. Februar 2027 in
Kraft.

(4) Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe a und d, Nummer 3 bis 5 und 9, 11, 16 Buch-
stabe b und 17 treten am 1. Juli 2027 in Kraft.

(5) Artikel 5 tritt [am 1. Februar 2027; bei spaterem Gesetzesbeschluss, spate-
rer Ausfertigung oder spaterer Verkindung: mit Wirkung vom 1. Febru-
ar 2027] in Kraft.

(6) Artikel 6 tritt am 1. Februar 2033 in Kraft.

(7) Artikel 7 Absatz 1 bis 8, Absatz 9 Nummer 2 Buchstabe b, Nummer 4 bis 8

und 12, Absatz 11 bis 13, Absatz 14 Nummer 2 und Absatz 15 bis 23 tritt am
1. Juli 2027 in Kraft.
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Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkiinden.

Kiel,

Daniel Ginther
Ministerpréasident

Magdalena Finke
Ministerin fiir Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport

Tobias Goldschmidt
Minister flir Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

Mit dem Gesetzentwurf sollen das LVwG und weitere planungsrechtliche Vorschriften
des Landesrechts im Wege der Simultan- und Konkordanzgesetzgebung an die zwi-
schenzeitlichen Anderungen der verwaltungsverfahrensrechtlichen Vorschriften des
Bundes im Verwaltungsverfahrensgesetz (VWV{G) und in weiteren Bundesgesetzen
aufgrund des Infrastruktur-Zukunftsgesetzes vom 22. Juli 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 224)
— Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 19. Dezember 2025, BR-Drs. 780/25, BT-
Drs. 21/4099 und BT-Drs. 21/6701 —, das am 26. Juni 2026 in zweiter und dritter Le-
sung vom Deutschen Bundestag und am 10. Juli 2026 vom Bundesrat (BR-Drs. 390/26
(B)) beschlossen worden ist, sowie des Gesetzes fir den Burokratieriickbau im Be-
reich des Bundesministeriums des Innern vom 3. Juli 2026 (BGBI. | 2026 Nr. 199)
angeglichen werden. Ziel ist es, einen weitgehenden Gleichlauf zwischen dem im
LVwG geregelten Verwaltungsverfahrensrecht mit dem Verwaltungsverfahrensrecht
des Bundes sowie mit dem (klnftigen) entsprechenden Recht der Lander sicherzu-
stellen. Die landesrechtlichen Anderungen sollen zeitgleich mit den analogen Ande-
rungen im Bundesrecht in Kraft treten.

Das LVwG wird im Wege der Simultan- und Konkordanzgesetzgebung vollstandig an
die Anderungen im Verwaltungsverfahrensgesetz des Bundes (VwVfG) durch das
Infrastruktur-Zukunftsgesetz angepasst. Die Ubereinstimmung der Gesetzeswortlau-
te des VWVfG und des LVwG wird angestrebt, um nach § 137 Absatz 1 Nummer 2
VwGO die Revisibilitdt der landesverwaltungsverfahrensrechtlichen Vorschriften si-
cherzustellen. Sie wird unterstutzt, indem nicht nur der Wortlaut, sondern auch die
Gesetzesbegrindungen der jeweiligen Vorschriften des VwVfG und des LVwG
gleichlaufen. Der so erkennbare klare Wille des Gesetzgebers bildet eine Grenze, uber
welche Behérden und Gerichte sich in der spateren Rechtsauslegung nicht hinweg-
setzen konnen (BVerfG, Beschl. vom 16. Dezember 2014 — 1 BvR 2142/11 —, NVwZ
2015, 510 (515 f.); BVerwG, Beschl. vom 27. September 2021 — 10 B 7/20 —, NVwZ
2022, 82 (84 f.)). Etwaige weitere, aus anderen Griinden sachlich gebotene Anderun-
gen des LVwG sollen daher in gesonderten Gesetzgebungsverfahren aul3erhalb des
vorliegenden Gesetzentwurfes, welcher ausschlieBlich der parallelen Umsetzung der
bundesrechtlichen Anderungen durch das Infrastruktur-Zukunftsgesetz, ohne Auslas-
sungen oder Hinzufligungen dient, umgesetzt werden.

AuRerdem werden die Gemeinden, Kreise und Amter durch gezielte MaRnahmen der
Verwaltungsvereinfachung entlastet, indem eine Genehmigungspflicht abgebaut und
eine gesetzliche Verordnungsermachtigung fur die digitale Ausfertigung von Satzun-
gen eingefuhrt wird.

Das Verkindungs- und Bekanntmachungsgesetz Schleswig-Holstein (VKBkKmG SH)
wird an die Erfordernisse der Digitalisierung angepasst, soweit es die Verkindung von
Karten, Planen und Verzeichnissen als Bestandteile von Verordnungen betrifft. Au-
Rerdem wird die Regelung uber den Ausdruck von einzelnen Nummern des Gesetz-
und Verordnungsblattes flir Schleswig-Holstein und des Amtsblattes flr Schleswig-
Holstein aus Grunden der Verwaltungsvereinfachung tUberarbeitet.

Zudem besteht im Bereich des Naturschutzes und der Landschaftspflege eine Ab-
weichungskompetenz der Lander. Diese ergibt sich aus Artikel 72 Absatz 3 Nummer
2 des Grundgesetzes. Schleswig-Holstein macht von dieser Kompetenz Gebrauch, um
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das bewahrte Schutzniveau seiner Eingriffsregelung zu erhalten. Die Regelung be-
wegt sich im Rahmen der verfassungsrechtlich vorgesehenen Abweichungskompe-
tenz. Bundesrechtliche Mindeststandards, insbesondere europarechtlich determinier-
te Vorgaben (FFH- und Vogelschutzrichtlinie), bleiben unberihrt. Das Ziel des Infra-
struktur-Zukunftsgesetzes, die Effizienz von Planungs- und Genehmigungsverfahren
deutlich zu steigern, wird ausdricklich begruf3t und unterstitzt. Mit der in Art. 10 des
Infrastruktur-Zukunftsgesetzes vom 22. Juli 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 224) geregelten
Anderung des Bundesnaturschutzgesetzes sollen verfahrensrechtliche Beschleuni-
gungen von Planungs- und Genehmigungsverfahren durch Anderungen der Eingriffs-
regelung erreicht werden. In Schleswig-Holstein fiihrt die Anwendung der Eingriffsre-
gelung nicht zu Verfahrensverzogerungen. Vielmehr gibt es eine Vielzahl von Mdg-
lichkeiten fur Vorhabentrager, verfahrensbedingte Eingriffe in Natur und Landschaft
auszugleichen. Diese bewahrten und eingespielten Verfahren gewahrleisten einen
reibungslosen Vollzug. Anderungen bestehender Verfahrensregelungen sind demge-
genuber regelmaldig mit einem zumindest vorubergehenden Mehraufwand verbunden,
insbesondere aufgrund des Erfordernisses der organisatorischen Umsetzung, der
Klarung von Auslegungsfragen sowie der Anpassung von Zustandigkeiten und Ar-
beitsablaufen. Solche Umstellungsprozesse flihren erfahrungsgemafy zunachst zu
Verzogerungen. Die Beibehaltung bewahrter Verfahren fordert daher die Verfahrens-
effizienz und dient der Beschleunigung des Vollzugs, indem vermeidbare Umstellungs-
und Abstimmungsaufwande vermieden werden.

B. Besonderer Teil

I. Zu Artikel 1 (Anderung des Landesverwaltungsgesetzes)

Artikel 1 umfasst verschiedene Anderungen des Landesverwaltungsgesetzes zur
Angleichung des Landesverwaltungsverfahrensrechts an die durch das vom Deut-
schen Bundestag und vom Bundesrat beschlossene Infrastruktur-Zukunftsgesetz
bewirkten Anderungen im Verwaltungsverfahrensrecht des Bundes.

1. Zu Nummer 1 (Anderung der Inhaltsiibersicht)

Es handelt sich um notwendige Folgeanderungen. Die Inhaltsubersicht ist wegen der
Anderungen der Uberschriften der §§ 86b und 141 und der Ein- bzw. Anfligung der §§
139a, 140a bis 140c, 141a, 141b, 142a sowie 337c entsprechend anzupassen.

2. Zu Nummer 2 (Anderung des § 86a)

§ 86a LVwG wird analog zum [im Wesentlichen] gleichlautenden § 27a VwWVfG (neu)
gefasst, wobei lediglich punktuell eine redaktionelle Anpassung an landesspezifische
Begrifflichkeiten erfolgt, ohne dass damit eine materielle Abweichung des Rege-
lungsgehalts verbunden ware (im Rahmen der Simultan- und Konkordanzgesetzge-
bung unschadlich sind u.a. landesrechtliche Behdrdenbezeichnungen anstelle der
bundesrechtlichen Bezeichnungen der Behodrdenorganisation oder eine geschlechts-
neutrale Personenbezeichnung im Landesrecht statt der Verwendung des generi-
schen Maskulinums im Bundesrecht etc., vgl. BVerwG, Urt. vom 7.3.2007 - 9 C 2/06 -,
juris Rn. 15)

Zu Absatz 1
§ 86a Absatz 1 regelt die Form der Bekanntgabe einer offentlichen oder oértlichen
Bekanntmachung. Es reicht nun fur die Bekanntgabe aus, dass der Inhalt der
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Bekanntmachung auf der Internetseite der Behorde oder ihres Verwaltungstragers
veroffentlicht wird. Die bisherigen Voraussetzungen, wonach die Bekanntmachung
auch in den ortlichen Tageszeitungen veroffentlicht werden muss (vgl. § 139 Absatz 2
Satz 2 LVwG in der geltenden Fassung) entfallt damit ersatzlos.

,Damit werden die entsprechenden Regelungen zur Digitalisierung in den
Fachgesetzen (vgl. § 17a Absatz 3 Satz 3 FStrG, § 18 Absatz 3 Satz 2 AEG, § 14a
Absatz 3 Satz 3 WaStrG) dibernommen.

Die Neuregelung trdgt damit dem Bedlirfnis nach weitergehender Digitalisierung
von Verfahrensschritten Rechnung. Die 6ffentliche Bekanntmachung im Internet
bringt erhebliche Vorteile: Zum einen werden Verwaltungskosten eingespart. Der
Aufwand fir die Beauftragung und Kontrolle der Veréffentlichungen in den
Tageszeitungen entféllt ebenso wie das Entgelt fiir die Veréffentlichungen in den
Tageszeitungen. Zum anderen wird dem Bedlirfnis Rechnung getragen, das
Verwaltungsverfahren transparenter zu gestalten. Die Informationen, bspw. (iber ein
Vorhaben finden sich nun fiir den Betroffenen dort, wo er sie erwartet, nédmlich auf
der Internetseite der Behérde. Das Verfahren wird zudem vereinheitlicht indem
beispielsweise unterschiedliche Bekanntgaben in verschiedenen Gemeinden
vermieden werden.

Unter dem Begriff der Internetseite sind auch Datenplattformen (u.a. Antrags- und
Beteiligungsportal des Bundes) zu verstehen.” (BR-Drs. 780/25 S. 148, BT-Drs.
21/4099 S. 147).

Zu beachten ist die Veranderung des urspringlichen Gesetzentwurfes der
Bundesregierung (BT-Drs. 21/4099 S. 34, 147) durch die Beschlussempfehlung des
Verkehrsausschusses des Deutschen Bundestages (BT-Drs. 21/6701 S. 28, 79 f.):

,Die Anderung von § 27a VWVfG-E iibernimmt die Empfehlung des Bundesrates
(Nummer 64 BR-Drs. 780/25), den Wortlaut von § 27a VwVfG-E an § 27b VwVfG-
E anzugleichen. Gestrichen wird der bisherige § 27a Absatz 1 Satz 2 VwVfG-E
wonach die Bekanntmachung zusétzlich im elektronischen Mitteilungs- oder
Verkiindungsblatt der Behérde oder ihres Verwaltungstrdagers erfolgen muss. Diese
Regelung ist entbehrlich, da sie keinen Mehrwert im Sinne einer schnelleren oder
gezielteren Information bietet als die bereits vorgesehene Verbffentlichung auf der
Internetseite der Behérde. Im Gegensatz zur handelnden Behérde, diirfte es fiir
Dritte schwieriger sein, das amtliche Veréffentlichungsblatt zu identifizieren, (iber
welches die Behérde die Information zu veréffentlichen hat (BT-Drs. 21/6701 S. 79
f.).~

§ 86a Absatz 1 LVwWG kommt, wie bisher auch, zur Anwendung, wenn eine
Rechtsvorschrift eine offentliche oder 6rtliche Bekanntmachung anordnet und keine
spezialgesetzlichen Regelungen bestehen. § 86a LVwG regelt dann die Form der
Bekanntmachung. Den Inhalt der Bekanntmachung gibt die Vorschrift nicht vor.
Hauptanwendungsfall sind die Regelungen zum Planfeststellungsrecht (§§ 139ff.
LVwG). Die § 139 Absatz 2, § 140 Absatz 3, § 140b Absatz 2, § 141 Absatz 5 LVwG
sehen hier jeweils eine 6ffentliche Bekanntmachung vor.
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Zu Absatz 2

Es wird zunachst auf die amtliche Begriindung der Bundesregierung zum Infrastruk-
tur-Zukunftsgesetz zur Anderung von § 27a VwVfG verwiesen, wobei der Bezug auf
§ 27b VwWVFG dabei vorliegend einem Bezug auf § 86b LVwG entspricht (dazu unter
3., zu Nummer 3 (Anderung des § 86b)):

,oatz 1 sieht wie bisher fiir die in Absatz 1 Satz 1 zwingend angeordnete
Internetveréffentlichung eine Ausnahme fiir solche Félle vor, in denen Probleme
bestehend, diese Anforderung umzusetzen, verzichtet dabei aber auf den Begriff
LZugénglichmachung” und verwendet stattdessen ,Veréffentlichung” (vgl. auch die
Begriindung zu § 27b). Satz 2 sieht jetzt neu vor, dass im Falle der Unmébglichkeit
die Bekanntmachung auf eine andere Weise zu bewirken ist. Der neue Satz 3 stellt
klar, dass in Féllen der Unmébglichkeit nach Absatz 2 auch Absatz 1 Satz 3 nicht zur
Anwendung kommen kann, sondern fiir die Einhaltung einer vorgeschriebenen Frist
die Bekanntmachung auf diese Weise mal3geblich ist.“ (BR-Drs. 780/25 S. 149, BT-
Drs. 21/4099 S. 147).

Zu beachten ist die Veranderung des urspriunglichen Gesetzentwurfes der Bundesre-
gierung (BT-Drs. 21/4099 S. 34, 147) durch die Beschlussempfehlung des Verkehrs-
ausschusses des Deutschen Bundestages (BT-Drs. 21/6701 S. 28, 79 f.). Danach
,bestimmt* die Behorde eine andere Art der Bekanntmachung, wenn eine Veroffentli-
chung im Internet, insbesondere aus technischen Griinden, nicht mdglich ist (Absatz
2 Satz 1). Maldgeblich fur die Einhaltung einer vorgeschriebenen Frist ist — abwei-
chend von Absatz 1 Satz 2 — die Bekanntmachung auf die durch die Behdrde be-
stimmte Weise (Absatz 2 Satz 2).

3. Zu Nummer 3 (Anderung des § 86b)
§ 86b LVwG wird analog zum bisher gleichlautenden § 27b VwVfG (neu) gefasst.

Zu Buchstabe a (Uberschrift)

Es wird sinngemaf auf die amtliche Begrindung der Bundesregierung zum Infra-
struktur-Zukunftsgesetz zur Anderung von § 27b VWVfG verwiesen, welchem vorlie-
gend § 86b LVwWG entspricht:

,Durch die Anderungen in § 27b wird kiinftig weitestgehend auf den Begriff
,LZugénglichmachung® verzichtet, da dieser mit einem analogen Vorgehen
verbunden wird, welches kiinftig nicht mehr vorgesehen sein soll. Daher wurde auch
die Uberschrift des § 27b angepasst, sodass die Norm kiinftig die Auslegung von
Dokumenten vorsehen soll, aber nicht mehr die Zugénglichmachung von
auszulegenden Dokumenten.” (BR-Drs. 780/25 S. 149, BT-Drs. 21/4099 S. 147).

Zu Buchstabe b (Absatz 1 und 2)

Es wird sinngemaf auf die amtliche Begrindung der Bundesregierung zum Infra-
struktur-Zukunftsgesetz zur Anderung von § 27b VWVfG verwiesen, wobei die Bezii-
ge auf §§ 27a, 27b und 73 VwVfG dabei vorliegend Bezlugen auf §§ 86a, 86b und
140 LVwG entsprechen:

,Die Anderung des Absatzes 1 dient ebenfalls der weitergehenden Digitalisierung
von Verfahrensschritten unter Verzicht auf parallele analoge Verfahrensschritte.
Nunmehr reicht es fiir die Auslegung von Dokumenten aus, wenn diese auf der
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Internetseite der Behdrde verdffentlicht werden. Hierunter fallen auch
Datenplattformen (u.a. Antrags- und Beteiligungsportal des Bundes).

Das bisherige Erfordernis, dass die Auslegung auch auf mindestens eine andere
Art, was in der Praxis in der Regel die physische Auslegung der Dokumente in einer
Behérde bedeutet, entféllt, damit ersatzlos. Nur wenn eine Veréffentlichung der
auszulegenden Unterlagen im Internet, insbesondere aus technischen Griinden,
nicht méglich ist, ist eine andere Zugangsmaoglichkeit vorzusehen, was dann in der
Regel die physische Auslegung vor Ort sein wird.

Wie auch bei § 27a tragt die Neuregelung dem Bedlirfnis nach weitergehender
Digitalisierung von Verfahrensschritten Rechnung. Die dortigen Erwédgungen gelten
auch hier. Ohne-hin sind §§ 27a und 27b als Einheit zu betrachten, da die
Auslegung von Dokumenten in der Regel auch vorher bekannt gemacht wird.

Wie bislang auch, setzt Absatz 1 voraus, dass durch eine Rechtsvorschrift die
Auslegung angeordnet wird. Hauptanwendungsfall ist wiederum das
Planfeststellungsverfahren. § 73 Absatz 1 VwVfG ordnet die Auslegung der
Planunterlagen an. § 73 Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit § 27b Absatz 1 Satz 1
stellt nun klar, dass die Auslegung durch eine Veréffentlichung auf der Internetseite
der Behérde erfolgt.” (BR-Drs. 780/25 S. 149, BT-Drs. 21/4099 S. 147 f.) .

Zu beachten ist aber die Veranderung des urspringlichen Gesetzentwurfes der
Bundesregierung (BT-Drs. 21/4099 S. 35, 147) durch die Beschlussempfehlung des
Verkehrsausschusses des Deutschen Bundestages (BT-Drs. 21/6701 S. 28 f., 80), der
auf die Stellungnahme des Bundesrates zur Gesetzesvorlage der Bundesregierung
Bezug nimmt (Ziff. 66 und 67 in BR-Drs. 780/25 (B)):

.Die Anderung von § 27b VwVfG iibernimmt die Empfehlungen Nummer 66 und
Nummer 67 des Bundesrates (BR-Drs. 780/25).“ (BT-Drs. 21/6701 S. 80).

In Schleswig-Holstein kommt als Internetseite bzw. ,Datenplattform® im Sinne des
Absatz 1 Satz 1 z.B. die Beteiligungsinfrastruktur ,BOB-SH" in Betracht.

Zu Buchstabe c (Absatz 4) )
Es handelt sich um eine Folgeanderung in Folge der Anderung von § 86b Absatz 1
LVwG.

4. Zu Nummer 4 (Anderung des § 88a)

§ 88a LVwG wird analog zum bisher gleichlautenden § 30 VwVfG (neu) gefasst.

Es wird sinngemald auf die amtliche Begrindung der Bundesregierung zum Infra-
struktur-Zukunftsgesetz verwiesen:

,Betreiber kritischer Anlagen (KRITIS) sind Organisationen und Einrichtungen mit
wichtiger Bedeutung fiir das staatliche Gemeinwesen, bei deren Ausfall oder
Beeintrdchtigung nachhaltig  wirkende  Versorgungsengpésse, erhebliche
Stérungen der 6ffentlichen Sicherheit oder andere dramatische Folgen eintreten
wirden. Informationen (ber diese Anlagen sind besonders schutz- und
geheimhaltungsbedirftig, da hier im Falle einer Verbffentlichung schwere Nachteile
flir das staatliche Gemeinwesen drohen. Daher sind diese ebenfalls in den
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Anwendungsbereich der Geheimhaltung einzubeziehen.” (BR-Drs. 780/25 S. 150,
BT-Drs. 21/4099 S. 148).

Zu beachten ist die Veranderung des urspringlichen Gesetzentwurfes der
Bundesregierung (BT-Drs. 21/4099 S. 35, 148) durch die Beschlussempfehlung des
Verkehrsausschusses des Deutschen Bundestages (BT-Drs. 21/6701 S. 29, 80), der
auf die Stellungnahme des Bundesrates zur Gesetzesvorlage der Bundesregierung
Bezug nimmt (Ziff. 68 in BR-Drs. 780/25 (B)):

,Die Anderung iibernimmt die Empfehlungen Nummer 68 des Bundesrates (BR-
Drs.780/25). Der Schutz von kritischen Infrastrukturen ist auch mit Blick auf beste-
hende Transparenzregelungen sicherzustellen. Daher wird § 30 VwWVfG erweitert
und erméglicht es, soweit kritische Infrastrukturen durch Rechtsvorschrift als solche
bestimmt sind, geheimhaltungsbedlirftige Daten nicht unbefugt zu offenbaren. Un-
ter den Begriff der kritischen Infrastruktur fallen zum Beispiel die in BSIG und KRI-
TISDachG als kritische Anlagen definierten Infrastrukturen. Dartiber hinaus besteht
auch dann ein entsprechendes Schutzbed!irfnis, wenn Kkritische Infrastrukturen
betroffen sind, die zwar nicht rechtlich als solche bestimmt sind, jedoch besonders
schutzbediirftig zur Wahrung der 6ffentlichen Sicherheit und fiir die Funktionsfa-
higkeit der Infrastruktur mal3geblich sind. Auch in diesem Fall diirfen geheimhal-
tungsbediirftige Daten nicht unbefugt offenbart werden. Dies qilt auch fiir verteidi-
gungswichtige und verteidigungsrelevante Infrastrukturen bzw., wenn eine Veréf-
fentlichung nachteilige Auswirkungen auf die Landes- und Biindnisverteidigung
haben kann. In beiden Féllen besteht ein besonderes Geheimhaltungsbedlirfnis.
Wiirden Informationen, wie detaillierte Karten, technische Parameter, Standortin-
formationen oder Leitungs- und Trassenverldufe &ffentlich zugénglich gemacht
werden, kénnten diese Informationen insbesondere mit modernen Analysetools
automatisiert weiterverarbeitet werden und potenziell unbefugte Eingriffe in den
Betrieb der kritischen Infrastruktur erméglichen. Bei kritischen Infrastrukturen muss
zwischen den Transparenzanforderungen und dem Geheimhaltungsinteresse ab-
gewogen werden. In den genannten Fallgestaltungen liberwiegt das Geheimhal-
tungsinteresse.” (BT-Drs. 21/6701 S. 80).“

5. Zu Nummer 5 (Anderung des § 136)

Damit ein Planfeststellungsbeschluss nicht nur mit qualifizierter digitaler Signatur
erlassen werden kann, wird mit dem Infrastruktur-Zukunftsgesetz in § 69 Absatz 2 Satz
2 VwWVTG das qualifizierte digitale Siegel gemal} § 3a Absatz 3 Nummer 3 Buchstabe
a VwVfG aufgenommen (vgl. Ziff. 69 in BR-Drs. 780/25 (B), S. 54 Ziff. 69).

,Die Anderung tibernimmt die Empfehlungen Nummer 69 des Bundesrates (BR-
Drs. 780/25). Damit ein Planfeststellungsbeschluss nicht nur mit qualifizierter
digitaler Signatur erlassen werden kann, wird in § 69 Absatz 2 Satz 2 VwVfG das
qualifizierte digitale Siegel gemél3 § 3a Absatz 3 Nummer 3 Buchstabe a VwVfG
aufgenommen.” (BT-Drs. 21/6701 S. 80; der in der Beschlussempfehlung des
Verkehrsausschusses des Bundestages in Bezug genommene Verweis auf die
verfahrensrechtliche Regelung des Siegels in § 3a Absatz 3 Nummer 3 Buchstabe
a VwVfG ist nach einer Gesetzesénderung nun in § 3b Satz 1 Nummer 2 VwVfG zu
finden).”.
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Eine entsprechende Regelung ist fur die spiegelbildliche Vorschrift des § 136 Absatz
2 Satz 2 LVwG vorgesehen.

Eine entsprechende Regelung ist in Artikel 1 Nummer 6 des
Digitalisierungsbeschleunigungsgesetzes (Gesetzentwurf der Landesregierung vom
3.Marz 2026, LT Drs. 20/4202) in § 136 Absatz 2 Satz 2 LVwG aufgenommen, wobei
der Wortlaut im Digitalisierungsbeschleunigungsgesetz geringfigig vom Wortlaut des
VwWVFG in der Fassung des Infrastruktur-Zukunftsgesetzes abweicht. Zur
Gewabhrleistung der vollstandigen Konkordanz von VwVfG und LVwG wird daher der
Wortlaut des § 136 Absatz 2 Satz 2 LVwG an den zwischenzeitlich geanderten
Wortlaut des § 69 Absatz 2 Satz 2 VwVfG angepasst, ohne dass damit eine Anderung
in der Sache verbunden ist.

6. Zu Nummer 6 (Anderung des § 139)

§ 139 Absatz 2 LVwG wird analog zum bisher im Wesentlichen gleichlautenden § 72
Absatz 2 VwVfG neu gefasst. Die Regelung entspricht dem Wortlaut des bisherigen
§ 139 Absatz 2 Satz 1 LVwG. Die bisherige in § 139 Absatz 2 Satz 2 LVwG enthalte-
ne Regelung zur Form der amtlichen Bekanntmachung entfallt. Hier gilt jetzt die all-
gemeine Vorschrift der § 139 Absatz 1 Satz 1 LVwG in Verbindung mit § 86a Absatz
1 LVwWG (vgl. BT-Drs. 21/4099 S. 148).

7. Zu Nummer 7 (Einfligung eines § 139a)

Analog zur Einfugung eines § 72a VwVfG wird ein gleichlautender § 139a LVwG ein-
gefugt. Es wird sinngemal auf die amtliche Begriindung der Bundesregierung zum
Infrastruktur-Zukunftsgesetz zur Einflgung des § 72a VwVfG verwiesen, wobei die
Bezlge auf §§ 3a, 27a, 27b, 30, 72a und 73 VwVfG dabei vorliegend Bezligen auf §§
52a, 86a, 86b, 88a, 139a und 140 LVwG entsprechen:

,Die umfassenden Anderungen im Zuge der Digitalisierung der Verfahrensschritte
werden zum Anlass genommen, die bislang in wenigen Vorschriften getroffenen
Regelungen neu und lbersichtlicher zu ordnen. Sie sollen den Anwender leichter
durch die einzelnen Verfahrensschritte leiten. Die einzelnen Verfahrensschritte des
Planfeststellungsverfahrens werden dabei chronologisch abgebildet. Den Beginn
macht der neue § 72a VwVfG. Mit Einreichung des Plans beginnt das
Planfeststellungsverfahren.

Der neue Absatz 1 regelt das Verhéltnis der Planfeststellungsbehérde zum Tréager
des Vorhabens. Er tibernimmt weitestgehend den bisherigen § 73 Absatz 1 Satz 1
VwVfG. Der Trédger des Vorhabens hat den vollsténdigen Plan der
Planfeststellungsbehérde zur Durchfiihrung des Anhdérungsverfahrens nunmehr
elektronisch einzureichen (Satz 1). Lediglich der bisherige Satz 2, der den Inhalt
des einzureichenden Plans umschreibt, wird nicht ibernommen. Er ist zu allgemein
gehalten, um eine abschlieBende Auflistung der fiir das Planfeststellungsverfahren
bendtigten Unterlagen aufzulisten. Was an Unterlagen vorzulegen ist, ist eine Frage
des Einzelfalls und wird letztlich durch die Planfeststellungsbehérde fest-gelegt. In
der Praxis haben sich ohnehin Hinweise oder Richtlinien herausgebildet, die den
Umfang der Unterlagen umschreiben und fortlaufend angepasst werden.
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Einzureichen ist der vollstdndige Plan. Die Planfeststellungsbehérde kann priifen,
ob die Planunterlagen vollstdndig und vor allem aussagekréftig sind. Sind die
Unterlagen unvollsténdig oder enthalten sie offensichtliche Unrichtigkeiten, wirkt die
Planfeststellungsbehérde beim Trdger des Vorhabens auf eine Ergdnzung oder
Berichtigung hin. Dies erfolgt dann im Vorfeld des Planfeststellungsverfahrens.

Durch § 72a Absatz 1 Satz 2 VwVFG wird sichergestellt, dass insbesondere
militdrische Sicherheitsinteressen umfassend geschiitzt werden. In dem zu
veréffentlichenden Plan kbnnen je nach Vorhabentrdger Daten/Informationen
enthalten sein, die Schliisse auf die militdrische Nutzung der Liegenschaften
zulassen und/oder fiir die Landes- und Biindnisverteidigung relevant sein kénnten.
Die mégliche Kenntnisnahme unbefugter Personen muss ausgeschlossen werden,
da ansonsten nicht nur das Risiko der Beeintrdchtigung des Auffrags der
Bundeswehr besteht, sondern ggf. sogar ein Sicherheitsrisiko. Bei der
Bereitstellung von Dokumenten in digitaler Form ist die bestehende Gefahr des
Zugriffs Unbefugter ungleich héher. Der Schutz des § 27b Abs. 4 VwVfG ist hier
nicht ausreichend, da Schutzgut dieser Regelung nur Geheimnisse i.S.d. § 30
VWVFG sind, womit insbesondere Geheimnisse, die zum persénlichen
Lebensbereich gehéren sowie die Betriebs- und Geschéftsgeheimnisse gemeint
sind. Dadurch werden aber die Sicherheitsinteressen der Bundeswehr nicht
vollstédndig umfasst.

Nach Absatz 2 kann die Planfeststellungsbehérde festlegen, dass der Plan liber
eine von ihr zur Verfliigung gestellte Datenplattform einzureichen ist. Absatz 3 gibt
ihr dann die Mobglichkeit, dieses selbst und auch deren Nutzung weitere
auszugestalten. Diese Regelungen sind erforderlich, da zwischen den Beteiligten
klar sein muss, wie der elektronische Austausch technisch erfolgen soll,
beispielsweise welche Dateiformate bei der Ubermittlung zu nutzen sind oder, falls
die Kommunikation U(ber ein Datenportal abgewickelt werden soll, wie dieses
genutzt wird, beispielsweise durch welches Anmeldeverfahren. Die
Gestaltungsméglichkeiten sind hier vielféltig. Hervorzuheben ist hier lediglich die
Moglichkeit, eine Datenplattform zu verwenden, die auch eine digitale,
modellbasierte Arbeitsmethode der Beteiligten an dem Vorhaben erlaubt. Gemeint
ist hier beispielsweise BIM (Building Information Modeling), das eine durchgehende
Digitalisierung aller planungs- und realisierungsrelevanten Bauwerksinformationen
als virtuelles Bauwerksmodell umschreibt. Diese Methode enthélt im Vergleich zu
herkébmmlichen, nicht vernetzten IT-Modellen deutlich mehr Informationen und
schafft eine synchronisierte Datenbasis, auf die alle am Bau Beteiligten zugreifen
kénnen. Die Neuregelung in Absatz 2 stellt klar, dass die Planfeststellungsbehérde
ein solches Modell fiir die weiteren Verfahrensschritte nutzen kann und dient dem
Ziel der Bundesregierung, die BIM-Methode flachendeckend und nach
bundeseinheitlichen Rahmenbedingungen bei der Planung, der Genehmigung, dem
Bau und der Instandhaltung von Bundesverkehrswegen und Infrastruktur
anzuwenden.

[-]
Es kénnen auch Verfahren nach § 3a VwVfG genutzt werden. Die Regelungen,

bspw. in § 3a Absatz 2 und 3 sind zwar darauf ausgelegt, die schriftliche
Kommunikation zwischen Beteiligten zu ersetzen (die im Planfeststellungsverfahren
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gesetzlich nicht angeordnet ist), schlieBen aber nicht aus, dass diese elektronischen
Verfahren genutzt werden.

Der neue §§ 72a Absatz 2 und Absatz 3 VwVFG macht deutlich, dass der
Gesetzgeber von dem Grundsatz ausgeht, dass die Verfahrensschritte digital
durchzufiihren sind. Die nachfolgenden Vorschriften der §§ 73ff. VwVfG greifen dies
nochmal klarstellend auf, indem sie auf die elektronische Vornahme bestimmter
Verfahrenshandlungen abstellen.

Fir die Anwendung der §§ 73ff. VwVfG sind zudem die neuen §§ 27a, 27b VwVfG
von besonderer Bedeutung, die lber § 72 Absatz 1 VwVfG anzuwenden sind und
als allgemeine Vorschriften weitergehende Regelungen zur Digitalisierung treffen.
Die Vorschriften bauen aufeinander auf. Die Auslegung der Planunterlagen (§ 73
Absatz 1 VwVFG) erfolgt durch die Veroéffentlichung auf der Internetseite der
Behérde. Gleiches gilt fiir die vorherige Bekanntgabe der Auslegung (§ 73 Absatz 3
Satz 1 VwVfG). Durch die Neuregelung werden alle analogen Verfahrensschritte im
Rahmen des Planfeststellungsverfahrens durch digitale Schritte ersetzt. Das den
bisherigen §§ 27a, 27b VwVfG zu Grunde liegende Konzept, wonach digitale
Schritte nur neben analogen Schritten méglich sind, wird ausdriicklich aufgegeben.
Das VwVFfG tibernimmt damit bestehende Regelungen zum
Planfeststellungsverfahren aus anderen Fachgesetzen (§§ 17a, 17b FStrG, §§ 14,
14a WaStrG, §§ 18a, 18b AEG) und fiihrt sie zu einer einheitlichen Regelung
zusammen. Die Fachregelungen sollen so abgelést oder zumindest verschlankt
werden. Ziel ist ein einheitliches Verfahrensrecht fiir alle Vorhabenstrager, was
dann zur Beschleunigung aller Verfahren beitragen soll.

Eine Ausnahme vom Grundsatz der digitalen Durchfiihrung bildet die Durchfiihrung
des Erorterungstermins. Der neue § 73b VwVfG geht von dem Grundsatz aus, dass
dieser analog, d.h. durch eine Besprechung vor Ort durchgefiihrt wird, sofern die
Planfeststellungsbehérde diesen fiir erforderlich hélt. Die Ersetzung des
Erérterungstermins durch digitale Formate ist hier in das Ermessen der
Planfeststellungsbehérde gestellt. Hintergrund ist, dass sich in der Praxis gezeigt
hat, dass trotz digitaler Konferenztechnik die Erérterung vor Ort in den Gemeinden
seitens der Behérde, wie in der Regel auch des Tragers des Vorhabens gewtinscht
wird.

Sollte eine vorgesehene elektronische Durchfiihrung des
Planfeststellungsverfahrens aus technischen Grinden nicht mdglich [sein],
bestimmt die Planfeststellungsbehérde das weitere Vorgehen, soweit in den
nachfolgenden Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmt ist. Dies dient als
Auffangklausel, um die Durchfiihrung des Planfeststellungsverfahrens zu
gewéhrleisten.” (BR-Drs. 780/25 S. 150ff.; BT-Drs. 21/4099 S. 148 ff.).

Zu beachten ist die Veranderung des urspringlichen Gesetzentwurfes der
Bundesregierung (BT-Drs. 21/4099 S. 35, 148) durch die Beschlussempfehlung des
Verkehrsausschusses des Deutschen Bundestages (BT-Drs. 21/6701 S. 29 f, 80 f.),
der auf die Stellungnahme des Bundesrates zur Gesetzesvorlage der
Bundesregierung Bezug nimmt (Ziff. 70, 75 in BR-Drs. 780/25 (B)):

L,Die Anderung in § 72a VwVfG-E (bernimmt die Empfehlung Nummer 70 des
Bundesrates (BR-Drs.780/25) und ergénzt sie um eine Priifpflicht der
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Planfeststellungsbehérde. Diese hat unverziiglich zu priifen, ob die Planunterla-
gen vollstandig sind. Sind die Planunterlagen unvollsténdig oder enthalten sie of-
fensichtliche Unrichtigkeiten, wirkt die Planfeststellungsbehérde unverziiglich beim
Tréger des Vorhabens innerhalb von 14 Tagen nach Einreichung auf eine Ergén-
zung oder Berichtigung hin. Die Priifpflicht beinhaltet keine Priifung auf inhaltliche
Richtigkeit der vorgelegten Unterlagen oder eine abschlieBende Festlegung, ob
auf ihrer Grundlage die Genehmigungsféhigkeit beurteilt werden kann. Dies ist
vielmehr erst nach Durchfiihrung des Anhérungs- und der Behérdenbeteiligung
moglich. Die Priifung soll vielmehr vermeiden, dass erst im spéteren Verfahren
Unterlagen nachgefordert werden miissen und ggf. erneut ausgelegt werden miis-
sen, obwohl schon friihzeitig erkennbar ist, dass sie fiir die Bewertung des Vorha-
bens notwendig sind. Die Auslegung des Plans nach § 73 Absatz 1 VwVfG-E soll
erst erfolgen, wenn der Plan vollsténdig ist oder berichtigt worden ist. Erst dann
beginnt die 3 Wochen-Frist.

Durch die Neuregelung des § 72a Absatz 2 wird klargestellt, dass die Planfeststel-
lungsbehdrde in erster Linie die digitalen Verwaltungsschritte unter Nutzung einer
von ihr oder ihrem Verwaltungstrager zur Verfligung gestellten Datenplattform
durchfiihren soll. Diese Soll-Vorschrift erméglicht gleichwohl Abweichungen im
Einzelfall.

Die Priifbitte des Bundesrates (Nummer 75 BR-Drs. 780/25) zu prtifen, ob weitere
Regelungen zu schaffen sind fiir Félle, in denen die vorgesehene digitale Durch-
fihrung des Planfeststellungsverfahrens aus technischen Griinden nicht méglich
ist, wird insoweit umgesetzt, als dass der bisherige §72a Absatz 3 Satz 2 VwVfG-
E zum neuen Absatz 4 wird und die Uberschrift der Vorschrift angepasst wird. Da-
durch wird klargestellt, dass es sich um eine allgemeine, alle Verfahrensschritte
des Planfeststellungs- oder Plangenehmigungsverfahrens umfassende Regelung.
Ist die digitale Verfahrensgestaltung nicht méglich, bestimmt die Planfeststellungs-
behérde das weitere Vorgehen. Welche und inwieweit sie analoge Verfahrens-
Schritte durchfiihrt, obliegt ihrem Verfahrensermessens. Sie kann bspw. die Be-
kanntmachung in ihrem amtlichen Veréffentlichungsblatt veréffentlichen oder die
Auslegung physisch bei sich vornehmen. Auch die §§ 27a, b VwVfG-E ermégli-
chen es der Behérde, die Bekanntmachung und Auslegung auf eine andere Weise
zu bewirken, wenn eine digitale Mdglichkeit aus technischen Griinden nicht zur
Verfligung steht.“ (BT-Drs. 21/6701 S. 80f.)."

8. Zu Nummer 8 (Anderung des § 140)

§ 140 LVwG wird analog zum bisher im Wesentlichen gleichlautenden § 73 VwWVfG
neu gefasst, wobei punktuell ausnahmsweise bestehende landesspezifische materi-
elle Erweiterungen des Regelungsgehalts auch weiterhin in Erganzung des Wortlauts
im Bundesrecht in die Neufassung des Landesrechts Uberflihrt werden. Zusatzliche,
die Wortlautgleichheit zu den bundesrechtlichen Vorschriften unberihrt lassenden
Regelungen in demselben Regelungskorper (Paragrafen) sind im Wege der Simultan-
und Konkordanzgesetzgebung unbeachtlich und stehen dieser mithin nicht entgegen.
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Es wird sinngemal® auf die amtliche Begrundung der Bundesregierung zum Infra-
struktur-Zukunftsgesetz zur Neufassung des § 73 VwVfG verwiesen, wobei die Bezlige
auf §§ 3a, 27a, 27b, 73 und 73a VwVfG dabei vorliegend Bezlgen auf §§ 52a, 86a,
86b, 140 und 140a LVwG entsprechen:

»,§ 73 VWVIFG ist in der geltenden Fassung die zentrale Vorschrift zur Durchfiihrung
des Anhérungsverfahrens sowie fiir die Beteiligung der Behérden.

In der neuen Fassung regelt die Vorschrift das Verhéltnis von
Planfeststellungsbehérde zu den Betroffenen einschlie8lich der Vereinigungen.
Daher ist [sie] kiirzer als bislang gefasst. Die Beteiligung der Behérden wird in § 73a
VwWVFG ausgelagert.

§ 73 VwVFG geht bislang von einer analogen Durchfiihrung der Verfahrensschritte
aus, wie beispielsweise die physische Auslegung der Planunterlagen in den
Gemeinden vor Ort (und durch diese) und die vorherige Information dariiber durch
(physische) Bekanntmachung durch die Gemeinde. Auch die Kommunikation mit
den Beteiligten, ob andere Fachbehérden oder Betroffene (Private) sowie
Vereinigungen, geht vom Grundsatz her von der Schriftlichkeit aus, d.h. einer
analogen Verfahrensabwicklung. Die die Schriftlichkeit ersetzenden Mdéglichkeiten,
wie sie § 3a VwVIG vorsieht, gelten nur fiir einzelne Verfahrensschritte, nicht
hingegen als allgemeine Grundsétze.

Die Auslegung der Planunterlagen (§ 73 Absatz 1 VwVfG) erfolgt nun durch die
Veroffentlichung auf der Internetseite der Behérde (vgl. § 27b VwVIG). Gleiches gilt
fur die vorherige Bekanntgabe der Auslegung (§ 73 Absatz 3 Satz 1 VwVfG), die
nach MalBgabe von § 27a VwVfG im Internet bekannt gemacht wird. Das VwVfG
tubernimmt  damit im  Wesentlichen  bestehende  Regelungen  zum
Planfeststellungsverfahren aus anderen Fachgesetzen (§§ 17a, 17b FStrG, §§ 14,
14a WaStrG, §§ 18a, 18b AEG) und fihrt sie zu einer einheitlichen Regelung
zusammen.” (BR Drs. 780/25, S. 1562, BT-Drs. 21/4099 S. 150).

Die bereits im bestehenden § 140 Absatz 4 Satz 8 LVwG in Erganzung zum geltenden
§ 73 Absatz 4 VwV{G enthaltene landesspezifische zusatzliche Regelung, wonach die
zustandige Behorde sicherstellt, dass die Erhebung von Einwendungen gegen den
Plan und die Abgabe von Stellungnahmen zu dem Plan auch uUber den Basisdienst
gemal Nummer 11 der Anlage zu § 1 der Basisdiensteverordnung vom 16. November
2020 (GVOBI. Schl.-H. S. 862) — ,BOB SH* (s.a. oben 2. Zu Nummer 2 (Anderung des
§ 86a), Zu Buchstabe b) —, moglich ist, wird beibehalten und systematisch an ent-
sprechender Stelle im neuen Regelungswortlaut verortet.

Es wird sinngemal® auf die amtliche Begrundung der Bundesregierung zum Infra-
struktur-Zukunftsgesetz zur Neufassung des § 73 VwVfG verwiesen:

,Die Regelungen zum Anhérungsverfahrens flir Betroffene und Vereinigungen
entsprechen den bisherigen Anforderungen beispielsweise zum
Beteiligungsumfang. Sie werden im Hinblick auf eine digitalisierte Ausgestaltung
angepasst.

Stellungnahmen anerkannter Vereinigungen und Einwendungen von Betroffenen
sind nunmehr elektronisch abzugeben. Es entfillt die Regelung, wonach
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Einwendungen schriftlich oder zur Niederschrift bei der Gemeinde vor Ort
vorgebracht werden kbénnen. Hintergrund ist, dass von dieser Mdéglichkeit kaum
Gebrauch gemacht wird. Ist die elektronische Erhebung oder Abgabe im Einzelfall
nicht zumutbar, stellt die Planfeststellungsbehérde auf Verlangen eine andere
Weise zur Verfligung (Absatz 2 Satz 2). Welche andere Weise gewéhlt wird, steht
im Ermessen der Planfeststellungsbehérde. Weiter wird klargestellt, dass
Einwendungen gegentiber der Planfeststellungsbehérde abzugeben sind.

Die bislang vorgesehene physische Auslegung der Pléne vor Ort in den jeweiligen
vom Vorhaben betroffenen Gemeinden entféllt. Die Auslegung erfolgt nun durch
Verdffentlichung der Pléne auf der Internetseite der Planfeststellungsbehérde.

Die bisherige Dauer von Auslegungs- und Einwendungsfrist wird beibehalten. Die
Auslegungsfrist betragt einen Monat, die Einwendungsfrist 6 Wochen, beginnt aber
nun neu ab der Auslegung, d.h. der Veréffentlichung des Plans im Internet.

Die Veréffentlichung im Internet bringt erhebliche Vorteile: Zum einen werden
Verwaltungskosten eingespart. Die Gemeinden, die entsprechende Rdume und
Aufsichtspersonal fiir die Zeit der Auslegung bereitstellen miissen, werden entlastet
und auch der Tréger des Vorhabens spart durch den Verzicht auf den mehrfachen
physischen Ausdruck der zur Auslegung bestimmten Exemplare Kosten ein. Zum
anderen wird dem Bedlirfnis Rechnung getragen, das Verwaltungsverfahren
transparenter zu gestalten. Die Informationen (iber das Vorhaben finden sich nun
fiir den Betroffenen dort, wo er sie erwartet, ndmlich auf der Internetseite der
Planfeststellungsbehérde. Und dort, wo die Informationen abgerufen werden, erfolgt
auch die Méglichkeit der Beteiligung und mit der Abgabe von Stellungnahmen und
Erhebung von Einwendungen auf digitalem Weg wird eine einfache und zeitgemélle
Form der Beteiligung ermdglicht, die etwaige jetzt bestehende Hlirden abbaut. Das
Verfahren wird zudem vereinheitlicht indem beispielsweise unterschiedliche
Auslegungszeitrdume in verschiedenen Gemeinden vermieden werden.

Fiir den Fall, dass einem Beteiligten keine zumutbare Mobglichkeit der digitalen
Kommunikation zur Verfiigung steht, soll er sich wé&hrend der Dauer der
Auslegungsfrist mit der Planfeststellungsbehérde abstimmen, wie ihm ein
anderweitiger Zugang oder Informationen zum Vorhaben zur Verfligung gestellt
werden kann (Absatz 1 Satz 2). Die Regelung beruht auf entsprechenden
Vorschriften in einzelnen Fachgesetzen (z.B. § 17a Absatz 3 Satz 2 FStrG, § 18a
Absatz 3 Satz 2 AEG und § 14a Absatz 3 Satz 2 WaStrG). Welche Form gewaéhit
wird, steht im Ermessen der Planfeststellungsbehérde. In der Regel wird die
Ubersendung eines géngigen elektronischen Speichermediums sein, auf dem die
auszulegenden Unterlagen gespeichert sind, wie dies bspw. § 22 Absatz 3 Satz 2
NABEG vorsieht. Méglich ist aber auch eine digitale Einsichtnahme in der Behérde
selbst. Die Regelung regelt nicht die Anforderungen an die Barrierefreiheit beim
Zugang zu Dokumenten.” (BR Drs. 780/25 S. 152f., BT-Drs. 21/4099 S. 150 1.).

Die im geltenden § 140 Absatz 4 Satz 5 und 8 LVwG enthaltenen erganzenden lan-
desspezifischen Vorschriften, wonach durch Verweis auf § 83 LVwG klargestellt wird,
dass der Amtsermittlungsgrundsatz gilt (Satz 5) bzw. durch die zustandige Behdérde
sicherzustellen ist, dass die Erhebung von Einwendungen gegen den Plan und die
Abgabe von Stellungnahmen zu dem Plan nach Satz 1 auch Uber den Basisdienst
gemald Nummer 11 der Anlage zu § 1 der Basisdiensteverordnung vom 16. November
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2020 (GVOBI. Schl.-H. S. 862), moglich ist (Satz 8) werden innerhalb der neuen Re-
gelungssystematik beibehalten, mithin im neuen § 140 Absatz 2 LVwG als weitere
Satze 6 und 7 angeflugt. Der Verweis auf § 83 LVwG hat nur deklaratorischen Cha-
rakter, da Uber § 139 Absatz 1 LVwG neben den §§ 140 bis 145 LVwG die Ubrigen
Vorschriften des LVwG gelten. So hat auch das BVerwG (BVerwG, Beschl. vom
26.8.1998 — 11 VR 4-98 —, NVwZ 1999 S. 535 (536)) entschieden, dass der Amtser-
mittlungsgrundsatz grundsatzlich auch im Planfeststellungsverfahren gilt. Die Rege-
lung zur Gewabhrleistung der elektronischen Erhebung von Einwendungen oder Ab-
gabe von Stellungnahmen wurde durch das Gesetz zur Férderung der Digitalisierung
und Bereitstellung von offenen Daten und zur Erméglichung des Einsatzes von da-
tengetriebenen Informationstechnologien in der Verwaltung (Digitalisierungsgesetz)
vom 16. Marz 2022 (GVOBI. Schl.-H. S. 285) eingeflihrt. Diese Regelung steht im
Einklang mit dem bundesrechtlichen Regelungsanliegen des Infrastruktur-Zukunfts-
gesetzes und stellt sich insoweit als zulassige landesspezifische Konkretisierung dar.

Zu beachten ist die Veranderung des urspringlichen Gesetzentwurfes der
Bundesregierung (BT-Drs. 21/4099 S. 35, 148) durch die Beschlussempfehlung des
Verkehrsausschusses des Deutschen Bundestages (BT-Drs. 21/6701 S. 30 f., 81), der
auf die Stellungnahme des Bundesrates zur Gesetzesvorlage der Bundesregierung
Bezug nimmt (Ziff. 16 Buchst. b, 77, 78, 80, 81, 82 und 109 in BR-Drs. 780/25 (B)):

,Die Anderung iibernimmt die Empfehlungen Nummer 77, 78, 80, 81, 82 und 109
des Bundesrates (BRDrs.780/25). Die Auslegungsfristen nach § 73 Absatz 2
VWVFG-E und nach § 18 Absatz 1 UVPG-E fiir Vorhaben, die einer
Umweltvertraglichkeitspriifung unterfallen werden vereinheitlicht. Es gelten
nunmehr die gleichen Fristen. Die Auslegungsfrist wie auch die Einwendungs- und
Stellungnahmefrist betragen nun einheitlich 6 Wochen. § 21 Absatz 1 UVPG-E, der
bislang eine spezielle Regelung vorsieht, entféllt. Die Fristenregelungen in § 73
Absatz 2 VwVfG-E finden nunmehr lber § 18 Absatz 1 UVPG Anwendung. Im
Wortlaut des § 73 VwVfG-E, wie auch der weiteren Regelungen wurde die
Verwendung der Begriffe ,Betroffener” und ,Beteiligter” gepriift und ggf. angepasst.
Die Ergédnzung in § 73 VwVfG-E um einen neuen Absatz 4 (ibernimmt die
Empfehlung Nummer 16 Buchstabe b des Bundesrats (BR-Drs. 780/25). Die bislang
in einzelnen Fachgesetzen enthaltende Regelung, wonach die Durchfiihrung
informeller Beteiligungsformate mdéglich bleibt, wird als allgemeine Regelung in das
VwWVFG lbernommen. Der Wortlaut entspricht dem bisherigen Wortlaut in § 17a
Absatz 8 FStrG, der wiederum mit gleichlautenden Vorschriften im AEG und
WaStrG entspricht Diese Beteiligungsformate sind von dem
Planfeststellungsverfahren unabhéngig und diirfen sein Ergebnis nicht
vorwegnehmen. [...].“ (BT-Drs. 21/6701 S. 81; in Ziff. 16 Buchst. b der
Stellungnahme des Bundesrates zur Gesetzesvorlage der Bundesregierung war die
Bundesregierung um Priifung gebeten, ob die Regelungen zu informellen
Beteiligungsformation im Allgemeinen Eisenbahngesetz,
BundeswasserstraBengesetz  und  Personenbefbrderungsgesetz  in  der
Verwaltungsverfahrensgesetz zu lberfiihren sind (BR-Drs. 780/25 (B) S. 16))."

Die Auslegung der Planunterlagen wird, wie bisher auch, vorab ortlich bekannt ge-
macht (Absatz 3 Satz 1). Hierfur gilt § 86a LVwG. Fur den Inhalt der Bekanntmachung
gilt § 86b Absatz 2 LVwG. Zu nennen sind z.B. der Zeitraum der Auslegung und die
Internetseite, tber die die Veroffentlichung der Planunterlagen erfolgt.
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9. Zu Nummer 9 (Einfugung der §§ 140a bis 140c)
Analog zur Einfigung der §§ 73a bis 73c VwVfG durch das Infrastruktur-Zukunftsge-
setz werden [im Wesentlichen] gleichlautende §§ 140a bis 140c LVwG eingefugt.

Zu § 140a

Es wird sinngemal auf die amtliche Begrindung der Bundesregierung zum Infra-
struktur-Zukunftsgesetz zur Einfugung des § 140a VwVfG verwiesen, wobei die Be-
zuge auf §§ 73 und 73a VwVG dabei vorliegend Bezligen auf §§ 140 und 140a LVwWG
entsprechen:

,Der neue § 73a fasst die bisherigen Regelungen zur Behdrdenbeteiligung
zusammen und Ubernimmt weitestgehend die bisherigen Regelungen.

Neu ist in Absatz 1, dass die Einholung der Stellungnahmen nun mit Auslegung des
Plans, d.h. mit dessen Veréffentlichung auf der Internetseite der
Planfeststellungsbehérde beginnt. Nach § 73 Absatz 1 wiederum erfolgt die
Auslegung innerhalb von drei Wochen nach Zugang des Plans. Bislang betrug die
Frist bis zu einem Monat. Hier gibt es nun einen Gleichlauf mit § 73 Absatz 1 VwVfG.
Wie bislang auch, kann die Planfeststellungsbehérde die Behérden auch friiher zur
Stellungnahme auffordern.

Absatz 2 legt fest, dass die Behérden ihre Stellungahmen elektronisch (bermitteln
miissen. Die Verpflichtung zur elektronischen Ubermittelung vermeidet
Verzégerungen durch Postlaufzeiten und erméglicht eine parallele Bearbeitung.
Neu ist die Vorgabe in Absatz 3, dass eine in mehreren Aufgabenbereichen
betroffene Behérde eine einheitliche Stellungnahme abzugeben hat. Damit wird
verhindert, dass widerspriichliche Bewertungen innerhalb derselben Behérde das
Verfahren durch Riickfragen verzégern oder die Entscheidungsgrundlage
verkomplizieren, weil beispielsweise unklar bleibt, ob die Fachbehérde
Schutzauflagen fordert oder nicht oder wie diese auszugestalten sind.“ (BR-Drs.
780/25, S. 163f., BT-Drs. 21/4099 S. 151).

Zu beachten ist die Veranderung des urspringlichen Gesetzentwurfes der
Bundesregierung (BT-Drs. 21/4099 S. 35, 148) durch die Beschlussempfehlung des
Verkehrsausschusses des Deutschen Bundestages (BT-Drs. 21/6701 S. 31, 81), der
auf die Stellungnahme des Bundesrates zur Gesetzesvorlage der Bundesregierung
Bezug nimmt (teilw. Ziff. 85 sowie Ziff. 86, 87, 88, 90, 92 93 und 94 in BR-Drs. 780/25

(B)):

,Die Anderung iibernimmt die Empfehlungen 86, 87, 88, 90, 92, 93, 94 und teilweise
die Empfehlung Nummer 85 des Bundesrates (BR-Drs.780/25). Der bisherige Satz
3in § 73b Absatz 3 VWVIG-E ist entbehrlich und wurde gestrichen, da sich dies
bereits aus dem neu formulierten Wortlaut des Satzes 2 ergibt.”“ (BT-Drs. 21/6701
S. 81).

Zu § 140b

§ 140b fasst analog zu § 73b VwWVfG in der Fassung des Infrastruktur-Zukunftsgeset-
zes die Regelungen zum Erérterungstermin zusammen.Es wird sinngemal auf die
amtliche Begrundung der Bundesregierung zum Infrastruktur-Zukunftsgesetz zur Ein-
figung des § 140b VwVfG verwiesen, wobei die Bezlige auf §§ 27a und 27c VwVIG
dabei vorliegend Bezugen auf §§ 86a und 86¢c LVwG entsprechen:
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,Zu Absatz 1

Die Durchfiihrung eines Erérterungstermins ist nun neu in das Ermessen der
Planfeststellungsbehérde gestellt, wobei das Gesetz vom Grundsatz ausgeht, dass
der Erérterungstermin erforderlich sein muss. Dies ist der Fall, wenn durch die
Erérterung eine weitere Aufklérung der Sach- und Rechtslage oder eine Befriedung
zu erwarten ist.

Zu Absatz 2

An der vorherigen Bekanntmachung des Erérterungstermins (Satz 1) hat sich nichts
geéndert. Diese erfolgt nun digital (§ 27a). Die individuelle Benachrichtigung lber
den Erérterungstermin entféllt.

Zu Absatz 3

Absatz 3 Satz 1 (lbernimmt die bisherige Regelung zum Inhalt des
Erérterungstermins. Neu ist, dass die Planfeststellungsbehérde den Kreis der
Teilnehmenden bestimmen kann, z.B. im Hinblick auf die Anzahl von
Teilnehmenden, die sich im Wesentlichen einer vorformulierten Einwendung eines
Dritten angeschlossen haben oder diese lediglich zu Eigen machen.

Zu Absatz 4

Im Gegensatz zu den anderen Verfahrensschritten geht das Gesetz davon aus,
dass im Regelfall der Erérterungstermin wie bisher als Prasenztermin, in der Regel
als Besprechungstermin in einer der betroffenen Gemeinden abgehalten wird. Dies
entspricht dem Wunsch der Praxis, wonach bei der Vielzahl von Betroffenen, die
bei gréleren Vorhaben auch mehrere Hundert Personen umfassen kann, diese
Form der Erérterung die zweckmaRigste ist.

Gleichwohl kann die Erérterung ganz oder teilweise durch digitale Formate ersetzt
werden. Auch hier besteht eine Wahlfreiheit der Planfeststellungsbehérde. Es
kénnen bspw. Video- oder Telefonkonferenzen durchgefiihrt werden, hier allerdings
abweichend von § 27c¢c Absatz 1 Nummer 2 ohne die vorherige Einwilligung der zur
Teilnahme Berechtigten. Auch kann auch auf die sog. Onlinekonsultation, wie sie §
27¢ VwVfG beschreibt, zuriickgegriffen werden. Je nach Abschichtung der
Besprechung kénnen unterschiedliche Formate genutzt werden, auch digitale
neben der klassischen Erérterung.

Zu Absatz 5
Wie bisher erklért Absatz 5 bestimmte Vorschriften liber die miindliche Verhandlung
ftir anwendbar.” (BR Drs. 780/25 S. 154, BT-Drs. 21/4099 S. 151).

Zu beachten ist die Veranderung des urspringlichen Gesetzentwurfes der
Bundesregierung (BT-Drs. 21/4099 S. 35, 148) durch die Beschlussempfehlung des
Verkehrsausschusses des Deutschen Bundestages (BT-Drs. 21/6701 S. 31, 81), der
auf die Stellungnahme des Bundesrates zur Gesetzesvorlage der Bundesregierung
Bezug nimmt (teilw. Ziff. 85 sowie Ziff. 86, 87, 88, 90, 92 93 und 94 in BR-Drs. 780/25

(B)):

,Die Anderung iibernimmt die Empfehlungen 86, 87, 88, 90, 92, 93, 94 und teilweise
die Empfehlung Nummer 85 des Bundesrates (BR-Drs.780/25). Der bisherige Satz
3in § 73b Absatz 3 VWVIG-E ist entbehrlich und wurde gestrichen, da sich dies
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bereits aus dem neu formulierten Wortlaut des Satzes 2 ergibt.” (BT-Drs. 21/6701
S. 81).

Zu § 140c

Der neue § 140c ubernimmt analog zum neuen § 73c VwVfG weitgehend die bisheri-
ge Regelung des § 140 Absatz 8 VwVfG und passt sie lediglich an die Digitalisierung
der Verfahrensschritte an. Dabei gilt fur die im Einzelfall vorliegende Unzumutbarkeit
der elektronischen Erhebung und die fehlende Mdglichkeit einer elektronischen Be-
nachrichtigung § 140 Absatz 2 Satz 2 entsprechend (vgl. BR-Drs. 780/25, S. 154f. und
BR Drs. 780/25(B), Ziff. 94). Der Verweis in § 140c Absatz 1 Satz 3 LVwG wird ledig-
lich landesspezifisch auch auf die Satze 6 und 7 des § 140 Absatz 2 LVwG erweitert.

Zu beachten ist die Veranderung des urspringlichen Gesetzentwurfes der
Bundesregierung (BT-Drs. 21/4099 S. 35, 148) durch die Beschlussempfehlung des
Verkehrsausschusses des Deutschen Bundestages (BT-Drs. 21/6701 S. 31, 81), der
auf die Stellungnahme des Bundesrates zur Gesetzesvorlage der Bundesregierung
Bezug nimmt (teilw. Ziff. 85 sowie Ziff. 86, 87, 88, 90, 92 93 und 94 in BR-Drs. 780/25

(B)):

,Die Anderung iibernimmt die Empfehlungen 86, 87, 88, 90, 92, 93, 94 und teilweise
die Empfehlung Nummer 85 des Bundesrates (BR-Drs.780/25). Der bisherige Satz
3in § 73b Absatz 3 VwWVIG-E ist entbehrlich und wurde gestrichen, da sich dies
bereits aus dem neu formulierten Wortlaut des Satzes 2 ergibt.“ (BT-Drs. 21/6701
S. 81).

Zu § 140d

Die Regelung ubernimmt die in einzelnen Fachgesetzen enthaltene Regelung (z. B. §
17h FStrG, § 43g EnWG) zum Einsatz eines Projektmanagers als allgemeine Rege-
lung in das LVwG auf, spiegelbildlich zu § 73d VwV{G (vgl. BT-Drs. 21/6701 S. 81).

10. Zu Nummer 10 (Neufassung des § 141)

§ 141 LVwG wird analog zum bisher gleichlautenden § 74 VwVfG neu gefasst.

Es wird sinngemal auf die amtliche Begrindung der Bundesregierung zum Infra-
struktur-Zukunftsgesetz verwiesen, wobei die Bezuge auf §§ 27b, 73, 74 und 74a
VwVfG dabei vorliegend Bezlgen auf §§ 86b, 140, 141 und 141a LVwG entsprechen:

,Zu Absatz 1 bis 3
Diese werden unveréndert tibernommen. In Absatz 2 werden lediglich klarstellend
auch die Stellungnahmen klagebefugter Vereinigungen aufgenommen.

Zu Absatz 4

Die Anderungen iibernehmen die Wertungen des § 73 Absatz 1 und 3 VwVfG und
libertragen sie auf  die Verfahrensschritte nach Erlass des
Planfeststellungsbeschlusses. Der Planfeststellungsbeschluss wird mit einer
Rechtsbehelfsbelehrung und dem festgestellten Plan im Internet zur Einsicht
ausgelegt. Die Auslegungsfrist hat sich nicht geéndert. Mit dem Ende der
Auslegungsfrist gilt der Beschluss gegentliber dem Tréger des Vorhabens, den
Betroffenen, den Vereinigungen nach § 73 Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 und
denjenigen gegentiber, die Einwendungen erhoben oder Stellungnahmen
abgegeben haben, als zugestellt; darauf ist in der 6ffentlichen Bekanntmachung
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hinzuweisen (vgl. Absatz 5 Nummer 2). Der Planfeststellungsbeschluss kann dem
Trager des Vorhabens, denjenigen, liber deren Einwendungen entschieden worden
ist, und den Vereinigungen, (iber deren Stellung-nahmen entschieden worden ist,
auch zugestellt werden. In diesem Fall gelten fiir den Zeitpunkt der Zustellung die
speziellen Regelungen fiir die analoge oder digitale Zustellung.

Zu Absatz 5

Wie bisher auch, wird die Auslegung des Planfeststellungsbeschlusses vorab
Offentlich bekanntgemacht (Satz 1). § 27b Absatz 2 VwVFfG regelt den Inhalt der
Bekanntmachung. Satz 2 regelt den zusétzlichen Inhalt. Auch hier wird klarstellend
der Hinweis aufgenommen, dass die Zustellungsfiktion gegentiber allen Betroffenen
und Vereinigungen eintritt, unabhédngig davon, ob sie der Planfeststellungsbehérde
bekannt waren oder nicht, sowie gegentliber allen, die im Verfahren Einwendungen
erhoben bzw. Stellungnahmen abgegeben haben.

Zu Absatz 6

Die Planfeststellungsbehérde soll die Unterlagen nach Absatz 4 Satz 1 nach Ende
der Auslegungsfrist mindestens bis zum Ende der Rechtsbehelfsfrist zur Information
im Internet veréffentlichen.” (BR-Drs. 780/25 S. 155, BT-Drs. 21/4099 S. 152).

Zu beachten ist die Veranderung des urspringlichen Gesetzentwurfes der
Bundesregierung (BT-Drs. 21/4099 S. 38, 152 f.) durch die Beschlussempfehlung des
Verkehrsausschusses des Deutschen Bundestages (BT-Drs. 21/6701 S. 31, 82 ff.),
der auf die Stellungnahme des Bundesrates zur Gesetzesvorlage der
Bundesregierung Bezug nimmt (Ziff. 95, 65, 126 und 127 in BR-Drs. 780/25 (B)):

,Die Reglung in § 74 Absatz 1 VwVfG-E wird mit den neuen Sétzen 2 und 3 um eine
Stichtagsregelung ergéanzt. Hiermit sollen die MalBnahmen 126 und 127 der
Féderalen Modernisierungsagenda umgesetzt werden. Die MalBhahme 126 sieht
vor, dass das Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) bis zum 30.06.2026 um eine
Stichtagsregelung fiir die Schutzgliter nach dem Gesetz (ber die
Umweltvertraglichkeitspriifung (UVPG) ergénzt wird. MalRgeblich hiernach sind die
Sach- und Rechtslage, technischen Regelwerke und anerkannte Fachkonventionen
zum Zeitpunkt des Schlusses der Erérterung oder falls eine Erérterung nicht
stattfindet, sechs Monate nach Ablauf der Einwendungsfrist, sofern dieser Stichtag
nicht langer als zwélf Monate zurtickliegt und die Planung nicht nach § 73 Absatz 8
VWVFG (bzw. § 73c VWVFG-E) geéndert wurde. Die Malinahme 127 sieht vor, dass
in Fachplanungsgesetzen (insb. in § 17b FStrG, § 18b AEG, § 14b WaStrG, § 29
PBefG) eine Stichtagsregelung eingefihrt wird, die eine gesetzliche
Regelvermutung fiir die Aktualitdt von naturschutzfachlichen und anderen
Unterlagen aufstellt. Dies gilt unter der Einschrénkung, dass die Daten aus
Gutachten, Bestandsaufnahmen und Auswirkungsprognosen im Zeitpunkt der
Zulassungsentscheidung nicht &lter als fiinf Jahre sind. Um den im Koalitionsvertrag
fur die 21. Legislaturperiode enthaltenen Leitgedanken eines einheitlichen
Verfahrensrechtes fir Infrastrukturvorhaben (Zeile 685 f.) gerecht zu werden, wird
eine Stichtagsregelung nur im Verwaltungsverfahrensgesetz und nicht in die
Fachplanungsgesetze eingefiigt.

Dadurch, dass die Stichtagsregelung nur auf Verlangen des Vorhabentréagers gelten
soll, soll dem Vorhabentrdger die Mobglichkeit eingerdumt werden selbst zu
entscheiden, ob der Entscheidung durch die Planfeststellungsbehérde die Sach-
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und Rechtslage zum Zeitpunkt der Stichtagsregelung zugrunde gelegt werden
sollen oder ob die derzeitige Sach- und Rechtslage bei der Entscheidung
berticksichtigt werden soll. Hierdurch soll es dem Vorhabentrédger ermdglicht
werden, die fiir ihn glinstigste Sach- und Rechtslage bei der Entscheidung durch
die Planfeststellungsbehérde zugrunde zu legen, insbesondere, wenn sich die
Sach- und Rechtslage nach dem Erérterungstermin bzw. binnen sechs Monate
nach Ablauf der Einwendungsfrist und Behérdenbeteiligung geéndert hat. Mit Blick
auf den Wortlaut der MalBnahme 126 der Féderalen Modernisierungsagenda soll
der Begriff Sach- und Rechtslage so verstanden werden, dass er auch den Stand
der Technik, technische Regelwerke und anerkannte Fachkonventionen umfasst.
Als malgeblicher Zeitpunkt fir die Stichtagsregelung wird das Ende des
Erérterungstermins nach § 73b Absatz 1 VwVfG vorgesehen, also entweder das
Ende des durchgefiihrten  Erbrterungstermins oder, sofern mehrere
Erérterungstermine durchgefiihrt werden sollen, nach dem Ende des letzten
Erérterungstermins, in jedem Fall aber drei Monate nach Ablauf der
Einwendungsfrist und der Behdérdenbeteiligung. Hiermit sollen vor allem mégliche
Beteiligungsrechte oder Rechte Dritter im Verwaltungsverfahren gewahrt werden.
Durch die Festlegung des Zeitpunkts fiir die Stichtagsregelung auf das Ende des
Erérterungstermins soll sichergestellt werden, dass die etwaigen Belange von
Dritten angemessen bei der Entscheidung der Planfeststellungsbehérde
berticksichtigt werden kbnnen. Flhrt die Planfeststellungsbehérde keinen
Erérterungstermin durch, so ist als mal3geblicher Zeitpunkt sechs Monate nach
Ablauf der Einwendungsfrist und Behdérdenbeteiligung vorgesehen. Durch das
Tatbestandsmerkmal ,soweit durch Rechtsvorschrift nicht etwas anderes bestimmt
ist.“ in Satz 2 soll klargestellt werden, dass die Regelung des Satzes 2 nur dann
anzuwenden ist, wenn das vorrangige Unionsrecht bzw. die nationalen Regelungen
zur Umsetzung des Unionsrechts keine entgegenstehenden Regelungen vorsehen.
Damit wird auch dem Effektivitdtsgebot aus Artikel 4 Absatz 3 EUV (,effet utile®)
insbesondere mit Blick auf Artikel 8a Absatz 6 der Richtlinie 2011/92/EU des
Européischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 Uber die
Umweltvertréglichkeitspriifung bei bestimmten &ffentlichen und privaten Projekten
(sog. UVPRiIchtlinie) Rechnung getragen. Unter Beriicksichtigung des Artikels 8a
Absatz 6 der UVP-Richtlinie wurden auch die Zeitrédume berticksichtigt, die dann
greifen sollen, wenn die Planfeststellungsbehérde keinen Erérterungstermin nach §
73b VWVFG-E durchfiihrt. Denn nach Artikel 8a Absatz 6 der UVP-Richtlinie muss
die Behérde bei der Entscheidung lber die Genehmigung der Auffassung sein, dass
ihre begriindete Schlussfolgerung auf den UVP-Bericht sowie (bestimmte)
Entscheidungen aktuell sind. Die Fristenregelung von 12 Monaten in Satz 3
berticksichtigt dabei insbesondere die Rechtsprechung des EuGH. Der EuGH hatte
mit seinem Urteil vom 3.3.2011 zu einer Vorgédngerregelung entschieden, dass die
Behérde die Ergebnisse der Anhérung beim Genehmigungsverfahren zu
beriicksichtigen hat und eine materielle Priifung vornehmen muss, ob es
zweckmé&Big ist, diese gegebenenfalls um Daten zu ergénzen. Die zusténdige
Umweltbehérde miisse daher sowohl ermittelnd als auch analysierend tétig werden,
um zu einer méglichst vollsténdigen Bewertung der unmittelbaren Auswirkungen
des betreffenden Projekts zu gelangen (vgl. EuGH (1. Kammer), Urt. v. 3.3.2011 —
C-50/09, Rn. 391.). Durch die Ergénzung des Artikels 8a werden diese grundsétzlich
noch verstéarkt. Der Zeitraum von 12 Monaten soll daher einen angemessenen
Ausgleich zwischen der in Artikel 8a Absatz 6 geforderten Auffassung der
Umweltbehérde von der Aktualitét einerseits und dem Grundsatz der
Rechtsprechung des EuGH, wonach die Umweltbehérde eine materielle Priifung
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vorzunehmen hat, ob die Ergdnzung der Daten aus der Anhérung zweckméfig ist,
schaffen. Auf den Bezug auf die Schutzgliter nach dem UVPG und einer
Aktualitdtsvermutung von naturschutzfachlichen und anderen Unterlagen wurde im
Rahmen dieser Regelung bewusst verzichtet, da momentan der von der
EUKommission Anfang Dezember 2025 vorgelegte Umwelt-Omnibus verhandelt
wird, der u. a. einen Vorschlag fiir eine Verordnung des Européischen Parlaments
und des Rates zur Beschleunigung von Umweltpriifungen umfasst (COM (2025)
984 final; BR-Drs. 63/26; BT-Drs. 21/3941). Im Rahmen dessen setzt sich die
Bundesregierung unter anderem fiir die Einfihrung einer Stichtagsregelung ein,
sowie fiir eine Aktualitatsvermutung fiir Daten oder Informationen, die nicht langer
als sieben Jahre vor dem Zeitpunkt der Genehmigungsentscheidung erhoben
wurden. Hierdurch kann Rechtssicherheit hinsichtlich der zu Grunde zu legenden
Daten und eine Erweiterung der gédngigen Praxis geschaffen werden, welche in der
Regel auf Daten, die nicht &lter als fiinf Jahre alt sind, abstellt. Mit Blick auf den
Anwendungsvorrang des Unionsrechts ist aufgrund der noch andauernden
Verhandlungen eine Bezugnahme auf das UVPG sowie einer Aktualitdtsvermutung
von naturschutzfachlichen und anderen Unterlagen nicht mehr zweckdienlich,
nachdem das UVPG Ausfluss der unionsrechtlichen Rechtsetzung im Bereich der
Umweltpriifungen ist. Zudem wird der Absatz 1 um eine klarstellende Regelung zum
elektronischen Erlass des Planfeststellungsbeschlusses ergénzt. Dies
berticksichtigt die Empfehlungen Nummer 95 und Nummer 96 (BR-Drs.780/25).“
(BT-Drs. 21/6701 S. 82 ff.).

Zwingende Vorschriften des europaischen und des Bundesrechts, insbesondere des
europaischen Naturschutzrechts und des Bundesnaturschutzrechts, bleiben von der
landesrechtlichen Stichtagsregelung unberuhrt.

11. Zu Nummer 11 (Einfuigung der §§ 141a und 141b)
Analog zur Einfligung der §§ 74a und 74b VwWVfG durch das Infrastruktur-Zukunfts-
gesetz werden im Wesentlichen gleichlautende §§ 141a und 141b LVwG eingefugt.

Zu § 141a

Es wird sinngemal auf die amtliche Begrindung der Bundesregierung zum Infra-
struktur-Zukunftsgesetz verwiesen, wobei die Bezuge auf §§ 73, 74, 74a und 74b
VwVfG dabei vorliegend Bezligen auf §§ 140, 141, 141a und 141b LVwWG entsprechen:

,Der neue § 74a lbernimmt die bestehenden Regelungen in § 74 Absatz 6. Dieser
regelt, wann eine Plangenehmigung erteilt werden kann (Absatz 1) an und
beschreibt, soweit notwendig, die digitalen Verfahrensschritte (Absatz 2 Satz 3).

Abweichend von der bisherigen Rechtslage kann fiir ein Vorhaben, flir das nach
dem Gesetz tiber die Umweltvertraglichkeitsprifung eine
Umweltvertrdglichkeitspriifung durchzufiihren ist, anstelle eines
Planfeststellungsbeschlusses eine Plangenehmigung erteilt werden (Absatz 4).
Dies ist eine Ausnahme zu § 74a Absatz 1 Nummer 3. Dies lUbernimmt eine in
verschiedenen Fachgesetzen (z. B. § 17b Absatz 2 FStrG) bestehende Regelung
als allgemeine Regelung in das VwVfG. Durch den Verweis auf die § 73 VwVTfG ist
sichergestellf, dass die bei UVP-pflchtigen  Vorhaben notwendigen
Verfahrensschritte (beispielsweise Bereitstellung von Informationen, Méglichkeit zur
Stellungnahme fiir die betroffene Offentlichkeit) auch im Rahmen eines
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Plangenehmigungsverfahrens durchgefihrt werden.” (BR Drs. 780/25 S. 155f., BT-
Drs. 21/4099 S. 153).

Abweichungen der Formulierungen in § 141a Absatz 4 LVwG von § 74a Absatz 4
VWVIG in der Fassung des Infrastruktur-Zukunftsgesetzes betreffen die landes-
spezifische rechtsformliche Zitierweise in Satz 1, die Ausweitung des Verweises in
Satz 2 auch auf die Satze 4 bis 5 des § 140 Absatz 2 LvwG.

Weiterhin ist zu beachten die Veranderung des urspringlichen Gesetzentwurfes der
Bundesregierung (BT-Drs. 21/4099 S. 39, 153) durch die Beschlussempfehlung des
Verkehrsausschusses des Deutschen Bundestages (BT-Drs. 21/6701 S. 31, 83), der
auf die Stellungnahme des Bundesrates zur Gesetzesvorlage der Bundesregierung
Bezug nimmt (Ziff. 100 in BR-Drs. 780/25 (B)):

,Die Anderung in § 74a Absatz 3 Satz 3 VwVfG-E beriicksichtigt die Empfehlung
Nummer 100 (BR-Drs. 780/25).“ (BT-Drs. 21/6701 S. 83).

Zu § 141b

Die Regelung Ubernimmt die bestehenden Regelungen in § 141 Absatz 7 LVwG und
Uberfuhrt sie der Ubersichtlichkeit halber in eine eigenstandige Norm in Form des
neuen § 141b (vgl. BR-Drs. 780/25 S. 156, BT-Drs. 21/4099 S. 148).

12. Zu Nummer 12 (Anderung des § 142)

§ 142 LVwG wird analog zum bisher gleichlautenden § 75 VwVfG neu gefasst.

Es wird sinngemal auf die amtliche Begrindung der Bundesregierung zum Infra-
struktur-Zukunftsgesetz verwiesen:

,Die Absétze 1 bis 2 enthalten keine Anderungen. Lediglich die Nummerierung der
Absétze wurde angepasst. Absatz 3 lbernimmt entsprechende fachgesetzliche
Regelungen (z.B. § 17c FStrG) als allgemeine Regelung in das VwVfG.

Die Absétze 4 bis 5 libernehmen die bisherigen Regelungen aus § 75 Absatz 2 und
Absatz 3, ohne sie inhaltlich zu &ndern.” (BR-Drs. 780/25 S. 155f., BT-Drs. 21/4099
S. 153).

13. Zu Nummer 13 (Einfligung des § 142a)

Analog zur Einflgung des §§ 75a VwWV{G durch das Infrastruktur-Zukunftsgesetz wird
der gleichlautende §§ 142a LVwG eingefugt.

Es wird sinngemal® auf die amtliche Begrundung der Bundesregierung zum Infra-
struktur-Zukunftsgesetz verwiesen, wobei die Bezige auf §§ 75 und 75a VwV{G dabei
vorliegend Bezlugen auf §§ 142 und 142a LVwG entsprechen:

,Die bislang in § 75 Absatz 4 VwVfG enthaltenen speziellen Regelungen zum
AuBerkrafttreten eines Planfeststellungsbeschlusses wird nun neu in § 75a
geregelt. In verschiedenen Fachgesetzen finden sich hierzu bislang
Sonderregelungen, die nun als allgemeine Regelungen in das VwVfG (berfiihrt
werden. Neu in Absatz 1 Satz 1 ist, dass mit der Durchfiihrung des Plans innerhalb
von zehn Jahren nach Eintritt der Unanfechtbarkeit begonnen werden muss, damit
er nicht automatisch aul3er Kraft tritt. Zudem besteht die Mbglichkeit, auf Antrag des
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Trégers des Vorhabens gegentliber der Planfeststellungsbehérde, die Gliltigkeit des
Planfeststellungsbeschlusses um héchstens fiinf Jahre zu verldngern (Absatz 1
Satz 2). Vor der Verldngerungsentscheidung ist eine auf den Antrag begrenzte
Anhérung nach dem fiir die Planfeststellung oder fiir die Plangenehmigung
vorgeschriebenen Verfahren durchzufiihren (Absatz 3). Absatz 2 regelt, wie bisher
auch, was als Beginn der Durchfiihrung des Plans zu werten ist.“ (BR-Drs. 780/25
S. 156, BT-Drs. 21/4099 S. 153).

14. Zu Nummer 14 (Anderung des § 150)

Durch Artikel 11 Absatz 3 des Gesetzes zur Durchfuhrung der Verordnung (EU) Nr.
910/2014 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 Uber elek-
tronische Identifizierung und Vertrauensdienste flur elektronische Transaktionen im
Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG (elDAS-Durchflihrungs-
gesetz) vom 18. Juli 2017 (BGBI. | S. 2745), das am 29. Juli 2017 in Kraft getreten ist,
ist die Angabe ,nach dem Signaturgesetz” aus § 5 Absatz 5 Satz 3 des Verwaltungs-
zustellungsgesetzes (VwWZG) gestrichen worden. Die Streichung derselben Angabe in
§ 150 Absatz 5 Satz 3 LVwG vollzieht diese Streichung im bundesrechtlichen Ver-
waltungszustellungsrecht fur das Landesrecht nach. Daruber hinaus wird mit der An-
gabe ,oder mit einem qualifizierten elektronischen Siegel der Behorde® neben der
qualifizierten elektronischen Signatur ein weiterer Weg der elektronischen Dokumen-
tentUbermittlung fur die Behdrde etabliert.

15. Zu Nummer 14 (Einfligung des § 337c)

Die Regelung enthalt entsprechend der Regelung des § 102b VwVfG in der Fassung
des Infrastruktur-Zukunftsgesetzes eine Ubergangsregelung fir Planfeststellungs- und
Plangenehmigungsverfahren, die vor dem — mit dem Inkrafttreten des Artikels 11
(Anderungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes) des Infrastruktur-Zukunftsgeset-
zes zu harmonisierenden bzw. zu synchronisierenden — Inkrafttreten des Artikels 1
dieses Gesetzes bereits eingeleitet wurden oder bis zum 31. Dezember 2027 einge-
leitet werden, mit der geregelt wird, ob und inwieweit analoge Verfahrensregelungen
noch angewendet werden kdnnen. Erfasst werden sollen damit die Falle, in denen
Anhdérungs- und Planfeststellungsbehdrden nicht kurzfristig die notwendige digitale
Infrastruktur aufbauen kdnnen, um die Verfahrensschritte digital durchfihren zu kon-
nen (vgl. entsprechend BR-Drs. 780/25 S. 156, BT-Drs. 21/4099 S. 153). Gegenuber
dem von der Bundesregierung vorgelegten Entwurf eines Infrastruktur-Zukunftsge-
setzes, der eine Ubergangsvorschrift mit der Moglichkeit zur Weitergeltung des ,alten*
(,analogen®) Verwaltungsverfahrensrechts bis zum Ablauf des 31. Dezember 2028
vorsah, hat der Deutsche Bundestag diesen Ubergangszeitraum auf den Ablauf des
31. Dezember 2027 verkurzt (BT-Drs. 21/6701 — Artikel 11 Nummer 11 — S. 41) und
dies damit begriindet, die vorgesehene Digitalisierung der Verfahren friher zur An-
wendung zu bringen (BT-Drs. 21/6701 S. 83). Aus Grinden der Simultan- und Kon-
kordanzgesetzgebung wird der verkiirzte Ubergangszeitraum (31. Dezember 2027) in
dieses Gesetz ubernommen.

Il. Zu Artikel 2 (Weitere Anderung des Landesverwaltungsgesetzes)

Artikel 2 umfasst weitere Anderungen des Landesverwaltungsgesetzes zur Anglei-
chung des Landesverwaltungsverfahrensrechts an die durch das Gesetz fir den Bu-
rokratierickbau im Bereich des Bundesministeriums des Innern (BGBI. | 2026 Nr. 199)
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bewirkten Anderungen im Verwaltungsverfahrensrecht des Bundes. Aulerdem wer-
den Vorschlage der kommunalen Landesverbande zur Verwaltungsvereinfachung
umgesetzt, um die Gemeinden, Kreise und Amter zu entlasten.

1. Zu Nummer 1 (Anderung der Inhaltsiibersicht)

Es handelt sich um notwendige Folgeanderungen. Die Inhaltsubersicht ist wegen der
Neufassung der Regelungen zum Schriftformersatz und zur elektronischen Kommu-
nikation in den §§ 52a bis 52c, der Umgliederung der §§ 52d und 52e sowie der An-
derung der Uberschriften der §§ 83a und 337b anzupassen.

2. Zu Nummer 2 (Anderung des § 25a Absatz 3)

Die Regelung dient der Entburokratisierung und Verfahrensvereinfachung. Sie setzt
einen Entburokratisierungsvorschlag der kommunalen Landesverbande um. Mit der
Anderung des § 25a Absatz 3 LVwWG wird das Zustimmungserfordernis des fir Kom-
munales zustandigen Ministeriums auf offentlich-rechtliche Vertrage beschrankt, die
Aufgaben zur Erfullung nach Weisung zum Gegenstand haben. Flr Vereinbarungen
Uber die Wahrnehmung von Selbstverwaltungsaufgaben entfallt die bisher erforderli-
che Zustimmung. Die Anderung starkt die kommunale Selbstverwaltung und reduziert
den mit dem Abschluss o6ffentlich-rechtlicher Vertrage verbundenen Verwaltungsauf-
wand. Die kommunalen Korperschaften erhalten einen groReren Handlungsspielraum
bei der eigenverantwortlichen Organisation und Wahrnehmung ihrer Selbstverwal-
tungsaufgaben. Gleichzeitig bleibt das Zustimmungserfordernis fur Aufgaben zur Er-
fullung nach Weisung aufgrund der fortbestehenden staatlichen Verantwortung und
Aufsicht unverandert bestehen.

3. Zu Nummer 3 (Neufassung des § 52a)

Der Regelungsort fur die elektronische Kommunikation in den §§ 52a ff. LVwWG ist
bewusst gewahlt. Die Regelungen gelten nicht nur fir das Verwaltungsverfahren im
Sinne der §§ 74 ff. LVwG, sondern auch fur die sonstige offentlich-rechtliche Verwal-
tungstatigkeit. Die §§ 52a bis 52c LVwG sind zentrale Regelungen fir die 6ffentliche
Verwaltung.

Zu Absatz 1

Die Neuregelung des § 52a Absatz 1 sieht vor, dass die Kommunikation zwischen
Behorden und Beteiligten, egal ob juristische Personen oder natirliche Personen,
(Privatpersonen), elektronisch erfolgen soll.Der Begriff ,Beteiligte” ist hier weit zu ver-
stehen und geht Uber die Definition in § 78 Absatz 1 LVwG hinaus. Erfasst sind zum
Beispiel auch informelle Auskunftsanfragen oder die bloRe Ubersendung von Infor-
mationen im Vorfeld eines Verwaltungsverfahrens.

Die Verpflichtung der Behorden wird bereits in anderen Rechtsnormen konstituiert (§
52b Absatz 1 und 2 LVwWG a.F. bzw. § 52d LVwG n.F.). Auch Privatpersonen sollen
grundsatzlich mit der Behorde elektronisch kommunizieren. Allerdings ist die Norm
bewusst als Soll-Vorschrift ausgestaltet, da es Falle geben kann, in denen die Kom-
munikation nur auf anderem Weg als elektronisch erfolgen kann. Dies konnen z.B.
Hartefalle aufgrund korperlicher Beeintrachtigungen oder fortgeschrittenen Alters sein.
Derzeit besteht noch keine allgemeine Verpflichtung fur alle Privatpersonen, dem Staat
eine digitale Adresse mitzuteilen, unter der sie erreichbar sind. Fur den elektronischen
Rechtsverkehr mit Behdrden ist daher eine elektronische Zugangseroffnung seitens
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der Privatperson weiterhin erforderlich. Diese Zugangseroffnung kann sehr nieder-
schwellig erfolgen, z.B. durch die Angabe der E-Mail-Adresse in einem Dokument.
Daher ist es weiterhin moglich, dass sich Privatpersonen gegen die elektronische
Kommunikation entscheiden und beispielsweise Uber den postalischen Weg ein Pa-
pierdokument Ubermitteln.

Bei fehlendem Schriftformerfordernis und sofern die Privatperson einen elektronischen
Zugang eroffnet hat, soll die Behorde diesen nutzen. Auf eine elektronische Eingabe
antwortet die Behdrde grundsatzlich auch elektronisch. § 52a Absatz 1 enthalt keine
besonderen Vorgaben an die Art der elektronischen Kommunikation. Moglich ist etwa
die Kommunikation per E-Mail oder Uber Portale der 6ffentlichen Verwaltung. Es soll
hierdurch eine niedrigschwellige Kommunikation erleichtert werden, Ublicherweise per
E-Mail. Dadurch wird die MalRnahme Nummer 208 der Foderalen Modernisierungsa-
genda (Beschluss des Bundeskanzlers und der Regierungschefinnen und -chefs der
Lander vom 4. Dezember 2025) umgesetzt, soweit sie das LVwG betrifft. Die Behorde
kann bekanntgeben, dass bestimmte elektronische Zugangswege fur rechtserhebliche
elektronische Kommunikation nicht genutzt werden konnen. Insbesondere soll aus-
geschlossen sein, dass auf dem Social-Media-Account der Behdrde hinterlegte Kom-
mentare als rechtsverbindliche elektronische Kommunikation gewertet werden.

Die Vorgaben von Artikel 32 DSGVO sind weiterhin zu bericksichtigen. Daher knnen
insbesondere die Anforderungen an den Schutz personenbezogener Daten der
DSGVO dazu fuhren, dass die elektronische Kommunikation z.B. mittels einer unver-
schlusselten E-Mail, nicht bei jedem Inhalt geeignet und ein Abweichen von der Soll-
Vorschrift geboten ist.Dies gilt insbesondere bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten im Sinne von Artikel 9 Absatz 1 DSGVO. Allerdings ist es nach aktueller
Rechtsprechung im Regelfall ausreichend, wenn der Transportweg verschlisselt ist.
Eine Ende-zu-Ende-Verschliusselung ist demnach nicht zwingend erforderlich.

Die Moglichkeit der Beteiligten und der Behorden zur fernmundlichen Kommunikation
bleibt hiervon unberuhrt.

Es wird sinngemaly auf den Bericht und die Beschlussempfehlung des Innenaus-
schusses (4. Ausschuss) des Deutschen Bundestages zum Entwurf eines Gesetzes
fur den Burokratierlickbau im Bereich des Bundesministeriums des Innern (BT-Drs.
21/6049) verwiesen, wobei die Bezuge auf §§ 3a bis 3¢ VwVfG dabei vorliegend Be-
zugen auf §§ 52a bis 52¢ LVwG entsprechen:

,Der Regelungsort fiir die elektronische Kommunikation in den §§ 3a ff. ist bewusst
gewéhlt. Die Regelungen gelten nicht nur fiir das Verwaltungsverfahren im Sinne
der §§ 9 ff., sondern auch fiir sonstige 6ffentlich-rechtliche Verwaltungstétigkeit. Die
§§ 3a bis 3c sind zentrale Regelungen fiir die é6ffentliche Verwaltung. Fir Blrge-
rinnen und Birger ergeben sich durch die Neuregelung der elektronischen Kom-
munikation mit der Verwaltung Entlastungspotenziale von rund 10 bis 40 Millionen
Euro jahrlich. Fir Blirokratiekosten der Wirtschaft ergeben sich Entlastungspoten-
ziale von rund 20 bis 230 Millionen Euro jahrlich. Das jahrliche Entlastungspotential
fur die Verwaltung beléduft sich auf 30 bis 250 Millionen Euro. Dem stehen im Be-
darfsfall jedoch Aufwénde fiir Priiffélle oder zusétzlicher Handlungsbedarf entgegen
(z.B. Identifizierungsmalinahmen). In wie vielen Féllen es zu einem Bedarf weiterer
MalBnahmen kommen wird und wie hoch die hierdurch erwartbaren Belastungen
sind, kann nicht abschlieBend geschétzt werden (die Schéatzungen variieren ab-
hé&ngig von den Fallzahlen zwischen 30 bis 330 Millionen Euro). Fiir die Verwaltung
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des Bundes und der Ldnder kbnnen die Neuregelungen daher abhéngig von ihrer
Anwendung in der Praxis nahezu aufwandsneutrale Aus wirkungen haben oder zu
einem jahrlichen Mehraufwand von rund 20 bis 80 Millionen Euro fiihren.

Die Neuregelung des § 3a Absatz 1 sieht vor, dass die Kommunikation zwischen
Behérden und Beteiligten, egal ob juristische Personen oder natlirliche Personen,
(Privatpersonen), elektronisch erfolgen soll. Der Begriff ,Beteiligte” ist hier weit zu
verstehen und geht lber die Definition in § 13 Absatz 1 VwVFG hinaus. Erfasst sind
zum Beispiel auch informelle Auskunftsanfragen oder die blo3e Ubersendung von
Informationen im Vorfeld eines Verwaltungsverfahrens. Die Verpflichtung der Be-
hérden wird bereits in anderen Rechtsnormen konstituiert (§ 2 EGovG). Auch Pri-
vatpersonen sollen grundsétzlich mit der Behdrde elektronisch kommunizieren.
Allerdings ist die Norm bewusst als Soll-Vorschrift ausgestaltet, da es Félle geben
kann, in denen die Kommunikation nur auf anderem Weg als elektronisch erfolgen
kann. Dies kénnen z.B. Hartefélle aufgrund kérperlicher Beeintrdchtigungen oder
fortgeschrittenen Alters sein. Derzeit besteht noch keine allgemeine Verpflichtung
fur alle Privatpersonen, dem Staat eine digitale Adresse mitzuteilen, unter der sie
erreichbar sind. Fiir den elektronischen Rechtsverkehr mit Behérden ist daher eine
elektronische Zugangseréffnung seitens der Privatperson weiterhin erforderlich.
Diese Zugangseréffnung kann sehr niederschwellig erfolgen, z.B. durch die Anga-
be der E-Mail-Adresse in einem Dokument. Daher ist es weiterhin méglich, dass
sich Privatpersonen gegen die elektronische Kommunikation entscheiden und bei-
spielsweise (ber den postalischen Weg ein Papierdokument lbermitteln. Bei feh-
lendem Schriftformerfordernis und sofern die Privatperson einen elektronischen
Zugang ero6ffnet hat, soll die Behérde diesen nutzen. Auf eine elektronische Einga-
be antwortet die Behérde grundsétzlich auch elektronisch. § 3a Absatz 1 VwVfG
enthélt keine besonderen Vorgaben an die Art der elektronischen Kommunikation.
Moglich ist etwa die Kommunikation per E-Mail oder (ber Portale der 6ffentlichen
Verwaltung. Es soll hierdurch eine niedrigschwellige Kommunikation erleichtert
werden, lblicherweise per E-Mail. Dadurch wird die MaBnahme Nummer 208 der
Féderalen Modernisierungsagenda umgesetzt, soweit sie das VwVfG betrifft. Die
Behérde kann bekanntgeben, dass bestimmte elektronische Zugangswege fiir
rechtserhebliche elektronische Kommunikation nicht genutzt werden kénnen. Ins-
besondere soll ausgeschlossen sein, dass auf dem Social-Media-Account der Be-
hérde hinterlegte Kommentare als rechtsverbindliche elektronische Kommunikation
gewertet werden. Die Vorgaben von Artikel 32 der Datenschutz-Grundverordnung
(DSGVO) sind weiterhin zu berticksichtigen. Daher kénnen insbesondere die An-
forderungen an den Schutz personenbezogener Daten der DSGVO dazu fiihren,
dass die elektronische Kommunikation z. B. mittels einer unverschliisselten E-Mail,
nicht bei jedem Inhalt geeignet und ein Abweichen von der Soll-Vorschrift geboten
ist. Dies gilt insbesondere bei der Verarbeitung personenbezogener Daten im Sin-
ne von Artikel 9 Absatz 1 DSGVO. Allerdings ist es nach aktueller Rechtsprechung
im Regelfall ausreichend, wenn der Transportweg verschliisselt ist. Eine Ende-zu-
Ende-Verschliisselung ist demnach nicht zwingend erforderlich. Die Méglichkeit der
Beteiligten und der Behérden zur fernmiindlichen Kommunikation bleibt hiervon
unbertihrt.” (BT-Drs. 21/6049 S. 21).

Zu Absatz 2
Gemal § 52a Absatz 2 LVwG wird eine — in Bezug auf ein Papierdokument — vorge-
schriebene Schriftform grundsatzlich durch ein (einfaches) elektronisches Dokument
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gewahrt. Dem elektronischen Dokument kommen die gleichen Rechtswirkungen zu
wie einem die Schriftform wahrenden Papierdokument.

Aktuell kommt diese elektronische Schriftformalternative in Rechtsvorschriften in dem
Begriff ,elektronisch® im Rahmen der Formulierung ,schriftlich oder elektronisch® zum
Ausdruck (vgl. etwa in § 108 Absatz 2 Satz 2 LVwG). Aufgrund dieser Formulierung
kann von dem Regelungsniveau der schriftformaquivalenten Formen elektronischer
Kommunikation des aktuellen § 52a Absatz 2 und 3 ,nach unten“ abgewichen werden.

Der Begriff des ,elektronischen Dokuments® in § 52a Absatz 2 entspricht dem Rege-
lungsgehalt des Begriffs ,elektronisch® in der genannten Formulierung und lehnt sich
wie dieser dabei weiterhin an den Begriff der Textform gemalf § 126b des Burgerlichen
Gesetzbuches (BGB) an. Das elektronische Dokument muss daher eine lesbare Er-
klarung beinhalten, diese auf einem dauerhaften Datentrager abgegeben werden und
sich aus dem Dokument heraus die Person des Erklarenden ergeben. Allerdings gilt
der Begriff der Lesbarkeit erweitert auch fur Plane, Zeichnungen, technische Daten
und Piktogramme, da im elektronischen Rechtsverkehr mit der Verwaltung nicht nur
Schriftzeichen Ubermittelt werden. Inhaltlich kann daher ein elektronisches Dokument
neben Schriftzeichen im Sinne des § 126b BGB auch Zeichnungen, Plane sowie Pik-
togramme beinhalten. Dabei ist zudem sicherzustellen, dass fur das elektronische
Dokument ein allgemein gebrauchliches und nicht-proprietares Dateiformat zu ver-
wenden ist, sodass die Behorde das elektronische Dokument in dem Ubersandten
Dateiformat auch 6ffnen und weiterverarbeiten kann.

Die vergleichsweise hohen Hlrden, die im bisherigen § 52a Absatz 2 und 3 LVwG flr
den elektronischen Schriftformersatz (insbesondere mittels einer qualifizierten elek-
tronischen Signatur) aufgestellt werden, entfallen bzw. bleiben einer ausdricklichen
Regelung im Fachrecht vorbehalten, in dem es im Einzelfall besondere Griinde fir ein
strengeres Formerfordernis geben kann. § 52a Absatz 2 und § 52b LVwG (vgl. auch
der aktuelle § 3a Absatz 1 und 2 Satz 2 VwVfG) knlpfen einheitlich an den Begriff des
elektronischen Dokuments an, an das entweder keine besonderen (§ 52a Absatz 2)
oder erhohte (§ 52b) Anforderungen fir den elektronischen Schriftformersatz angelegt
werden.

Der Begriff des elektronischen Dokuments ist dabei als Oberbegriff fur elektronische
Erklarungen eines Beteiligten, elektronische Verwaltungsakte einer Behorde und
sonstige elektronische Dokumente von Beteiligten und Behdrden zu verstehen. An den
eingefuhrten Begriffen ,elektronisch® fur einfache Dokumente und ,elektronische
Form® fir Dokumente mit erhdhten Formanforderungen wird aus Vereinfachungs-
grinden festgehalten. Auf die Einfihrung neuer — ggf. erklarungs- und auslegungs-
bedurftiger — Fachbegriffe wird verzichtet. Lediglich der Begriff der ,elektronischen
Form* wird moderat modifiziert. Dieser Begriff trifft streng genommen nur auf die qua-
lifizierte elektronische Signatur nach dem aktuellen § 52a Absatz 2 Satz 1 LVwG zu,
nicht aber auf die weiteren Varianten des elektronischen Schriftformersatzes. Diese
Unterscheidung wurde oft nicht nachvollzogen und fuhrte daher zu Missverstandnis-
sen. Es ist daher nur konsequent, nunmehr samtliche in § 52b genannten Varianten
des elektronischen Schriftformersatzes unter den einheitlichen Begriff der ,elektroni-
schen Form* zu fassen und damit zugleich zur Erleichterung des Verstandnisses des
elektronischen Rechtsverkehrs beizutragen.
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Die Neuregelung tragt damit zu einem Gleichlauf mit den Ubrigen Verfahrensordnun-
gen in Bezug auf die elektronische Kommunikation bei. Dadurch wird die Malinahme
Nummer 40 der Fdderalen Modernisierungsagenda (Beschluss des Bundeskanzlers
und der Regierungschefinnen und -chefs der Lander vom 4. Dezember 2025) umge-
setzt, soweit sie das LVwG betrifft.

Soll das elektronische Dokument nicht eine fur ein Papierdokument angeordnete
Schriftform ersetzen, so muss dies im (Fach-)Recht ausdrticklich angeordnet werden.
In diesen Fallen ist es moglich, die Schriftform insbesondere durch die elektronische
Form nach § 52b zu ersetzen, die zugleich gegenuber dem aktuellen § 52a Absatz 2
Satz 1 modifiziert wird. Der Ausschluss der Ersetzung durch ein elektronisches Do-
kument sollte sich dabei auf Falle beschranken, in denen die mit der Schriftform ver-
bundenen wichtigen Funktionen (ldentifizierungs-, Echtheits-, Perpetuierungs-, Be-
weis-, Warn- und Abschlussfunktion) nach wie vor notwendig sind.

Die Anforderungen an die Schriftftorm flr ein Papierdokument werden durch diese
Vorschrift nicht modifiziert.

Es wird sinngemaly auf den Bericht und die Beschlussempfehlung des Innenaus-
schusses (4. Ausschuss) des Deutschen Bundestages zum Entwurf eines Gesetzes
fur den Burokratieruckbau im Bereich des Bundesministeriums des Innern (BT-Drs.
21/6049) verwiesen, wobei die Bezuige auf §§ 3a bis 3c VwVfG dabei vorliegend Be-
zugen auf §§ 52a bis 52c¢ LVwG entsprechen:

,Gemal § 3a Absatz 2 VwVFfG wird eine — in Bezug auf ein Papierdokument — vor-
geschriebene Schriftform grundsétzlich durch ein (einfaches) elektronisches Doku-
ment gewahrt. Dem elektronischen Dokument kommen die gleichen Rechtswir-
kungen zu wie einem die Schriftform wahrenden Papierdokument. Aktuell kommt
diese elektronische Schriftformalternative in Rechtsvorschriften in dem Begriff
selektronisch® im Rahmen der Formulierung ,schriftlich oder elektronisch® zum
Ausdruck (vgl. etwa in § 37 Absatz 2 Satz 2 VwVfG). Aufgrund dieser Formulierung
kann von dem Regelungsniveau der schriftformaquivalenten Formen elektronischer
Kommunikation des aktuellen § 3a Absatz 2 und 3 VwVfG ,nach unten* abgewichen
werden. Der Begriff des ,elektronischen Dokuments® in § 3a Absatz 2 entspricht
dem Regelungsgehalt des Begriffs ,elektronisch® in der genannten Formulierung
und lehnt sich wie dieser dabei weiterhin an den Begriff der Textform gemal3 § 126b
des Biirgerlichen Gesetzbuches (BGB) an. Das elektronische Dokument muss
daher eine lesbare Erkldarung beinhalten, diese auf einem dauerhaften Datentrager
abgegeben werden und sich aus dem Dokument heraus die Person des Erkléren-
den ergeben. Allerdings qilt der Begriff der Lesbarkeit erweitert auch fiir Pléane,
Zeichnungen, technische Daten und Piktogramme, da im elektronischen Rechts-
verkehr mit der Verwaltung nicht nur Schriftzeichen (bermittelt werden. Inhaltlich
kann daher ein elektronisches Dokument neben Schriftzeichen im Sinne des § 126b
BGB auch Zeichnungen, Pléane sowie Piktogramme beinhalten. Dabei ist zudem
sicher zustellen, dass fiir das elektronische Dokument ein allgemein gebrduchliches
und nicht-proprietdres Dateiformat zu verwenden ist, sodass die Behérde das
elektronische Dokument in dem (ibersandten Dateiformat auch 6ffnen und weiter-
verarbeiten kann. Die vergleichsweise hohen Hlirden, die im bisherigen § 3a Ab-
satz 2 und 3 VWVIFG fiir den elektronischen Schriftformersatz (insbesondere mittels
einer qualifizierten elektronischen Signatur) aufgestellt werden, entfallen bzw. blei-
ben einer ausdriicklichen Regelung im Fachrecht vorbehalten, in dem es im
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Einzelfall besondere Griinde fiir ein strengeres Formerfordernis geben kann. § 3a
Absatz 2 und § 3b (vgl. auch der aktuelle § 3a Absatz 1 und 2 Satz 2 VwVFG)
kniipfen einheitlich an den Begriff des elektronischen Dokuments an, an das ent-
weder keine besonderen (§ 3a Absatz 2) oder erhéhte (§ 3b) Anforderungen fiir den
elektronischen Schriftformersatz angelegt werden. Der Begriff des elektronischen
Dokuments ist dabei als Oberbegriff fiir elektronische Erkldarungen eines Beteiligten,
elektronische Verwaltungsakte einer Behérde und sonstige elektronische Doku-
mente von Beteiligten und Behdrden zu verstehen. An den eingefiihrten Begriffen
selektronisch” fiir einfache Dokumente und ,elektronische Form* flir Dokumente mit
erhéhten Formanforderungen wird aus Vereinfachungsgriinden festgehalten. Auf
die Einflihrung neuer — ggf. erkldrungs- und auslegungsbediirftiger — Fachbegriffe
wird verzichtet. Lediglich der Begriff der ,,elektronischen Form* wird moderat modi-
fiziert. Dieser Begriff trifft streng genommen nur auf die qualifizierte elektronische
Signatur nach dem aktuellen § 3a Absatz 2 Satz 1 VwVfG zu, nicht aber auf die
weiteren Varianten des elektronischen Schriftformersatzes. Diese Unterscheidung
wurde oft nicht nachvollzogen und fiihrte daher zu Missverstédndnissen. Es ist daher
nur konsequent, nunmehr sédmtliche in § 3b genannten Varianten des elektroni-
schen Schriftformersatzes unter den einheitlichen Begriff der ,elektronischen Form*
zu fassen und damit zugleich zur Erleichterung des Verstédndnisses des elektroni-
schen Rechtsverkehrs beizutragen. Die Neuregelung trégt damit zu einem Gleich-
lauf mit den (brigen Verfahrensordnungen in Bezug auf die elektronische Kommu-
nikation bei. Dadurch wird die MaBnahme Nummer 40 der Féderalen Modernisie-
rungsagenda umgesetzt, soweit sie das VwVfG betrifft. Soll das elektronische Do-
kument nicht eine fiir ein Papierdokument angeordnete Schriftform ersetzen, so
muss dies im (Fach-)Recht ausdriicklich angeordnet werden. In diesen Féllen ist es
moglich, die Schriftform insbesondere durch die elektronische Form nach § 3b zu
ersetzen, die zugleich gegentiber dem aktuellen § 3a Absatz 2 Satz 1 modifiziert
wird. Der Ausschluss der Ersetzung durch ein elektronisches Dokument sollte sich
dabei auf Félle beschrénken, in denen die mit der Schriftform verbundenen wichti-
gen Funktionen (ldentifizierungs-, Echtheits-, Perpetuierungs-, Beweis-, Warn- und
Abschlussfunktion) nach wie vor notwendig sind. Die Anforderungen an die
Schriftform fiir ein Papierdokument werden durch diese Vorschrift nicht modifiziert.”
(BT-Drs. 21/6049 S. 22).

Zu Absatz 3

Hat die Behorde bezlglich des elektronischen Dokuments Zweifel an der Unversehrt-
heit der Schutzziele der Informationssicherheit Integritat oder Authentizitat — der
Schutz der Daten vor unautorisierter Manipulation in Bezug auf Inhalt oder Urheber —,
so sollen ihr verschiedene Moéglichkeiten zur Verifizierung zur Verfligung stehen, um
die Echtheit des elektronischen Dokuments im weiteren Verfahren gewahrleisten zu
konnen.

Soll durch das elektronische Dokument eine Frist in Lauf gesetzt werden oder eine
Frist gegenuber der Behorde gewahrt werden, so erfolgt dies mit Eingang des elek-
tronischen Dokuments bei der Behorde. Dies gilt auch dann, wenn die Behorde Un-
terlagen nachfordert.

Satz 2 legt fest, dass der Zeitraum vom Zugang der Nachforderung bis zum Zugang
der Antwort auf diese Nachforderung gegentber der Behorde nicht in den Lauf einer
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Frist gegenuber der Behorde eingerechnet wird, das heil3t die Frist so lange gehemmt
ist.

Es wird sinngemaly auf den Bericht und die Beschlussempfehlung des Innenaus-
schusses (4. Ausschuss) des Deutschen Bundestages zum Entwurf eines Gesetzes
fur den Burokratierlickbau im Bereich des Bundesministeriums des Innern (BT-Drs.
21/6049) verwiesen, wobei die Bezuge auf §§ 3a bis 3¢ VwVfG dabei vorliegend Be-
zugen auf §§ 52a bis 52c LVwG entsprechen:

,Hat die Behdérde bezliglich des elektronischen Dokuments Zweifel an der Unver-
sehrtheit der Schutzziele der Informationssicherheit Integritdt oder Authentizitat —
der Schutz der Daten vor unautorisierter Manipulation in Bezug auf Inhalt oder
Urheber —, so sollen ihr verschiedene Mdéglichkeiten zur Verifizierung zur Verfiigung
stehen, um die Echtheit des elektronischen Dokuments im weiteren Verfahren ge-
wéhrleisten zu kénnen. Soll durch das elektronische Dokument eine Frist in Lauf
gesetzt werden oder eine Frist gegentiber der Behérde gewahrt werden, so erfolgt
dies mit Eingang des elektronischen Dokuments bei der Behérde. Dies gilt auch
dann, wenn die Behérde Unterlagen nachfordert. Satz 2 legt fest, dass der Zeitraum
vom Zugang der Nachforderung bis zum Zugang der Antwort auf diese Nachforde-
rung gegeniiber der Behérde nicht in den Lauf einer Frist gegeniiber der Behérde
eingerechnet wird, das heil3t die Frist so lange gehemmt ist.“ (BT-Drs. 21/6049 S.
23).

4. Zu Nummer 4 (Einfugung der §§ 52b und 52c)
Zu § 52b

Zu Satz 1

Ordnet eine Rechtsvorschrift eine Schriftform an, die nicht durch ein (einfaches) elek-
tronisches Dokument gemaf § 52a Absatz 2 ersetzt werden kann, so ist hierfur etwa
eines der in § 52b genannten Verfahren der elektronischen Form einzusetzen (z.B.
elektronische Signatur, elektronische Formulare in Verbindung mit dem elektronischen
Identitadtsnachweis).

Es wird sinngemald auf den Bericht und die Beschlussempfehlung des Innenaus-
schusses (4. Ausschuss) des Deutschen Bundestages zum Entwurf eines Gesetzes
fur den Burokratierlickbau im Bereich des Bundesministeriums des Innern (BT-Drs.
21/6049) verwiesen, wobei die Bezuge auf §§ 3a bis 3¢ VwVfG dabei vorliegend Be-
zugen auf §§ 52a bis 52c¢ LVwG entsprechen:

,Ordnet eine Rechtsvorschrift eine Schriftform an, die nicht durch ein (einfaches)
elektronisches Dokument gemél3 § 3a Absatz 2 ersetzt werden kann, so ist hierfir
etwa eines der in § 3b genannten Verfahren der elektronischen Form einzusetzen
(beispielsweise elektronische Signatur, elektronische Formulare in Verbindung mit
dem elektronischen Identitdtsnachweis).“ (BT-Drs. 21/6049 S. 23).

Zu Nummer 1

Schriftformersetzend kdnnen in den Fallen des § 52b Satz 1 Nummer 1 von der Be-
hérde bereitgestellte elektronische Formulare verwendet werden, sofern zuvor die
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Identitat der antragstellenden Person verifiziert worden ist. Es erfolgt dabei eine Iden-
titatspriafung.

Es wird sinngemaly auf den Bericht und die Beschlussempfehlung des Innenaus-
schusses (4. Ausschuss) des Deutschen Bundestages zum Entwurf eines Gesetzes
fur den Burokratierlickbau im Bereich des Bundesministeriums des Innern (BT-Drs.
21/6049) verwiesen, wobei die Bezuge auf §§ 3a bis 3¢ VwVfG dabei vorliegend Be-
zugen auf §§ 52a bis 52c LVwG entsprechen:

LSchriftformersetzend kénnen in den Féllen des § 3b Satz 1 Nummer 1 von der
Behérde bereitgestellte elektronische Formulare verwendet werden, sofern zuvor
die Identitét der antragstellenden Person verifiziert worden ist. Es erfolgt dabei eine
Identitétspriifung.” (BT-Drs. 21/6049 S. 23).

Zu Nummer 2

Schriftformersetzend kdnnen in den Fallen des § 52b Satz 1 Nummer 2 die qualifizierte
elektronische Signatur der antragstellenden Person sowie das elektronische Siegel
der Behorde verwendet werden. Die qualifizierte elektronische Signatur wird in Artikel
3 Nummer 12 der elDAS-Verordnung (Verordnung (EU) Nr. 910/2014) legal definiert
und gewahrleistet ein hohes Vertrauensniveau, da sie im elektronischen Rechtsver-
kehr der handschriftlichen Unterschrift rechtlich gleichgestellt ist. Naheres ist Abschnitt
4 der elDAS-Verordnung zu entnehmen. Fur das qualifizierte elektronische Behor-
densiegel gilt Artikel 3 Nummer 27 und Abschnitt 5 der eIDAS-Verordnung.

Es wird sinngemaly auf den Bericht und die Beschlussempfehlung des Innenaus-
schusses (4. Ausschuss) des Deutschen Bundestages zum Entwurf eines Gesetzes
fur den Burokratierlickbau im Bereich des Bundesministeriums des Innern (BT-Drs.
21/6049) verwiesen, wobei die Bezuge auf §§ 3a bis 3¢ VwVfG dabei vorliegend Be-
zugen auf §§ 52a bis 52c¢ LVwG entsprechen:

LSchriftformersetzend kénnen in den Féllen des § 3b Satz 1 Nummer 2 die qualifi-
Zierte elektronische Signatur der antragstellenden Person sowie das elektronische
Siegel der Behoérde verwendet werden. Die qualifizierte elektronische Signatur wird
in Artikel 3 Nummer 12 der eIDAS-Verordnung (Verordnung (EU) Nr. 910/2014)
legal de finiert und gewdéhrleistet ein hohes Vertrauensniveau, da sie im elektroni-
schen Rechtsverkehr der handschriftlichen Unterschrift rechtlich gleichgestellt ist.
Néheres ist Abschnitt 4 der eIDAS-Verordnung zu entnehmen. Fiir das qualifizierte
elektronische Behdérden Siegel gilt Artikel 3 Nummer 27 und Abschnitt 5 der eIDAS-
Verordnung.“ (BT-Drs. 21/6049 S. 23).

Zu Nummer 3

Die Neufassung des § 52b Satz 1 Nummer 3 regelt die Ubermittlung der Erklarung auf
einem sicheren Ubermittlungsweg. Die sicheren Ubermittlungswege richten sich nach
der Neuregelung des § 52c.

Es wird sinngemaly auf den Bericht und die Beschlussempfehlung des Innenaus-

schusses (4. Ausschuss) des Deutschen Bundestages zum Entwurf eines Gesetzes
fur den Burokratierlickbau im Bereich des Bundesministeriums des Innern (BT-Drs.
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21/6049) verwiesen, wobei die Bezuge auf §§ 3a bis 3¢ VwVfG dabei vorliegend Be-
zugen auf §§ 52a bis 52c¢ LVwG entsprechen:

.Die Neufassung von § 3b Satz 1 Nummer 3 regelt die Qbermittlung der Erklérung
auf einem sicheren Ubermitt lungsweg. Die sicheren Ubermittlungswege richten
sich nach der Neuregelung des § 3c.” (BT-Drs. 21/6049 S. 23).

Zu Satz 2 und 3
Technisch muss der antragstellenden Person vor der Abgabe ihrer Erklarung die
Méoglichkeit eingeraumt werden, diese auf Vollstandigkeit und Richtigkeit Gberprifen
zu koénnen. Im weiteren elektronischen Verfahren dient das Ausstellen der Kopie der
Erklarung der besseren Uberpriifbarkeit. Hierbei handelt es sich um eine reine Ord-
nungsvorschrift.

Es wird sinngemaly auf den Bericht und die Beschlussempfehlung des Innenaus-
schusses (4. Ausschuss) des Deutschen Bundestages zum Entwurf eines Gesetzes
fur den Burokratierickbau im Bereich des Bundesministeriums des Innern (BT-Drs.
21/6049) verwiesen, wobei die Bezlige auf §§ 3a bis 3c VwVfG dabei vorliegend Be-
zugen auf §§ 52a bis 52c LVwG entsprechen:

»lechnisch muss der antragstellenden Person vor der Abgabe ihrer Erklérung die
Méglichkeit eingerdumt werden, diese auf Vollstandigkeit und Richtigkeit berprii-
fen zu kbnnen. Im weiteren elektronischen Verfahren dient das Ausstellen der Ko-
pie der Erkldrung der besseren Uberpriifbarkeit. Hierbei handelt es sich um eine
reine Ordnungsvorschrift.“ (BT-Drs. 21/6049 S. 23).

Zu § 52¢

Die Neuregelung des § 52c legt in Absatz 1 Standards fiir die sicheren Ubermitt-
lungswege fest und enthalt in Absatz 2 einen Verweis auf die auf Grundlage des § 3c
Absatz 2 VWVfG durch das Bundesministerium des Innern im Einvernehmen mit dem
Bundesministerium fir Digitales und Staatsmodernisierung zu erlassende Verord-
nung.

Zu Absatz 1

Zu Nummer 1

Grundsatzlich legt § 52c Absatz 1 Nummer 1 fur einzusetzende Protokollstandards
fest, dass diese den Stand der Technik einhalten missen. Das umfasst auch vom
Bundesamt flir Sicherheit in der Informationstechnik beschriebene sicherheitstechni-
sche Anforderungen.

Zu Nummer 2
In einem strengen ldentitatsprifungsverfahren muss die Identitat der antragstellenden
Person (Name und Anschrift) verifiziert und formal festgestellt worden sein.

Zu Nummer 3

Die Authentisierung soll etwa mittels eines elektronischen ldentitatsnachweises, wie
dem Personalausweis (§ 18 des Personalausweisgesetzes), einer elD-Karte (§ 12 des
elD-Karte-Gesetzes) oder einem elektronischen Aufenthaltstitel (§ 78 Absatz 5 des
Aufenthaltsgesetzes) erfolgen.
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Es wird sinngemaly auf den Bericht und die Beschlussempfehlung des Innenaus-
schusses (4. Ausschuss) des Deutschen Bundestages zum Entwurf eines Gesetzes
fur den Burokratierlickbau im Bereich des Bundesministeriums des Innern (BT-Drs.
21/6049) verwiesen, wobei die Bezuge auf §§ 3a bis 3¢ VwVfG dabei vorliegend Be-
zugen auf §§ 52a bis 52c¢ LVwG entsprechen:

,Die Neuregelung des § 3c legt in Absatz 1 Standards fiir die sicheren Ubermitt-
lungswege fest und enthélt in Absatz 2 eine Rechtsverordnungserméchtigung zur
Bestimmung der sicheren Ubermittlungswege.

Zu Absatz 1.

Nummer 1.

Grundsétzlich legt § 3c Absatz 1 Nummer 1 fiir einzusetzende Protokollstandards
fest, dass diese den Stand der Technik einhalten miissen. Das umfasst auch vom
Bundesamt flir Sicherheit in der Informationstechnik beschrie bene sicherheits-
technische Anforderungen.

Nummer 2.

In einem strengen Identitatsprifungsverfahren muss die Identitat der antragstel-
lenden Person (Name und Anschrift) verifiziert und formal festgestellt worden sein.
Zu Nummer 3.

Die Authentisierung soll etwa mittels eines elektronischen Identitdtsnachweises,
wie dem Personalausweis (§ 18 des Personalausweisgesetzes), einer elD-Karte
(§ 12 des elD-Karte-Gesetzes) oder einem elektronischen Aufenthaltstitel (§ 78
Absatz 5 des Aufenthaltsgesetzes) erfolgen.” (BT-Drs. 21/6049 S. 23 f.).

Zu Absatz 2

Die Neuregelung des § 52c Absatz 2 regelt die Geltung der Verordnung nach § 3c
Absatz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VWVfG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23. Januar 2003 (BGBI. | S. 102), zuletzt geandert durch Artikel 1
Nummer 3 des Gesetzes vom 3. Juli 2026 (BGBI. | Nr. 199), in der jeweils geltenden
Fassung. Durch diese Verordnung werden die sicheren Ubermittlungswege ein-
schlie3lich der zum Nachweis zugelassenen Identifizierungsmittel nach § 3c Absatz 1
Nummer 2 und § 3b Nummer 1 VwWVfG, welchen die vorliegenden § 52¢ Absatz 1
Nummer 2 und § 52b Nummer 1 LVWG im Wege der Simultan- und Konkordanzge-
setzgebung nachgebildet sind, durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums des
Innern im Einvernehmen mit dem Bundesministerium fur Digitales und Staatsmoder-
nisierung ohne Zustimmung des Bundesrates festgelegt. Auf eine zusatzliche Lan-
desverordnung wird verzichtet.

Es wird auf den Bericht und die Beschlussempfehlung des Innenausschusses (4.
Ausschuss) des Deutschen Bundestages zum Entwurf eines Gesetzes flir den Bliro-
kratierickbau im Bereich des Bundesministeriums des Innern (BT-Drs. 21/6049) ver-
wiesen, der zu § 3c Absatz 2 VwV{G ausflhrt:

,Die Neuregelung des § 3c Absatz 2 ermé&chtigt zum Erlass einer Rechtsverord-
nung, die sichere Ubermittlungswege gemél § 3¢ Absatz 1 festlegt. Diese miissen
zwingend die in § 3c Absatz 1 enthaltenen Standards gewéhrleisten. AulRerdem
kénnen in der Rechtsverordnung die zulédssigen Identifizierungsmittel im Sinne von
§ 3b Satz 1 Nummer 1 sowie § 3c Absatz 1 Nummer 2 festgelegt werden. Die
Rechtsverordnung kann durch das zusténdige Bundesministerium des Innern im
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Einvernehmen mit dem Bundesministerium fiir Digitales und Staatsmodernisierung
ohne Zustimmung des Bundesrates erlassen werden, um im Fall bestimmter tech-
nischer Entwicklungen zeitnah Anpassungen vornehmen zu kénnen.“ (BT-Drs.
21/6049 S. 24).

Zur Ubergangsvorschrift bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung im Sinne des § 52c
Absatz 2 siehe Erlauterung zu Nummer 16 (Anderung des § 337b).

5. Zu Nummer 5 (Umnummerierung der bisherigen §§ 52b und 52c)

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung aufgrund der Einflgung der
neuen §§ 52b und 52c (siehe Zu Nummer 3 und 4).

Die bisherigen, durch Artikel 1 des Digitalisierungsbeschleunigungsgesetzes vom
[Einfliigen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle des DigiBeschl-Gesetzes in LT-
Drs. 20/4202] neu gefassten §§ 52b und 52c werden infolgedessen zu den §§ 52d
und 52e; inhaltliche Anderungen gehen damit nicht einher.

6. Zu Nummer 6 (Anderung des § 83a)
Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung der Paragrafentberschrift an den
neuen Wortlaut des § 25 VwWV{G.

§ 83a LVwG wurde (wie auch die parallelen Bestimmungen in Art. 25 BayVwV{fG und
§ 25 VwVfG NRW) in Umsetzung der in Zeile 66 bis 93 des Paktes fir Planungs-,
Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleunigung zwischen Bund und Landern (Be-
schluss des Bundeskanzlers und der Regierungschefinnen und -chefs der Lander vom
6. November 2023) vereinbarten MaRnahmen bereits auf Grundlage des Wortlauts
des Entwurfes eines Gesetzes zur Starkung der friihen Offentlichkeitsbeteiligung in
Planungs- und Genehmigungsverfahren (Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 26.
Juni 2024, BT-Drs. 20/11980) im Wege der Simultan- und Konkordanzgesetzgebung
durch Artikel 1 Nummer 3 des Gesetzes zur Anderung des Landesverwaltungsgesetz
vom 13. Dezember 2024 (GVOBI. Schl.-H. S. 934) im Sinne der Neuregelung im Ge-
setz fur den Burokratierickbau im Bereich des Bundesministeriums des Innern gean-
dert. Auf die diesbeziigliche Begriindung zum Entwurf eines Gesetzes zur Anderung
des Landesverwaltungsgesetzes, Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU und
BUNDNIS 90/DIE GRUNEN vom 5. November 2024, LT-Drs. 20/2649 S. 11 wird ver-
wiesen. Nachdem auf Bundesebene der Entwurf eines Gesetzes zur Starkung der
friihen Offentlichkeitsbeteiligung in Planungs- und Genehmigungsverfahren aufgrund
der vorzeitigen Beendigung der Legislaturperiode des Deutschen Bundestages der
Diskontinuitat anheim gefallen war, konnte die entsprechende Neuregelung im VwVfG
erst im Rahmen des Gesetzes fur den Burokratierickbau im Bereich des Bundesmi-
nisteriums des Innern nachgeholt werden (hierzu wird auch auf die amtliche Begrin-
dung zu § 25 VwWV{G im Entwurf eines Gesetzes fur den Burokratierickbau im Bereich
des Bundesministeriums des Innern, Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 14,
Januar 2026, BT-Drs. 21/3620, S. 35, verwiesen). Dabei ist die Uberschrift des § 25
VwVTIG (,Beratung, Auskunft®) redaktionell etwas anders formuliert, als im ursprtngli-
chen Entwurf eines Gesetzes zur Starkung der friihen Offentlichkeitsbeteiligung in
Planungs- und Genehmigungsverfahren und infolgedessen im § 83a LVwG (,Beratung
und Auskunft®). Diese Abweichung wird vorliegend bereinigt.

-77 -



7. Zu Nummer 7 (Anderung des § 83b)

Zu Buchstabe a
Es handelt es sich um eine geringfligige Anpassung des Wortlauts des § 83b Absatz
3 Satz 1 LVwG an den neuen Wortlaut des § 25a Absatz 3 Satz 1 VwVfG.

§ 83b LVwG wurde (wie auch die parallelen Bestimmungen in Art. 25a BayVwVfG und
§ 25a VwVG NRW) in Umsetzung der in Zeile 66 bis 93 des Paktes fur Planungs-,
Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleunigung zwischen Bund und Landern (Be-
schluss des Bundeskanzlers und der Regierungschefinnen und -chefs der Lander vom
6. November 2023) vereinbarten MaRnahmen bereits auf Grundlage des Wortlauts
des Entwurfes eines Gesetzes zur Starkung der friihen Offentlichkeitsbeteiligung in
Planungs- und Genehmigungsverfahren (Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 26.
Juni 2024, BT-Drs. 20/11980) im Wege der Simultan- und Konkordanzgesetzgebung
durch Artikel 1 Nummer 3 des Gesetzes zur Anderung des Landesverwaltungsgesetz
vom 13. Dezember 2024 (GVOBI. Schl.-H. S. 934) im Sinne der Neuregelung im Ge-
setz fur den Burokratierickbau im Bereich des Bundesministeriums des Innern in das
LVwG eingeflgt. Auf die diesbezlgliche Begriindung zum Entwurf eines Gesetzes zur
Anderung des Landesverwaltungsgesetzes, Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU
und BUNDNIS 90/DIE GRUNEN vom 5. November 2024, LT-Drs. 20/2649, S. 11f. wird
verwiesen. Nachdem auf Bundesebene der Entwurf eines Gesetzes zur Starkung der
friihen Offentlichkeitsbeteiligung in Planungs- und Genehmigungsverfahren aufgrund
der vorzeitigen Beendigung der Legislaturperiode des Deutschen Bundestages der
Diskontinuitat anheim gefallen war, konnte die entsprechende Neuregelung im VwVfG
erst im Rahmen des Gesetzes fur den Burokratierickbau im Bereich des Bundesmi-
nisteriums des Innern nachgeholt werden (hierzu wird entsprechend auf die amtliche
Begrundung zu § 25a VwVG im Entwurf eines Gesetzes fur den Burokratierickbau im
Bereich des Bundesministeriums des Innern, Gesetzentwurf der Bundesregierung
vom 14. Januar 2026, BT-Drs. 21/3620 S. 35, sowie BT-Drs. 21/6049, S. 23, verwie-
sen). Dabei ist der Wortlaut des § 25a Absatz 3 Satz 1 VwWVfG (,Der Vorhabentrager
soll den wesentlichen Inhalt und das abschlieRende Ergebnis der friihen Offentlich-
keitsbeteiligung...“) etwas anders formuliert, als im urspringlichen Entwurf eines Ge-
setzes zur Starkung der friihen Offentlichkeitsbeteiligung in Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren und infolgedessen im § 83b Absatz 3 Satz 1 LVwG (,Der Vorhaben-
trager soll Inhalt und abschlieRendes Ergebnis der frilhen Offentlichkeits-
beteiligung...“). Diese Diskrepanz wird aufgeldst.

,Das Wort ,wesentlich® dient der Klarstellung, dass nicht jeglicher Inhalt — im Sinne
einer umfangreichen Dokumentationspflicht — Ubermittelt werden soll, sondern dass
insbesondere mit Blick auf den in Absatz 2 benannten Inhalt der friilhen Offentlich-
keitsbeteiligung eine Schwerpunktsetzung und Zusammenfassung erfolgen kann. Der
Begriff ,wesentlich® ist ein unbestimmter, aber im Verwaltungsverfahrensgesetz
mehrfach verwendeter Rechtsbegriff (z. B. § 68 Absatz 4 Satz 2 Nummer 4 VwVf{G).
Da es sich bei der friihen Offentlichkeitsbeteiligung um ein informelles Verfahren
handelt, das dem Vorhabentrager ein flexibles Vorgehen ermdoglicht, kann ein ,zu
wenig“ an Ubermittelten Informationen nicht zu einem Verfahrensfehler im anschlie-
Renden Verwaltungsverfahren fuhren. Zudem liegt es im Interesse des Vorhabentra-
gers an einer zugigen Durchfuhrung des anschlielenden Verwaltungsverfahrens, den
mit Blick auf das jeweilige konkrete Vorhaben wesentlichen Inhalt moglichst passend
zu bestimmen: einerseits soll die zustandige Behorde nicht mit unwesentlichen Infor-
mationen aufgehalten werden, andererseits soll ihr die erforderliche eigene
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Amtsermittlung erleichtert werden.“ (vgl. Amtl. Begriindung, Gesetzentwurf der Bun-
desregierung, BT-Drs. 21/3620 S. 35f.).

Zu Buchstabe b

Die Erganzung in § 83b Absatz 3 Satz 3 soll es der zustandigen Behdrden ermdgli-
chen, die Erkenntnisse aus der friihen Offentlichkeitsbeteiligung fir die Beschleuni-
gung und Entlastung der Verfahren zu nutzen. Es entsteht fur Vorhabentrager und
Behorden der Anreiz, frihzeitig die Konflikte zu bearbeiten. Wichtige Erkenntnisse der
frihen Offentlichkeitsbeteiligung kénnen das spatere Verwaltungsverfahren entlasten.
Das starkt die Effizienz dieses Instruments. Flr das vorgelagerte informelle Verfahren
der friihen Offentlichkeitsbeteiligung enthalt § 83b keine Detailvorgaben. Zur Anleitung
in der Praxis eignen sich planerische Leitfaden, z. B. die Richtlinie VDI-MT 7000. Auf
diese kann die Behorde den Vorhabentrager hinweisen. Es wird entsprechend auf die
amtliche Begrindung zu § 25a Absatz 3 Satz 3 VwVfG (BT-Drs. 21/6049) verwiesen,
wobei die Vorschrift des § 25a VwVfG der landesrechtlichen Vorschrift des § 83b
LVwG entspricht:

,Die Ergdnzung in § 25a Absatz 3 Satz 3 soll es der zustandigen Behdrden er-
méglichen, die Erkenntnisse aus der frithen Offentlichkeitsbeteiligung fiir die Be-
schleunigung und Entlastung der Verfahren zu nutzen. Es entsteht flir Vorhaben-
trdger und Behoérden der Anreiz, friihzeitig die Konflikte zu bearbeiten. Wichtige
Erkenntnisse der friihen Offentlichkeitsbeteiligung kénnen das spétere Verwal-
tungsverfahren entlasten. Das stérkt die Effizienz dieses Instruments. Fiir das vor-
gelagerte informelle Verfahren der frithen Offentlichkeitsbeteiligung enthélt § 25a
keine Detailvorgaben. Zur Anleitung in der Praxis eignen sich planerische Leitféden,
z. B. die Richtlinie VDI-MT 7000. Auf diese kann die Behérde den Vorhabentrager
hinweisen.” (BT-Drs. 21/6049 S. 24).

8. Zu Nummer 8 (Anderung des § 84)

Der neue § 84 Absatz Satz 3 LVwG (neu) raumt den Beteiligten die Moglichkeit ein,
Beweismittel als elektronisches Dokument an die Behorde zu ubermitteln. Damit wird
klargestellt, dass Urkunden nur noch in Ausnahmefallen im Original oder in beglau-
bigter Form vorgelegt werden mussen, sofern dies gesetzlich nicht vorgeschrieben ist.
Diese Regelung dient der Reduktion von amtlichen Beglaubigungen im Verwaltungs-
verfahren und somit der Verschlankung von Verwaltungsprozessen. Liegen jedoch
Zweifel an der Authentizitat des Beweismittels vor, hat die Behdrde gemal} Satz 1 nach
pflichtgemalRem Ermessen weiterhin die Befugnis, das Original oder eine beglaubigte
Abschrift hier-von anzufordern. Fur Zweifel gentgt es, wenn Sicherheitsmerkmale des
eingereichten Beweismittels nicht hinreichend erkennbar sind (z.B. Pragemerkmale
oder Hologramme). § 84 Absatz 1 Satz 4 LVwG (neu) tragt dem Erfordernis der Si-
cherheit im Rechtsverkehr Rechnung.

Es wird sinngemaly auf den Bericht und die Beschlussempfehlung des Innenaus-
schusses (4. Ausschuss) des Deutschen Bundestages zum Entwurf eines Gesetzes
fur den Burokratierlickbau im Bereich des Bundesministeriums des Innern (BT-Drs.
21/6049) verwiesen, wobei die Bezuge auf § 26 VwVfG dabei vorliegend Bezlgen auf
§ 84 LVwG entsprechen:

,Der neue Satz 3 rGumt den Beteiligten die Mbéglichkeit ein, Beweismittel als elek-
tronisches Dokument an die Behérde zu (bermitteln. Damit wird klargestellt, dass
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Urkunden nur noch in Ausnahmeféllen im Original oder in beglaubigter Form vor-
gelegt werden miissen, sofern dies gesetzlich nicht vorgeschrieben ist. Diese Re-
gelung dient der Reduktion von amtlichen Beglaubigungen im Verwaltungsverfah-
ren und somit der Verschlankung von Verwaltungsprozessen. Liegen jedoch Zwei-
fel an der Authentizitidt des Beweismittels vor, hat die Behérde geméald Satz 1 nach
pflichtgeméalRem Ermessen weiterhin die Befugnis, das Original oder eine beglau-
bigte Abschrift hier von anzufordern. Flr Zweifel genligt es, wenn Sicherheits-
merkmale des eingereichten Beweismittels nicht hin reichend erkennbar sind (z. B.
Préagemerkmale oder Hologramme). Satz 4 tragt dem Erfordernis der Sicherheit im
Rechtsverkehr Rechnung.“ (BT-Drs. 21/6049 S. 24).

9. Zu Nummer 9 (Anderung des § 108)

Zu Buchstabe a (Absatz 1)

Es handelt sich um eine sprachliche Bereinigung bei Gelegenheit des vorliegenden
Anderungsvorhabens. Die Schreibweise ,mul“ entspricht nicht mehr der geltenden
Rechtschreibung und ist daher anzupassen.

Zu Buchstabe b (Absatz 2 Satz 3)

Durch die Neuregelung soll es den Burgerinnen und Burgern ermdglicht werden, im
Bedarfsfall eine Abschrift von dem elektronischen Verwaltungsakt anzufordern, wenn
sie diese etwa bei einer anderen Behorde oder im Ausland vorlegen mussen und eine
Verarbeitung des elektronischen Verwaltungsaktes nicht moglich ware. Die Voraus-
setzungen des Satzes 2 mussen hierfur vorliegen, sodass der Betroffene auch hier ein
berechtigtes Interesse an der Abschrift des elektronischen Verwaltungsaktes haben
muss, und er muss die Abschrift unverziglich verlangen.

Es wird sinngemaly auf den Bericht und die Beschlussempfehlung des Innenaus-
schusses (4. Ausschuss) des Deutschen Bundestages zum Entwurf eines Gesetzes
fur den Burokratieruckbau im Bereich des Bundesministeriums des Innern (BT-Drs.
21/6049) verwiesen, wobei die Bezuge auf § 37 VwVfG dabei vorliegend Bezligen auf
§ 108 LVwG entsprechen:

,Durch die Neuregelung in Absatz 2 soll es den Biirgerinnen und Biirgern ermég-
licht werden, im Bedarfsfall eine Abschrift von dem elektronischen Verwaltungsakt
anzufordern, wenn sie diese etwa bei einer anderen Behérde oder im Ausland vor-
legen missen und eine Verarbeitung des elektronischen Verwaltungsaktes nicht
mdéglich wére. Die Voraussetzungen des Satzes 2 miissen hierflir vorliegen, sodass
der Betroffene auch hier ein berechtig tes Interesse an der Abschrift des elektroni-
schen Verwaltungsaktes haben muss, und er muss die Abschrift unverziiglich ver-
langen.” (BT-Drs. 21/6049 S. 24).

Zu Buchstabe c (Absatz 3 Satz 2)
Die Neuregelung stellt eine notwendige Folgeanderung zur Neuregelung des § 52a
Absatz 2 dar (vgl. Erlauterung zu Nummer 3).

Es wird sinngemaly auf den Bericht und die Beschlussempfehlung des Innenaus-
schusses (4. Ausschuss) des Deutschen Bundestages zum Entwurf eines Gesetzes
fur den Burokratieruckbau im Bereich des Bundesministeriums des Innern (BT-Drs.
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21/6049) verwiesen, wobei die Bezuge auf § 37 VwVfG dabei vorliegend Bezlgen auf
§ 108 LVwG entsprechen:

,Die Neuregelung in Absatz 3 stellt eine notwendige Folgeédnderung zur Neurege-
lung des § 3a Absatz 2 dar.“ (BT-Drs. 21/6049 S. 25).

Zu Buchstabe d (Absatz 4) )
Die Neuregelung stellt klar, dass eine dauerhafte Uberprufbarkeit durch Rechtsvor-
schrift angeordnet werden kann.

Es wird sinngemald auf den Bericht und die Beschlussempfehlung des Innenaus-
schusses (4. Ausschuss) des Deutschen Bundestages zum Entwurf eines Gesetzes
fur den Burokratierlickbau im Bereich des Bundesministeriums des Innern (BT-Drs.
21/6049) verwiesen, wobei die Bezuge auf § 37 VwVfG dabei vorliegend Bezlgen auf
§ 108 LVwG entsprechen:

,Die Neuregelung in Absatz 4 stellt klar, dass eine dauerhafte Uberpriifbarkeit durch
Rechtsvorschrift angeordnet werden kann.“ (BT-Drs. 21/6049 S. 25).

10. Zu Nummer 10 (Anderung des § 111a)

Die Neuregelung des § 111a Absatz 2 Satz 3 zielt auf die Beschleunigung von Ver-
waltungsverfahren ab und sieht vor, dass der Antragsteller von der Behoérde eine
Vollstandigkeitsbescheinigung verlangen kann. Diese Bestatigung beinhaltet den
Nachweis, dass alle erforderlichen Unterlagen vorliegen und die Behdrde in die in-
haltliche Prifung einsteigen kann. Die Bescheinigung dient dem Antragsteller auch
zum Nachweis im Rechtsverkehr.

Es wird sinngemaly auf den Bericht und die Beschlussempfehlung des Innenaus-
schusses (4. Ausschuss) des Deutschen Bundestages zum Entwurf eines Gesetzes
fur den Burokratierlickbau im Bereich des Bundesministeriums des Innern (BT-Drs.
21/6049) verwiesen, wobei die Bezuge auf § 42a VwV{G dabei vorliegend Bezlgen
auf § 111a LVwG entsprechen:

,Die Neuregelung des § 42a Absatz 2 Satz 3 zielt auf die Beschleunigung von Ver-
waltungsverfahren ab und sieht vor, dass der Antragsteller von der Behérde eine
Vollstéandigkeitsbescheinigung verlangen kann. Diese Bestétigung beinhaltet den
Nachweis, dass alle erforderlichen Unterlagen vorliegen und die Behérde in die
inhaltliche Priifung einsteigen kann. Die Bescheinigung dient dem Antragsteller
auch zum Nachweis im Rechtsverkehr.” (BT-Drs. 21/6049 S. 25).

11. Zu Nummer 11 (Anderung des § 138e)

Entsprechend der Vorgaben aus der am 4. Dezember 2025 beschlossenen Foderalen
Modernisierungsagenda zum Abbau und Modernisierung von Formerfordernissen
(Beschluss des Bundeskanzlers und der Regierungschefinnen und -chefs der Lander)
enthalt § 138e LVwG nunmehr eine klarstellende Regelung. Das Verfahren Gber eine
einheitliche Stelle gemal § 138a LVwG soll auf Verlangen elektronisch abgewickelt
werden, um digitale Hurden weiter abzubauen.
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Es wird sinngemaly auf den Bericht und die Beschlussempfehlung des Innenaus-
schusses (4. Ausschuss) des Deutschen Bundestages zum Entwurf eines Gesetzes
fur den Burokratieruckbau im Bereich des Bundesministeriums des Innern (BT-Drs.
21/6049) verwiesen, wobei die Bezuge auf § 71e VwWVfG dabei vorliegend Bezligen
auf § 138e LVwG entsprechen:

»In Artikel 1 wird die bisherige Nummer 4 durch eine Neufassung des § 71e ersetzt.
Entsprechend der Vorgaben aus der am 4. Dezember 2025 beschlossenen Fbde -
ralen Modernisierungsagenda zum Abbau und Modernisierung von Formerforder-
nissen enthélt § 71e nunmehr eine klarstellende Regelung. Das Verfahren (ber eine
einheitliche Stelle gemé&nR § 71a soll auf Verlangen elektronisch abgewickelt werden,
um digitale Hiirden weiter abzubauen.” (BT-Drs. 21/6049 S. 25).

12. Zu Nummer 12 (Anderung des § 147)

Es handelt sich um eine notwendige Folgeanderung der allgemeinen Zustellungsre-
gelungen aufgrund des Aulerkrafttretens des De-Mail-Gesetzes zum 31. Dezember
2026 (vgl. Artikel 4 Nummer 2 des Gesetzes fur den Blrokratieriickbau im Bereich des
Bundesministeriums des Innern (BGBI. | 2026 Nr. 199), vgl. Amtl. Begrindung, Ge-
setzentwurf der Bundesregierung, BT-Drs. 21/3620 S. 45).

Analog zur Anderung des gleichlautenden § 2 Absatz 2 Satz 1 des Verwaltungszu-
stellungsgesetzes (VwWZG) durch Artikel 15 Absatz 3 Nummer 1 des Gesetzes flr den
Burokratierickbau im Bereich des Bundesministeriums des Innern wird in § 147 Ab-
satz 2 Satz 1 LVwG die Bezugnahme auf nach § 17 des De-Mail-Gesetzes akkredi-
tierte Diensteanbieter gestrichen.

13. Zu Nummer 13 (Streichung des § 150a)

Es handelt sich um eine notwendige Folgeanderung aufgrund des Aulerkrafttretens
des De-Mail-Gesetzes zum 31. Dezember 2026 (vgl. Erlduterung zu Nummer 11).
Aufgrund dessen ist analog zur Streichung des gleichlautenden § 5a VwZG (vgl. Arti-
kel 15 Absatz 3 Nummer 2 des Gesetzes flr den Blrokratieriickbau im Bereich des
Bundesministeriums des Innern) auch § 150a LVwG zu streichen.

14. Zu Nummer 14 (Anderung des § 154)

Es handelt sich um eine notwendige Folgeanderung aufgrund der Streichung des §
150a (vgl. Erlauterung zu Nummer 12). Aufgrund dessen ist analog zur Anpassung der
Verweisungen im gleichlautenden § 9 Absatz 2 Satz 3 VwWZG (vgl. Artikel 15 Absatz 3
Nummer 3 des Gesetzes fur den Burokratiertickbau im Bereich des Bundesministeri-
ums des Innern) auch in § 154 Absatz 2 Satz 3 LVwG die Verweisung auf § 150a
LVwG zu streichen.

15. Zu Nummer 15 (Anderung des § 329)

Mit der Einfugung des neuen Satzes wird die Moglichkeit erdffnet, in der Verordnung
nach § 329 Satz 1 LVwG zu Form und Verfahren der értlichen Bekanntmachung und
Verkindung und den Zeitpunkt, an dem sie bewirkt sind, auch Regelungen zu Form
und Verfahren der elektronischen Ausfertigung der oértlich bekanntzumachenden Sat-
zungen und ortlich zu verkindenden Verordnungen zu treffen. Die Schaffung dieser
Ermachtigungsgrundlage dient der Fortschreibung einer modernen, digitalen Verwal-
tung im Bereich der kommunalen Bekanntmachung und Verkindung. Mit der
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EinfGUhrung einer gesetzlichen Ermachtigung zum Erlass einer Verordnung durch das
Ministerium fir Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport, die Gemeinden, Kreise und
Amter — und ebenso die Kdrperschaften des 6ffentlichen Rechts ohne Gebietshoheit,
die rechtsfahigen Anstalten und die Stiftungen des 6ffentlichen Rechts — zur digitalen
Ausfertigung von Satzungen zu berechtigen, kommt die Landesregierung einem
Wunsch der kommunalen Landesverbande nach.

Infolge der Einflgung des neuen Satzes ist in § 329 Satz 3 eine rein sprachliche An-
passung erforderlich; eine inhaltliche Anderung ist damit nicht verbunden.

16. Zu Nummer 16 (Anderung des § 336)

Zu Buchstabe a

Mit dieser Erganzung wird klarstellt, dass das Recht der Wahlen einschlie3lich der
Feststellung oder Berichtigung des Wahlergebnisses sowie das Wahlprufungsverfah-
ren vom Anwendungsbereich des LVwG ausgenommen ist. Die jeweiligen wahlrecht-
lichen Vorschriften gehen als das speziellere Gesetz dem LVwG vor. Die Wahlorgane
und Wahlbehdrden werden nach dem Grundsatz der Selbstorganisation ad hoc, ohne
auf Dauer angelegte Institutionalisierung errichtet und lassen sich mit den Ublichen
Behordentatigkeiten nicht vergleichen (OVG Bremen, Beschl. vom 11. Marz 1991 — 1
T 2/91 —, NVwZ-RR 1992, 154 (155); Friedersen/Stadelmann in Foerster/
Friedersen/Rohde (Hrsg.), LVwWG. PdK A 15 SH, Stand 02/2023, § 336 Anm. 4 m.w.N.).

Zu Buchstabe b

Von der Ersetzung der Schriftform durch die elektronische Form wird im Wahl- und
Abstimmungsrecht abgesehen, um die Integritat, Missbrauchssicherheit und verfas-
sungsrechtlich gebotene Transparenz zu garantieren. Der Grundsatz der Offentlichkeit
von Wahlen verlangt, dass alle wesentlichen Schritte des Wahlverfahrens fir jede
Burgerin und jeden Burger ohne tiefere informationstechnische Fachkenntnisse
nachvollziehbar sein miussen (BVerfG, Urt. vom 3. Marz 2009 — 2 BvC 3, 4/07 —,
BVerfGE 123, 39 (83)). Die Formstrenge im Wahlrecht dient insgesamt der gebotenen
Rechtssicherheit. Auf Bundesebene wird das Wahlrecht ebenfalls vom Anwendungs-
bereich der Ersetzung der Schriftform ausgenommen. Die Digitalisierung von Berei-
chen, die sich daflir anbieten, wird federfiuhrend vom Bundesministerium des Innern
und der Bundeswahlleiterin in Abstimmung mit den Landern schrittweise umgesetzt.
Die Homogenitat mit den Vorschriften des Bundestags- und des Europawahlrechts ist
auch fur das Vertrauen in die Integritat von Wahlen essentiell. Es ware nicht opportun,
auf Landesebene hiervon abzuweichen.

17. Zu Nummer 17 (Anderung des § 337b)

§ 337b LVWG enthielt bislang eine zeitlich bis zum Ablauf des 31. Dezember 2033
befristete Experimentierklausel zur Férderung der elektronischen Kommunikation, um
die seinerzeit gegenluber dem geltenden Bundesrecht fortschrittlichere Landesrechts-
lage aufrecht zu erhalten (vgl. Begriindung zum Entwurf eines Gesetzes zur Anderung
des Landesverwaltungsgesetzes, Gesetzentwurf der Fraktionen von CDU, BUNDNIS
90/DIE GRUNEN, SPD, FDP und SSW vom 7. September 2023, LT-Drs. 20/1373 S.
41ff.). Dieser ursprungliche Zweck wird mit der vollstandigen Neuregelung der §§ 3a
bis 3c VwVfG auf Bundesebene und der simultanen Neuregelung in den §§ 52a bis
52c LVwG hinfallig.
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§ 337b LVWG wird daher als echte Ubergangsvorschrift fiir die elektronische Kom-
munikation bis zur Einfihrung der notwendigen Standards fiur die sicheren
Ubermittlungswege einschlielich der zum Nachweis zugelassenen
Identifizierungsmittel durch die vom Bundesministerium des Innern im Einvernehmen
mit dem Bundesministerium fur Digitales und Staatsmodernisierung zu erlassende
Verordnung im Sinne des § 52¢c Absatz 2 (vgl. Erlauterung zu Nummer 4) ausgestaltet,
die aufgrund des Inkrafttretens der Verordnungsermachtigung erst am 1. Juli 2027
nicht vor diesem Zeitpunkt erlassen werden kann (Artikel 16 Absatz 4 des Gesetzes
fur den Burokratierickbau im Bereich des Bundesministeriums des Inneren vom 3. Juli
2026 (BGBI. 2026 | Nr. 199).

Dadurch wird gewahrleistet, dass bis zur Festlegung und Implementierung der ent-
sprechenden neuen Standards die etablierten bisherigen Kommunikationswege wei-
terhin genutzt werden kdnnen.

lll. Zu Artikel 3 (Anderung des Verkiindungs- und Bekanntmachungsgesetzes
Schleswig-Holstein)

1. Zu Nummer 1 (Anderung des § 3)

Es handelt sich um eine im Zuge der durch Artikel 1 dieses Gesetzes vorgenommene
Angleichung des Landesverwaltungsverfahrensrechts an die durch das Infrastruktur-
Zukunftsgesetz bewirkten Anderungen im Verwaltungsverfahrensrecht des Bundes
notwendige Folgeanderung, um Wertungswiderspriche zwischen den Vorgaben zur
Bekanntmachung und Auslegung nach dem LVwG einerseits und nach dem Verkin-
dungs- und Bekanntmachungsgesetz Schleswig-Holstein (VKBkmG SH) andererseits
aufzulésen.

§ 3 Absatz 1 VkBkmG SH regelt die Mdglichkeit, Karten, Plane und Verzeichnisse, die
Teil einer Landesverordnung sind, dadurch zu verkiinden, dass sie zur Einsichtnahme
ausgelegt oder im Internet veroffentlicht werden. Die Auslegung kann nach bisherigem
Recht bei den Behérden der Gemeinden oder Amtern erfolgen, deren Gebiet von der
Landesverordnung betroffen ist.

Die Neuregelung nimmt den kommunalen Bereich aus der Pflicht. Die ersetzende
Auslegung oder Internetveroffentlichung wird zukunftig immer durch die oberste Lan-
desbehdrde erfolgen, die die Verordnung erlassen hat (bei Ministeriumsverordnungen)
oder federfuhrend fur den Erlass war (bei Regierungsverordnungen). Die Auslegung
oder anderweitige Veroffentlichung von Karten, Planen oder Verzeichnissen, die von
Gemeinden, Kreisen oder Amtern erlassen werden, sind hiervon nicht betroffen (da es
sich nicht um Landesverordnungen handelt).

Die Auslegung von Karten, Planen oder Verzeichnissen als Bestandteilen der ver-
kindeten Landesverordnung kann bereits nach der bisherigen Regelung durch eine
Veroffentlichung des Inhalts der Karten, Plane oder Verzeichnisse im Internet ersetzt
werden. Diese Regelung bleibt im Kern unberthrt. Nunmehr wird die Internetverof-
fentlichung in jeder Hinsicht gleichwertig neben die Auslegung gestellt. Hierdurch wird
zudem klargestellt, dass die flr eine Auslegung geltenden Tatbestande, wie die grobe
Beschreibung der Karten, Plane und Verzeichnisse sowie die zwingend notwendige
Nennung des Ortes der Auslegung, in gleicher Weise auch fur die Internetveroffentli-
chung gelten.
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Die Veroffentlichung im Internet nach § 3 Absatz 1 VkBKkmG SH meint nicht die elek-
tronische Verkindung Uber das Verkindungsportal des Gesetz- und
Verordnungsblattes flr Schleswig-Holstein, sondern die Veroffentlichung auf einer
Internetseite der zustandigen obersten Landesbehdrde. Erfolgt die Verkiindung von
Karten, Planen oder Verzeichnissen Uber das Verkindungsportal, so handelt es sich
um eine Regelverkiindung nach dem VkBkmG SH, ohne dass von der ersetzenden
Veroffentlichungsmaoglichkeit nach § 3 Absatz 1 VKkBkmG SH Gebrauch gemacht
wurde.

Besondere Rechtsvorschriften Gber die Verkindung von Verordnungen bleiben auch
durch die Neufassung des § 3 Absatz 1 VKBkmG SH unberihrt.

2. Zu Nummer 2 (Anderung des § 5)

Der Wortlaut des § 5 Absatz 2 Satz 3 wird klarer gefasst. Nach § 5 Absatz 2 Satz 1
koénne bei der fur die Verkiindung und Bekanntmachung zustandigen obersten Lan-
desbehdrde die elektronisch erschienenen Ausgaben des Gesetz- und Verordnungs-
blattes und des Amtsblattes eingesehen werden. Durch die Neufassung des § 5 Ab-
satz 2 Satz 3 werden auf Verlangen weiterhin einzelne Ausdrucke einzelner Verof-
fentlichungen oder Vorschriften angefertigt. Dabei wird kiinftig auf einen Kostenersatz
verzichtet.

Angesichts der nach bisheriger Erfahrung mit dem Gesetz praktisch geringen Bedeu-
tung der Vorschrift und angesichts der Tatsache, dass seit Inkrafttreten des Gesetzes
am 1. Januar 2025 kein Verlangen auf Einsicht oder Ausdruck an die zustandige
oberste Landesbehodrde gestellt worden ist, stinde der mit einer Kostenerhebung
verbundene Verwaltungsaufwand — auch mit Blick auf das Ziel eines burgerfreundli-
chen Zugangs zu den Inhalten der Verkindungs- und Bekanntmachungsblatter sowie
im Interesse der Entburokratisierung — in keinem Verhaltnis zum damit einhergehen-
den Mehrwert fur die 6ffentlichen Haushalte oder einer etwaigen Lenkungswirkung der
bisherigen Kostenregelung.

Zudem soll die Neufassung absichern, dass im Rahmen des rein elektronischen Ver-
offentlichungs- und Verkiindungswesens nicht Uber den Umweg der gesetzlich ein-
geraumten Maoglichkeit, die Anfertigung von Ausdrucken oder Kopien zu verlangen,
die Herstellung und Zurverfigungstellung ganzer Druckausgaben des Amts- oder
Gesetz- und Verordnungsblattes erwirkt wird.

IV. Zu Artikel 4 (Anderung des Schleswig-Holsteinischen E-Government-Geset-
zes)

Es handelt sich um eine redaktionelle Berichtigung in Bezug auf die geltende und
unverandert bleibende amtliche Uberschrift des § 52a LVWG (,Elektronische Kommu-
nikation“). Diese wurde durch das Digitalisierungsbeschleunigungsgesetz vom [ein-
fugen: Datum der Ausfertigung des Digitalisierungsbeschleunigungsgesetzes in
LT-Drs. 20/4202] in dem Verweis in § 38 Satz 1 Nummer 2 des Schleswig-Holstei-
nischen E-Government-Gesetzes fehlerhaft (,Schriftform und elektronische Kommu-
nikation“) aufgenommen.

V. Zu Artikel 5 (Anderung des Landesnaturschutzgesetzes)
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Durch Artikel 5 wird das Landesnaturschutzgesetz (LNatschG) geandert. Die Ande-
rungen nehmen Abweichungen vom Bundesrecht (Bundesnaturschutzgesetz —
BNatSchG) vor.

1. Zu Nummer 1 (Anderung der Inhaltsiibersicht)

Es handelt sich um notwendige Folgeanderungen. Die Inhaltsubersicht ist wegen der
Anderungen in den §§ 9 und 11 LNatschG sowie der Einfiihrung der Evaluationsre-
gelung (§ 67 LNatschG) anzupassen.

2. Zu Nummer 2 (Anderung des § 9)

Der neu eingefugte Absatz 6 stellt klar, dass der durch das Infrastruktur-Zukunftsge-
setz vom 22. Juli 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 224 eingefuhrte § 15 Absatz 6a BNatSchG in
Schleswig-Holstein nicht gilt.

3. Zu Nummer 3 (Anderung des § 11)
Es handelt es sich um eine Folgeanpassung.

4. Zu Nummer 4 (Anderung des Kapitels 10)
Die Anderung der Uberschrift des Kapitels 10 des Landesnaturschutzgesetzes erfolgt
wegen der Befristung der zuvor erfolgten Regelungen in den §§ 9 und 11.

5. Zu Nummer 5 (Evaluierung)

Die landesrechtliche Abweichung von den Regelungen des BNatSchG soll auf seine
Wirksamkeit hin evaluiert werden. Die Landesregierung legt dem Landtag einen
Evaluierungsbericht mit einer Empfehlung zur Entfristung oder zum Festhalten an der
Befristung entsprechend der in der Regelung genannten Frist (1. Februar 2032) vor
(Artikel 9 Absatz 5).

VI. Zu Artikel 6 (Weitere Anderung des Landesnaturschutzgesetzes)

Aufgrund der Befristung wird in diesem Artikel die Rickabwicklung und damit Auf3er-
kraftsetzung der durch Artikel 5 eingefuhrten Regelungen bestimmt. Die in diesem
Artikel enthaltenen Bestimmungen sollen am 1. Februar 2033 in Kraft treten (s. Artikel
9 Absatz 6).

VII. Zu Artikel 7 (Weitere Folgeanderungen)

Durch Artikel 7 (Weitere Folgeanderungen) werden notwendige Folgeanderungen in
verschiedenen Landesgesetzen geregelt, die sich durch die Anderungen Uber die
Vorschriften Gber die elektronische Kommunikation (§§ 52a ff. LVwWG (neu)) und ins-
besondere aus der ab dem 1. Juli 2027 angeordneten Gleichstellung von jeder ge-
setzlich angeordneten schriftichen Form (auch der vorgeschriebenen handschriftli-
chen Unterzeichnung eines Schriftstlicks) mit der einfachen, nicht qualifiziert signier-
ten elektronischen Form (z.B. einer einfachen E-Mail) ergeben.

1. Zu Absatz 1 (Folgeanderungen im Landesverwaltungsgesetz)
a) Zu Nummer 1 und 2
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Ab dem 1.7.2027 greift in Schleswig-Holstein § 52a Abs. 2 LVwG (neu), sodass auch
ein elektronisches Dokument (z.B. E-Mail, Eingabe in ein Verwaltungsportal) auch
ohne qualifizierte Signaturanforderungen die Schriftform (,schriftlich®) wahrt. Hier be-
steht Anderungsbedarf, weil das Land nicht an die Simultan- und Konkordanzgesetz-
gebung im Verwaltungszustellungsrecht gebunden ist.

b) Zu Nummer 3 bis 6

Mit den Anderungen wird jeweils neben der schriftlichen Form auch die Verwendung
eines einfachen elektronischen Dokuments zugelassen. Damit wird die elektronische
Kommunikation bei Ausschluss der mundlichen Form unterhalb des Niveaus der
Schriftform oder der elektronischen Form nach § 52b LVwG fur den Bereich 6ffentlich-
rechtlicher Verwaltungstatigkeit als Aquivalent zur Textform (§ 126b BGB) mittels eines
schriftlichen oder elektronischen Dokuments zugelassen. Die Form der richterlicher
Anordnungen richtet sich nach dem Gesetz liber das Verfahren in Familiensachen und
in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit; die polizeiliche Anordnung
ergeht schriftlich oder elektronisch.

c) ZuNummer?7

Mit der Einfugung des Satzes ,§ 52a Absatz 2 ist nicht anzuwenden.” in § 209 Absatz
3 Satz 2 (neu) wird ein Ausnahmefall von dem Grundsatz normiert, dass eine gesetz-
lich vorgeschriebene Schriftform durch ein einfaches elektronisches Dokument ersetzt
wird (§ 52a Absatz 2 LVwG). Dies ist erforderlich, weil der in § 209 Absatz 3 vorgese-
henen Unterzeichnung der Niederschrift eine besondere Beweis- und Verifikations-
funktion zukommt. Die Niederschrift halt insbesondere Anlass, Zeit und Ort der
Durchsuchung sowie die anwesenden Personen fest. Durch die Unterzeichnung erhalt
die unmittelbar im Zusammenhang mit der Durchsuchung gefertigte Niederschrift eine
zusatzliche personliche Bestatigung in engem zeitlichen Zusammenhang mit der
MaRnahme. Die Unterschrift erhdht damit den Beweiswert der Niederschrift hinsicht-
lich der darin festgehaltenen tatsachlichen Umstande. Ein einfaches elektronisches
Dokument gewahrleistet die mit der eigenhandigen Unterzeichnung verbundene per-
sonliche Bestatigung des konkret dokumentierten Geschehens nicht in gleicher Wei-
se. Das in § 209 Absatz 3 vorgesehene Unterschriftserfordernis soll daher erhalten
bleiben.

Mit der Anderung des § 209 Absatz 4 (,schriftlich oder elektronisch“) wird jeweils ne-
ben der schriftichen Form auch die Verwendung eineseinfachen elektronischen Do-
kuments zugelassen. Damit wird die elektronische Kommunikation bei Ausschluss der
mundlichen Form unterhalb des Niveaus der Schriftform oder der elektronischen Form
nach § 52b LVWG fiir den Bereich offentlich-rechtlicher Verwaltungstatigkeit als Aqui-
valent zurTextform (§ 126b BGB) mittels eines schriftlichen oder elektronischen Do-
kuments zugelassen. Die Form der richterlicher Anordnungen richtet sich nach dem
Gesetz uber das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit; die polizeiliche Anordnung ergeht schriftlich oder elektronisch.

d) Zu Nummer 8 bis 26

In den bezeichneten Rechtsvorschriften des Landesverwaltungsgesetzes (§§ 264
Absatz 4 Satz 1, 269 Absatz 1 Satz 2, 269 Absatz 2 Nummer 1, 269 Absatz 2 Nummer
2, 270 Absatz 1 Satz 2, 273 Absatz 2 Satz 1, 278 Satz 1, 281 Absatz 2 Satz 5, 282
Absatz 2 Satz 2, 292 Absatz 1 Satz 1, 296 Satz 2, 298, 300 Absatz 1 Satz 1, 301
Absatz 1 Satz 3, 302 Absatz 1, 303 Absatz 1, 307 Absatz 1, 308 Satz 1, 309 Absatz 2
Satz 1, 309 Absatz 3 Satz 1, 312 Absatz 4 und Absatz 5, 316 Absatz 2) wird die bis-
herige Angabe ,schriftlich® durch die neue Angabe ,in Schriffform oder in
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elektronischer Form nach § 52b“ in der jeweils grammatisch richtigen Form ersetzt.
Dies entspricht dem bisher geltenden Recht.

2. Zu Absatz 2 (Folgeanderungen im Verwaltungskostengesetz des Landes
Schleswig-Holstein)

a) Zu Nummer 1

In den bezeichneten Rechtsvorschriften des Verwaltungskostengesetzes des Landes
Schleswig-Holstein (§§ 14 Absatz 1 Satz 3, 20 Absatz 3) wird die bisherige Angabe
,schriftlich® durch die neue Angabe ,schriftlich oder elektronisch® ersetzt. Mit der For-
mulierung ,schriftlich oder elektronisch® wird die elektronische Kommunikation unter-
halb des Niveaus der Schriftform oder der — bisher in § 52a Absatz 2 und Absatz 3
LVwG sowie in § 337b LVwWG geregelten — elektronischen Form (§ 52b LVwG) flir den
Bereich offentlich-rechtlicher Verwaltungstéatigkeit als Aquivalent zur Textform (§ 126b
BGB) mittels eines schriftlichen oder elektronischen Dokuments zugelassen. Die An-
derung tritt zeitgleich mit der Neuregelung des § 52a Absatz 2 LVwG am 1. Juli 2027
in Kraft (s. Artikel 9 Absatz 4).

b) Zu Nummer 2

In der (landes-)verwaltungskostengesetzlichen Regelung Uber die Kostenentschei-
dung war bislang geregelt, dass sie entweder schriftlich erging oder eine zuvor
mundlich getroffene Kostenentscheidung schriftlich bestatigte (§ 14 Absatz 1 Satz 4
des Verwaltungskostengesetzes des Landes Schleswig-Holstein in der geltenden
Fassung). Die Neuregelung sieht ausdrucklich vor, dass zum einen Kostenentschei-
dungen auch elektronisch ergehen konnen — dies ergibt sich schon daraus, dass sie
Verwaltungsakt ist (BVerwG, Urt. vom 16. Dezember 1988 — 7 C 93/86 —, NVwZ-RR
1989, 581 (581 f.)) —, sondern dass auch eine zuvor ergangene mundliche Kosten-
entscheidung entweder schriftlich oder elektronisch bestatigt werden kann. Es gilt der
Grundsatz des § 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes. Die Anderung tritt
zeitgleich mit der Neuregelung des § 52a Absatz 2 LVwG am 1. Juli 2027 in Kraft (s.
Artikel 9 Absatz 4).

3. Zu Absatz 3 (Folgeanderung im Informationszugangsgesetz fiir das Land
Schleswig-Holstein)
Mit der Ersetzung der Angabe ,schriftlich“ durch die Angabe ,schriftlich oder elektro-
nisch®in § 7 Absatz 4 Satz des Informationszugangsgesetzes fur das Land Schles-
wig-Holstein (IZG-SH) wird die elektronische Kommunikation unterhalb des Niveaus
der Schriftform oder der elektronischen Form (§ 52b LVwG) fir den Bereich 6ffent-
lich-rechtlicher Verwaltungstatigkeit als Aquivalent zur Textform (§ 126b BGB) mittels
eines schriftlichen oder elektronischen Dokuments zugelassen, wie es der Regelfall
des § 52a Absatz 2 LVwG ab dem 1. Juli 2027 vorsieht. Die Anderung tritt zeitgleich
mit der Neuregelung des § 52a Absatz 2 LVwG am 1. Juli 2027 in Kraft (s. Artikel 9
Absatz 4).

4. Zu Absatz 4 (Folgeanderung im Landesministergesetz)

Mit der Ersetzung der Angabe ,schriftlich® durch die Angabe ,in Schriftform oder in
elektronischer Form nach § 52b des Landesverwaltungsgesetzes” in § 8a Absatz 1
Satz 1 des Landesministergesetzes — unter gleichzeitigem Verweis, dass § 52a Ab-
satz 2 des Landesverwaltungsgesetzes nicht anzuwenden ist —wird ein Ausnahmefall
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vom Grundsatz normiert, dass in der offentlich-rechtliche Verwaltungstatigkeit eine
gesetzlich vorgeschriebene Schriftform durch elektronische Dokumente ersetzt wird (§
52a Absatz 2 LVwG). Dies ist erforderlich, weil durch die Schriftform sowohl die fort-
dauernde Wiedergabe der Erklarung in einer Urkunde mit der Mdglichkeit der Uber-
prufung (Perpetuierungsfunktion), die inhaltliche Zuordnung der Erklarung zum Erkla-
renden (Echtheitsfunktion und die Uberpriifbarkeit der Echtheit der Erklarung (Verifi-
kationsfunktion) gewahrt bleibt.

5. Zu Absatz 5 (Folgedanderungen im Parlamentsinformationsgesetz)

Mit der Ersetzung der Angabe ,schriftlich® durch die Angabe ,schriftlich oder elektro-
nisch® in den bezeichneten Rechtsvorschriften des Parlamentsinformationsgesetzes
(§§ 8 Absatz 1 Satz 1, 9 Absatz 1 Satz 4, 9 Absatz 3, 9 Absatz 4, 9 Absatz 5, 9 Absatz
6, 9 Absatz 7) wird die elektronische Kommunikation unterhalb des Niveaus der
Schriftform oder der elektronischen Form (§ 52b LVwG) fur den Bereich 6ffentlich-
rechtlicher Verwaltungstatigkeit als Aquivalent zur Textform (§ 126b BGB) mittels eines
schriftlichen oder elektronischen Dokuments zugelassen, wie es der Regelfall des §
52a Absatz 2 LVWG ab dem 1. Juli 2027 vorsieht. Die Anderung tritt zeitgleich mit der
Neuregelung des § 52a Absatz 2 LVwG am 1. Juli 2027 in Kraft (s. Artikel 9 Absatz 4).

6. Zu Absatz 6 (Folgeanderung in der Landesbauordnung)

Mit der Formulierung ,§ 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes ist nicht anzu-
wenden.“ wird ein Ausnahmefall vom Grundsatz normiert, dass eine gesetzlich vor-
geschriebene Schriftform — hier der Baulasterklarung nach § 83 Absatz 1 der Lan-
desbauordnung (LBO) — durch elektronische Dokumente ersetzt wird (§ 52a Absatz 2
LVWG). Gemal § 83 Absatz 2 Satz 1 LBO muss die Baulasterklarung unterschrieben
sein und die Unterschrift beglaubigt oder vor der Bauaufsichtsbehdrde geleistet oder
vor ihr anerkannt werden. Dieses Formerfordernis ist elektronisch nicht ohne weiteres
abzubilden. Uberdies bedarf es der Schriftform, damit insbesondere die Warnfunktion
der Erklarung erhalten bleibt, in dem die bzw. der Erklarende auf die rechtliche Ver-
bindlichkeit der Erklarung hingewiesen und vor Ubereilung geschiitzt wird.

7. Zu Absatz 7 (Folgeanderung im Sparkassengesetz)

Mit den Formulierungen wird die elektronische Kommunikation (Nummer 1 bis 4) un-
terhalb des Niveaus der Schriftform oder der elektronischen Form (§ 52b LVwG) fur
diese Bereiche als Aquivalent zur Textform (§ 126b BGB) mittels schriftlicher oder
elektronischer Dokumente zugelassen.

8. Zu Absatz 8 (Folgeanderung im Stiftungsgesetz)

Mit der Formulierung ,Die Anerkennung ist in Schriftform zu erteilen. § 52a Absatz 2
des Landesverwaltungsgesetzes ist nicht anzuwenden.” wird ein Ausnahmefall vom
Grundsatz normiert, dass eine gesetzlich vorgeschriebene Schriftform durch elektro-
nische Dokumente ersetzt wird (§ 52a Absatz 2 LVwG). Dies ist erforderlich, weil Stif-
tungen in der Regel auf unabsehbare Dauer als sog. Ewigkeitsstiftungen errichtet
werden. Zum einen unterliegen elektronische Signaturen, Zertifikate und Datei-For-
mate einem standigen technologischen Wandel und damit dem Risiko des digitalen
Verfalls. Eine physische Urkunde auf Papier sichert den Nachweis des Grindungs-
aktes hingegen Uber Jahrhunderte hinweg. Zum anderen erfolgt die schriftliche
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Anerkennung, nachdem entweder ein eigenhandig unterschriebenes Stiftungsge-
schaft mit beigefligter Satzung oder ein Testament, das eigenhandig geschrieben oder
notariell gefertigt sein muss, vorgelegt wurden. Die Stiftungsanerkennung bezieht sich
auf genau dieses Dokument. Es wird in der Regel zusammen mit der Anerkennungs-
urkunde zuruckgegeben. Antrag und Anerkennung werden dabei quasi zu einer phy-
sischen Einheit. Diese ware durch elektronische Methoden durchbrochen, was durch
die vorgegebene Schriftform zu verhindern ist.

9. Zu Absatz 9 (Folgeanderung des Landeswassergesetzes)
Der Absatz regelt Folgeanpassungen zur Anderung des Landesverwaltungsgesetzes.

Insbesondere erfolgt eine Anpassung an die Neufassung des Planfeststellungsrechts
im LVwG und die ausdruckliche Zulassung elektronischer Kommunikation auch in
wasserrechtlichen Verfahren. Daruber hinaus erfolgt zur Verfahrenserleichterung und
Entblrokratisierung der Abbau einer Doppelgenehmigung bei Anlagen in oder an
Gewassern.

a) Zu Nummer 1
Die Inhaltstibersicht wird redaktionell an die Anderungen angepasst.

b) Zu Nummer 2 Buchstabe a

Der bislang in § 140 LVwG zusammengefasste Verfahrensstoff wird im geanderten
LVwG auf die §§ 139a und 140 bis 140c verteilt. Die Verweisungen in § 14 Absatz 1
werden an diese neue Gliederung angepasst. Der Bekanntmachungshinweis befindet
sich kunftig in § 140 Absatz 3 Satz 2 LVwG. Aullerdem kann die Bestatigung des
Antragseingangs kunftig auch elektronisch erfolgen.

c) Zu Nummer 2 Buchstabe b und den Nummern 4 bis 8 und 12

Die Anderungen stellen klar, dass Bestatigungen, Androhungen, Einwendungen,
Stellungnahmen und behordliche Mitteilungen neben der schriftichen Form auch
elektronisch Ubermittelt werden konnen. Dadurch werden Medienbriche vermieden,
ohne die weiterhin moglichen schriftlichen Erklarungen oder Erklarungen zur Nieder-
schrift auszuschlieRen.

d) Zu Nummer 3

Die Anderung in § 23 Absatz 1 reduziert die Tatbestande, die eine Anlagengenehmi-
gung erfordern und dient so der Entburokratisierung bzw. Verfahrenserleichterung:
Klnftig ist eine (zusatzliche) wasserrechtliche Anlagengenehmigung nicht mehr er-
forderlich, wenn die Anlage einer erlaubnispflichtigen Gewasserbenutzung (§§ 8, 9
WHG), der Unterhaltung oder dem Ausbau eines Gewassers dient. In diesen Fallen
erfolgt ohnehin eine wasserrechtliche Prifung. In dieser sind nach § 12 Abs. 1 WHG
auch die anlagenbezogenen Aspekte zu prifen. Daher ist eine Doppelprifung durch
eine zusatzliche Anlagengenehmigung nicht erforderlich. Fir Anlagen in oder an
Bundeswasserstraflen, Anlagen nach § 95 und Anlagen zur Beforderung wasserge-
fahrdender Stoffe bleibt die bisherige Genehmigungspflicht bestehen. Denn in diesen
Fallen fehlt es gerade an der Prufung der wasserwirtschaftlichen Belange in einem
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Parallelverfahren. Daher gilt die Genhmigungspflicht auch nur, wenn nachteilige Aus-
wirkungen auf das Gewasser zu besorgen sind. Dessen ungeachten bleibt die Fiktiv-
genehmigung nach Ablauf von zwei Monaten in § 23 Absatz 2 zwecks Verfahrenser-
leichterung erhalten.

e) Zu Nummer 4-8
Siehe Erlauterung zu ,Zu Nummer 2 Buchstabe b”.

f)  Zu Nummer 9

Die Erganzung dient der Klarstellung des mit der Novellierung zum 1.1.2025 Gewoll-
ten und einem schlanken Vollzug: Mit der Novellierung zum 1.1.2025 wurden Vorha-
ben des Kistenschutzes, die das Land in eigener Aufgabenwahrnehmung umsetzt,
von der der kustenschutzrechtlichen Genehmigungspflicht befreit. Allerdings wurde bei
der Novellierung nicht hinreichend berucksichtigt, dass solche Vorhaben UVP-pflichtig
sein konnen. In diesen Fallen soll, wie bisher, stets eine kustenschutzrechtliche Zu-
lassung erforderlich sein und somit Tragerverfahren sein. Das Verfahren soll, ebenfalls
wie bisher, bei der Kustenschutzbehdrde geflhrt werden. Sie ist die sachnachste
Behorde. Dadurch wird verhindert, dass mehrere oder sachfremde Behorden tatig
werden mussen oder dass unklar ist, wer verfahrensfuhrend ist. Die Regelung bewirkt
somit ein verlassliches, zielorientiertes Verfahren und dient einem effektiven Vollzug.
Solche Vorhaben sind insbesondere groRere Sandvorspulungen oder -aufspllungen
fur den Kustenschutz.

g) Zu Nummer 10

Der Ausschluss des § 141a Absatz 4 LVwG stellt klar, dass fur Gewasserausbauten
die bundesrechtliche Beschrankung des § 68 Absatz 2 WHG fortgilt. Eine Plange-
nehmigung bleibt daher ausgeschlossen, wenn eine Verpflichtung zur Durchfiihrung
einer Umweltvertraglichkeitspriafung besteht.

Die nachtraglichen Schutz- und Entschadigungsanspriiche sind im geanderten LVwWG
kinftig in § 142 Absatz 4 und 5 geregelt. Der Verweis wird entsprechend berichtigt
(bisher Absatz 2 und 3).

h)  Zu Nummer 11

Der neue § 140d LVwG regelt die Beauftragung eines Projektmanagers, seine Auf-
gaben und die fortbestehende Entscheidungsverantwortung der Behdrde allgemein.
Die bisherige Regelung des § 84a LWG kann daher entfallen. § 84a beschrankt sich
deshalb kunftig auf die wasserrechtlichen Besonderheiten der Kostentragung und der
unmittelbaren Abrechnung zwischen Vorhabentrager und Projektmanager (bisheriger
und kunftiger Absatz 2).
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i)  Zu Nummer 12
Siehe Erlauterung zu ,Zu Nummer 2 Buchstabe b”.

j) Zu Nummer 13 bis 18

Es handelt sich um Folgednderungen, die durch die Anderung des Landesverwal-
tungsgesetzes in Artikels 1 dieses Gesetzentwurfes veranlasst sind.

k)  Zu Nummer 19

Das geanderte LVWG weist die Verfahrensschritte grundsatzlich der Planfeststel-
lungsbehdrde zu. Die Funktion einer Anhérungsbehdrde bleibt deshalb nur insoweit
erhalten, wie Bundesrecht oder anderes Fachrecht weiterhin ausdricklich eine Anho-
rungsbehorde vorsieht. In diesen Fallen nimmt die verfahrenszustandige Wasserbe-
hérde zugleich diese Funktion wahr. Dies wird formell klargestellt. Praktisch andert
sich nichts, da der bisherige § 103 Absatz 3 LWG bereits die jetzt vom Bundesrecht
getroffene Regelung vorweggenommen hatte.

)  Zu Nummer 20

Es handelt sich um eine redaktionelle Berichtigung. Die bisherige Erwahnung der
Schriftform ist nicht zutreffend, da in § 105 schon jetzt und auch kinftig keine Schrift-
form geregelt wird.

m) Zu Nummer 21

§ 113 Absatz 1 verweist auf eine frihere Fassung des § 140 Absatz 3 LVwG. Durch
die ausdruckliche Festschreibung der ,bis zum 31. Dezember 2019 geltenden Fas-
sung” wird verhindert, dass die Umgliederung des aktuellen Planfeststellungsrechts
den historischen Regelungsgehalt der Ubergangsvorschrift verandert.

10. Zu Absatz 10 (Folgeanderung des StraRen- und Wegegesetzes des Landes
Schleswig-Holstein) )
Es handelt sich um Folgeanderungen, die durch die Anderung des Landesverwal-

tungsgesetzes in Artikels 1 dieses Gesetzentwurfes veranlasst sind.

11. Zu Absatz 11 (Folgedanderung der Gemeindeordnung)

a) Zu Nummer 1

In der bezeichneten Rechtsvorschrift der Gemeindeordnung wird die bisherige Anga-
be ,schriftlich” und ,zur Niederschrift® durch die neue Angabe ,elektronisch* erganzt.
Mit dieser Formulierung wird die elektronische Kommunikation unterhalb des Niveaus
der Schriftform oder der — bisher in § 52a Absatz 2 und Absatz 3 LVwG sowie in §
337b LVwG geregelten — elektronischen Form (§ 52b LVwG) fur Anregungen und
Beschwerden nach § 16e Gemeindeordnung als Aquivalent zur Textform (§ 126b
BGB) mittels eines schriftlichen oder elektronischen Dokuments zugelassen.

b) Zu Nummer 2

Der Einwohnerantrag enthalt neben der erforderlichen handschriftlichen und personli-
chen Unterschrift von mindestens funf Prozent der Einwohnerschaft der Gemeinde
auch deren personliche Daten in Form von Familienname, Vorname, Tag der Geburt,
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Wohnort mit Postleitzahl sowie Stral3e und Hausnummer. Mit der Formulierung ,Der
Antrag von Einwohnerinnen und Einwohnern ist in Schriftform einzureichen, § 52a
Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes ist nicht anzuwenden.” wird ein Ausnah-
mefall vom Grundsatz normiert, dass eine gesetzlich vorgeschriebene Schriftform
durch elektronische Dokumente ersetzt wird (§ 52a Absatz 2 LVwG). Dies ist erfor-
derlich, weil durch die Schriftform die inhaltliche Zuordnung der Erklarung zum Erkla-
renden (Echtheitsfunktion) und die Uberpriifbarkeit der Echtheit der Erklarung (Verifi-
kationsfunktion) erhalten bleiben.

c) Zu Nummer 3 bis 7

In den bezeichneten Rechtsvorschriften der Gemeindeordnung wird die bisherige
Angabe ,schriftlich“ durch die neue Angabe ,schriftlich oder elektronisch* ersetzt. Mit
der Formulierung ,schriftlich oder elektronisch® wird die elektronische Kommunikation
unterhalb des Niveaus der Schriftform oder der — bisher in § 52a Absatz 2 und Absatz
3 LVwG sowie in § 337b LVwWG geregelten — elektronischen Form (§ 52b LVwWG) als
Aquivalent zur Textform (§ 126b BGB) mittels eines schriftlichen oder elektronischen
Dokuments zugelassen.

d) Zu Nummer 8,9 und 11

Mit der EinflUgung des Satzes ,§ 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes ist
nicht anzuwenden.” in § 51, § 56 und § 64 der Gemeindeordnung wird ein Ausnah-
mefall von dem Grundsatz normiert, dass eine gesetzlich vorgeschriebene Schriftform
durch ein einfaches elektronisches Dokument ersetzt wird (§ 52a Absatz 2 LVwG).
Dies ist erforderlich, um Gemeinden vor nachteiligen Folgen unbedachter und Ubereilt
abgegebener Verpflichtungserklarungen zu schiitzen. Im Ubrigen kann sich die Ge-
meinde von diesem Schriftformerfordernis selbst durch eine entsprechende Haupt-
satzungsregelung gemald § 51 Absatz 4, § 56 Absatz 4 und § 64 Absatz 3 der Ge-
meindeordnung lossprechen.

e) Zu Nummer 10
Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung durch die Streichung des Wortes
,schriftlich“, da die Form der Zustimmung in § 51 Absatz 2 Satz 6 GKWG geregelt wird.

f)  Zu Nummer 12

Die Streichung der Wérter ,mundliche und schriftliche (Berichte) erfolgt aus Grinden
der Einheitlichkeit des Landesrechts. Eine materielle Anderung ist mit der Streichung
nicht verbunden. Die Kommunalaufsicht kann damit weiterhin mindliche, schriftliche
oder elektronische Berichte anfordern und jeweils die Form festlegen.

12. Zu Absatz 12 (Folgeanderung der Kreisordnung)

a) Zu Nummer 1

In der bezeichneten Rechtsvorschrift der Kreisordnung wird die bisherige Angabe
,schriftlich® und ,zur Niederschrift* durch die neue Angabe ,elektronisch* erganzt. Mit
dieser Formulierung wird die elektronische Kommunikation unterhalb des Niveaus der
Schriftform oder der — bisher in § 52a Absatz 2 und Absatz 3 LVwG sowie in § 337b
LVwG geregelten — elektronischen Form (§ 52b LVwG) fur Anregungen und Be-
schwerden nach § 16d Kreisordnung als Aquivalent zur Textform (§ 126b BGB) mittels
eines schriftlichen oder elektronischen Dokuments zugelassen.
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b) Zu Nummer 2

Der Einwohnerantrag enthalt neben der erforderlichen handschriftlichen und personli-
chen Unterschrift von mindestens 2 bzw. 2,5 Prozent der Einwohnerschaft des Kreises
auch deren personliche Daten in Form von Familienname, Vorname, Tag der Geburt,
Wohnort mit Postleitzahl sowie Stralle und Hausnummer. Mit der Formulierung ,Der
Antrag von Einwohnerinnen und Einwohnern ist in Schriftform einzureichen, § 52a
Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes ist nicht anzuwenden.” wird ein Ausnah-
mefall vom Grundsatz normiert, dass eine gesetzlich vorgeschriebene Schriftform
durch elektronische Dokumente ersetzt wird (§ 52a Absatz 2 LVwG). Dies ist erfor-
derlich, weil durch die Schriftform die inhaltliche Zuordnung der Erklarung zum Erkla-
renden (Echtheitsfunktion) und die Uberpriifbarkeit der Echtheit der Erklarung (Verifi-
kationsfunktion) erhalten bleiben.

c) Zu Nummer 3 bis 7

In den bezeichneten Rechtsvorschriften der Kreisordnung wird die bisherige Angabe
,schriftlich® durch die neue Angabe ,schriftlich oder elektronisch® ersetzt. Mit der For-
mulierung ,schriftlich oder elektronisch® wird die elektronische Kommunikation unter-
halb des Niveaus der Schriftform oder der — bisher in § 52a Absatz 2 und Absatz 3
LVwG sowie in § 337b LVwWG geregelten — elektronischen Form (§ 52b LVwG) als
Aquivalent zur Textform (§ 126b BGB) mittels eines schriftlichen oder elektronischen
Dokuments zugelassen.

d) Zu Nummer 8

Mit der EinflUgung des Satzes ,§ 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes ist
nicht anzuwenden.” in § 50 der Kreisordnung wird ein Ausnahmefall von dem Grund-
satz normiert, dass eine gesetzlich vorgeschriebene Schriftform durch ein einfaches
elektronisches Dokument ersetzt wird (§ 52a Absatz 2 LVwG). Dies ist erforderlich, um
Kreise vor nachteiligen Folgen unbedachter und Ubereilt abgegebener Verpflich-
tungserklarungen zu schitzen. Im Ubrigen kann sich der Kreis von diesem Schrift-
formerfordernis selbst durch eine entsprechende Hauptsatzungsregelung gemaf § 50
Absatz 4 der Kreisordnung lossprechen.

e) ZuNummer9

Die Streichung der Worter ,mindliche und schriftliche® (Berichte) erfolgt aus Grinden
der Einheitlichkeit des Landesrechts. Eine materielle Anderung ist mit der Streichung
nicht verbunden. Die Kommunalaufsicht kann damit weiterhin mindliche, schriftliche
oder elektronische Berichte anfordern und jeweils die Form festlegen.

13. Zu Absatz 13 (Folgeanderung der Amtsordnung)

In den bezeichneten Rechtsvorschriften der Amtsordnung wird die bisherige Angabe
,schriftlich® durch die neue Angabe ,schriftlich oder elektronisch® ersetzt. Mit der For-
mulierung ,schriftlich oder elektronisch® wird die elektronische Kommunikation unter-
halb des Niveaus der Schriftform oder der — bisher in § 52a Absatz 2 und Absatz 3
LVwG sowie in § 337b LVwWG geregelten — elektronischen Form (§ 52b LVwG) als
Aquivalent zur Textform (§ 126b BGB) mittels eines schriftlichen oder elektronischen
Dokuments zugelassen.
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14. Zu Absatz 14 (Folgeanderung des Gesetzes liber kommunale Zusammen-
arbeit)

a) Zu Nummer 1

Durch die Neufassung des § 6 GkZ erfolgt aus Griinden der Einheitlichkeit des Lan-

desrechts. Eine materielle Anderung ist mit der Streichung nicht verbunden. Denn

bereits zuvor konnte der Ausgleich durch o&ffentlich-rechtlichen Vertrag geregelt wer-

den. DarlUber hinausgehende Anforderungen regelt das Gesetz Uber kommunale

Zusammenarbeit nicht. Die Form flr den &ffentlich-rechtlichen Vertrag folgt aus dem

Landesverwaltungsgesetz.

b) Zu Nummer 2

Mit der Einfligung des Satzes ,§ 52a Absatz 2 des Landesverwaltungsgesetzes ist
nicht anzuwenden.” in § 11 GkZ wird ein Ausnahmefall von dem Grundsatz normiert,
dass eine gesetzlich vorgeschriebene Schriftform durch ein einfaches elektronisches
Dokument ersetzt wird (§ 52a Absatz 2 LVwG). Dies ist erforderlich, um Zweckver-
bande vor nachteiligen Folgen unbedachter und Ubereilt abgegebener Verpflich-
tungserklarungen zu schiitzen. Im Ubrigen kann sich der Zweckverband von diesem
Schriftftormerfordernis selbst lossprechen durch eine entsprechende Satzungsrege-
lung gemaR § 11 Absatz 4 GkZ.

c) ZuNummer 3

Die Streichung des ersten Satzes erfolgt aus Grinden der Einheitlichkeit des Lan-
desrechts. Eine materielle Anderung ist mit der Streichung nicht verbunden. Denn die
Form flr den o6ffentlich-rechtlichen Vertrag folgt aus dem Landesverwaltungsgesetz.
DarUber hinausgehende Anforderungen regelt das Gesetz Uber kommunale Zusam-
menarbeit nicht.

15. Zu Absatz 15 (Folgeanderung des Landesverfassungsrichtergesetzes)

An dem Erfordernis der strengen Schriftform bei der Mitteilung der Bereitschaft zur
Ubernahme des Amts als Landesverfassungsrichter oder als
Landesverfassungsrichterin, aber auch bei einem entsprechenden Amtsverzicht ist
angesichts der herausgehobenen Bedeutung des Amtes festzuhalten. Gleiches gilt
fir die Ubergabe einer Ernennungsurkunde, die regelmaRig im Zusammenhang mit
der Leistung des Amtseids in Offentlicher Sitzung des Landtages erfolgt und der damit
eine erhebliche zeremonielle Bedeutung zukommt.

16. Zu Absatz 16 (Folgeanderung des Landesrichtergesetzes)

An der Ubergabe einer verkorperten Ernennungsurkunde an ehrenamtliche
Richterinnen und Richter ist angesichts der auch symbolischen Bedeutung
festzuhalten. Angesichts der Bedeutung der jeweils in § 16 Abs. 1 Nr. 2, § 23 Abs. 4
und § 52 LRiIG geregelten Erklarungen ist es zu Nachweis- und Warnzwecken
erforderlich, die Erfullung der vorgeschriebenen Schriftform durch elektronische
Dokumente auszuschlielen. Der bisher in § 23 Abs. 4 LRiG geregelte ausdrtickliche
Ausschluss der elektronischen Form wird dagegen entbehrlich, da die bisherige
Gleichsetzung der elektronischen mit der Schriftform aus § 52a Abs. 2 LVwG entfallt.
Einer ausdrucklichen Ausschlussklausel bedarf es bei der in § 33 LRiG angeordneten
Schriftform dagegen nicht, da dort ein verwaltungsinterner Vorgang geregelt wird, auf
den § 52a LVwG keine Anwendung findet.
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17. Zu Absatz 17 (Folgeanderung des Hinterlegungsgesetzes)

Diein § 5 Absatz 1 Satz 2, § 8 Absatz 1 Satz 1, § 22 Absatz 2 Satz 1 und § 22 Absatz 3
Satz 1 Nummer 1 Hinterlegungsgesetz enthaltenen Schriftformerfordernisse dienen
der Rechtssicherheit und Beweissicherung. In Hinterlegungsfallen geht es
regelmaldig um Gegenstande von erheblichem Wert, zugleich ist der Nachweis der
Hinterlegung fur den Hinterlegenden von zentraler Bedeutung. Das gilt insbesondere
fur die praktisch bedeutsamen Anwendungsfalle der Hinterlegung zum Zweck der
Schuldbefreiung (§ 372 BGB) und der Hinterlegung als Sicherheitsleistung (§ 232
BGB). Im Anwendungsbereich des Hinterlegungsgesetzes wird daher an der
strengen Schriftform oder Abgabe in elektronischer Form gemall § 52b des
Landesverwaltungsgesetzes festgehalten.

Im Einzelnen:

Die Einlegung von Beschwerden in § 5 Absatz 1 Satz 3 Hinterlegungsgesetz wird
vom Anwendungsbereich des § 52 a Abs. 2 des Landesverwaltungsgesetzes
ausgenommen,; erforderlich ist die Einlegung als handschriftlich unterzeichnetes
Schriftstlick (strenge Schriftform) oder in elektronischer Form nach § 52b LVwG.
Dadurch wird sichergestellt, dass die Einlegung der Beschwerde nachweisbar und
rechtssicher dokumentiert wird (Beweis- und Dokumentationsfunktion). Zugleich wird
dem Beschwerdefuhrer vor der Einleitung des Beschwerdeverfahrens nochmals die
Bedeutung seines Handelns verdeutlicht (Warnfunktion).

Gleiches gqilt fur die in § 8 Absatz 1 Satz 1 Hinterlegungsgesetz geregelte
Antragstellung. Die vorgesehene strenge Schriftform bzw. elektronische Form nach
§ 52b des Landesverwaltungsgesetzes tragt der verfahrenseinleitenden Bedeutung
des Antrags Rechnung und erméglicht eine zweifelsfreie Uberpriifung der Identitat
der antragstellenden Person.

Auch der Herausgabeantrag des Empfangers gemald § 22 Absatz 2 Satz 1
Hinterlegungsgesetz und die Bewilligung der Herausgabe in § 22 Absatz 3 Satz 1
Nummer 1 Hinterlegungsgesetz bedurfen der strengen Schriftform oder elektronische
Form nach § 52b des Landesverwaltungsgesetzes. Die Ausnahmeregelung dient hier
dem Schutz vor dem Verlust von Vermogenswerten durch falschliche
Herausgabeantrage bzw. Herausgabebewilligungen sowie der Beweissicherung.

18. Zu Absatz 18 (Folgedanderung des Landesjustizgesetzes)

Die Anderung in § 74 Absatz 3 Satz 1 ist redaktioneller Natur. Soweit kraft
landesrechtlicher Verweisung in § 74 Absatz 3 Satz 1 auf die Regelungen des
Gerichtsdolmetschergesetzes (GDolmG) fir die Erméachtigung von Ubersetzerinnen
und Ubersetzern in entsprechender Anwendung des § 5 Abs. 4 des GDolmG die
Ubergabe einer verkérperten Urkunde vorgesehen ist, soll daran festgehalten
werden. Die Urkundenubergabe tragt der besonderen Bedeutung der Ermachtigung
Rechnung und macht deren formlichen Charakter auch nach auf’en sichtbar. Im
Interesse einer rechtssicheren Ausgestaltung soll ausgeschlossen werden, dass die
allgemeinen Regelungen uber den Ersatz der Schriftform durch die elektronische
Form auch die gesetzlich vorgesehene Ubergabe der Urkunde erfassen. Die
Anwendung des § 52a Abs. 2 LVwWG (neu) ist daher ausdrucklich auszuschlieen.
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19. Zu Absatz 19 (Folgedanderung des Landesbeamtengesetzes)

Aufgrund der erheblichen statusberihrenden Wirkung, die statusrechtlich relevante
Vorgange wie die Entlassung, die Rucknahme der Ernennung oder Feststellung der
Nichtigkeit einer Ernennung mit sich bringen, bleibt das Bedurfnis einer strengen
Schriftform bei den §§ 5, 11, 12 und 32 LBG bestehen.

Mit der in §§ 5, 11, 12, 32 LBG jeweils erganzten Formulierung ,§ 52a Absatz 2 des
Landesverwaltungsgesetzes ist nicht anzuwenden® wird ein Ausnahmefall vom
Grundsatz normiert, dass eine gesetzlich vorgeschriebene Schriftform durch elektro-
nische Dokumente ersetzt wird (§ 52a Absatz 2 LVwG). Dies ist erforderlich, weil durch
die Schriftform sowohl die fortdauernde Wiedergabe der Erklarung in einer Urkunde
mit der Moglichkeit der Uberpriifung (Perpetuierungsfunktion) und die Uberprifbarkeit
der Echtheit der Erklarung (Verifikationsfunktion) erhalten bleibt. Diese Funktionen
sind bei der Entlassung, der Feststellung der Nichtigkeit der Ernennung und der Ra-
cknahme der Ernennung aufgrund der statusrechtlichen Wirkung wesentlich, weshalb
ein weniger férmlicher Vorgang sich verbietet. AuRerdem bewahrt die strenge Schrift-
form vor Ubereilten oder ungepruften Entscheidungen der Verwaltung, bevor sie bei-
spielsweise eine Ernennung einer Person rickgangig macht, und schitzt mit Blick auf
§ 5 Absatz 5 LBG auch den Richter oder die Richterin, die oder der mit dem schriftlich
zu stellenden Antrag die Entlassung aus dem Richteramt in eigener Initiative vor der
Ubernahme eines Amtes mit leitender Funktion im Beamtenverhaltnis auf Lebenszeit
verlangt. Diese Warnfunktion der Erklarung muss daher in diesen Situationen erhalten
bleiben, in denen die erklarende Stelle auf die rechtliche Verbindlichkeit der Erklarung
besser hingewiesen wird.

Bei § 45 LBG genulgt hingegen neben der strengen Schriftform alternativ auch die
elektronische Form nach § 52b LVwG-neu. Auch hier wird ein Ausnahmefall vom
Grundsatz normiert, dass eine gesetzlich vorgeschriebene Schriftform durch elektro-
nische Dokumente ersetzt wird (§ 52a Absatz 2 LVwG). Dies ist erforderlich, weil durch
die Schriftform sowohl die fortdauernde Wiedergabe der Erklarung in einer Urkunde
mit der Moglichkeit der Uberpriifung (Perpetuierungsfunktion), die inhaltliche Zuord-
nung der Erklarung zum Erkldrenden (Echtheitsfunktion), die Uberprifbarkeit der
Echtheit der Erklarung (Verifikationsfunktion) sowie die Warnfunktion der Erklarung
erhalten bleibt, in dem die die Versetzung in den Ruhestand verfligende Behorde auf
die rechtliche Verbindlichkeit der Erklarung hingewiesen und vor Ubereilung geschiitzt
wird. Der Schriftformersatz durch die elektronische Form nach § 52b LVwG tragt die-
sen Erfordernissen ebenfalls Rechnung — in den Fallen, in denen die praktischen
Voraussetzungen fir einen Dokumentversand in elektronischer Form nach § 52b
LVwG gegeben sind.

In den Fallen der §§ 41, 43 LBG muss an der strengen Schriftform nicht festgehalten
werden, weil es sich bei der Feststellung der Dienstunfahigkeit bzw. der wiederher-
gestellten Dienstfahigkeit um einen vorgelagerten Verfahrensschritt handelt, auf den
die unmittelbar beamtenstatusrechtliche Konsequenz erst in einem zweiten Schritt
folgt. Eine in Mailform ergangene Weisung des Dienstherrn an eine Beamtin oder
einen Beamten, sich hinsichtlich einer zu Uberprifenden Dienstunfahigkeit der
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verpflichtenden Untersuchung zu unterziehen, genugt auch mit Blick auf die Beweis-
barkeit der Aufforderung in einem ggf. folgenden gerichtlichen Verfahren (vgl. Kniel3,
PdK SH A-17 zu § 84 LVwG). Deshalb wird nur klarstellend mit der Erganzung
,Schriftlich oder elektronisch® darauf hingewiesen, dass die elektronische Kommuni-
kation (unter Ausschluss der mindlichen Antragstellung) unterhalb des Niveaus der
Schriftform oder der elektronischen Form (§ 52b LVwG) fur den Bereich 6ffentlich-
rechtlicher Verwaltungstétigkeit als Aquivalent zur Textform (§ 126b BGB) mittels eines
schriftlichen oder elektronischen Dokuments zulassig ist.

20. Zu Absatz 20 (Folgeanderung des Mitbestimmungsgesetzes Schleswig-
Holstein)
Die Norm enthalt zwar nicht das Wort ,schriftlich®, aber das Wort ,unterzeichnen®.

Unterzeichnen meint, dass eine Unterschrift gesetzt wird. Aufgrund des Wortlauts kann
diese Schriftform nicht durch eine Textform ohne eine Unterschrift ersetzt werden.
Nach den neuen Regelungen ware sowohl die Unterschrift nur nach der strengen Form
als auch nach der strengen und der elektronischen Form moglich. Aus Klarstellungs-
grinden wird erganzt, dass Letzteres hier ausreichend ist.

Mit der Erganzung der Angabe ,in Schriftform oder in elektronischer Form nach § 52b
des Landesverwaltungsgesetzes® in Absatz 4 Satz 2 wird ein Ausnahmefall vom
Grundsatz normiert, dass eine gesetzlich vorgeschriebene Schriftform durch elektro-
nische Dokumente ersetzt wird (§ 52a Absatz 2 LVwG). Dies ist erforderlich, weil durch
die Schriftform sowohl die fortdauernde Wiedergabe der Erklarung in einer Urkunde
mit der Méglichkeit der Uberpriifung (Perpetuierungsfunktion), inhaltliche Zuordnung
der Erklarung zum Erklarenden (Echtheitsfunktion), die Uberpriifbarkeit der Echtheit
der Erklarung (Verifikationsfunktion) und die Warnfunktion der Erklarung erhalten
bleibt, in dem die bzw. der Erklarende auf die rechtliche Verbindlichkeit der Erklarung
hingewiesen und vor Ubereilung geschitzt wird. Dies ist gerade vor dem Hintergrund
erforderlich, dass es sich bei der Unterschrift um eine Voraussetzung fur einen Wahl-
vorschlag handelt, die vom Wahlvorstand tberprift und gem. § 11 Absatz 3 Wahlord-
nung zum MBG Schl.-H. nur einmal abgegeben werden kann.

21. Zu Absatz 21 (Folgeanderung des Ausbildungszentrumsgesetzes)
Mit der Formulierung "Erklarungen, durch die das Ausbildungszentrum verpflichtet

werden soll, mussen schriftlich oder elektronisch erfolgen. wird die elektronische
Kommunikation (bei Ausschluss der mundlichen Antragstellung) unterhalb des Ni-
veaus der Schriftform oder der elektronischen Form (§ 52b LVwG) fur den Bereich
offentlich-rechtlicher Verwaltungstatigkeit als Aquivalent zur Textform (§ 126b BGB)
mittels eines schriftlichen oder elektronischen Dokuments zugelassen. Eine aus-
schlieB3lich strenge Schriftform ist nicht zwingend, vielmehr kommt es darauf an, dass
die durch das Ausbildungszentrum eingegangenen Verpflichtungen dauerhaft nach-
vollziehbar sind und nicht nur in mindlicher Form eingegangen werden kdnnen.
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22. Zu Absatz 22 (Folgeanderung des Schulgesetzes)
a) Zu Nummer 1
Mafgeblich ist, dass das erforderliche Einverstandnis der Eltern gegenuber der Schule

nachgewiesen wird. Schriftform ist dabei nicht zwingend erforderlich.

b) Zu Nummer 2

Mit der Ersetzung der Angabe ,schriftlich® durch die Angabe ,schriftlich oder elektro-
nisch® in den bezeichneten Rechtsvorschriften des Schulgesetzes (§ 31 Satz 2, § 68
Absatz 3 Satz 1 SchulG) wird die elektronische Kommunikation unterhalb des Niveaus
der Schriftform oder der elektronischen Form (§ 52b LVwG) fiir den Bereich 6ffentlich-
rechtlicher Verwaltungstatigkeit als Aquivalent zur Textform (§ 126b BGB) mittels eines
schriftlichen oder elektronischen Dokuments zugelassen, wie es der Regelfall des §
52a Absatz 2 LVWG ab dem 1. Juli 2027 vorsieht. Die Anderung tritt zeitgleich mit der
Neuregelung des § 52a Absatz 2 LVwG am 1. Juli 2027 in Kraft.

23. Zu Absatz 23 (Folgeanderung des Hochschulzulassungsgesetzes)
Mit der Formulierung wird eine Ausnahmemaoglichkeit vom Grundsatz normiert, dass

eine gesetzlich vorgeschriebene Schriftform durch elektronische Dokumente ersetzt
wird (§ 52a Absatz 2 LVwG). Dies ist im Rahmen der Bewerbung auf einen Studien-
platz, insbesondere bei der weiterhin notwendigen Ubersendung von Zeugnissen und
Antragsunterlagen erforderlich, weil durch die Schriftform sowohl die fortdauernde
Wiedergabe der Erklarung in einer Urkunde mit der Méglichkeit der Uberpriifung
(Perpetuierungsfunktion), die inhaltliche Zuordnung der Erklarung zum Erklarenden
(Echtheitsfunktion), die Uberprifbarkeit der Echtheit der Erklarung (Verifikationsfunk-
tion) und die Warnfunktion der Erklarung erhalten bleibt.

VIIl. Zu Artikel 8 (AuBerkrafttreten)

Die Anderungen des Bundesnaturschutzgesetzes im Infrastruktur-Zukunftsgesetz
vom 22. Juli 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 224) treten am 1. Februar 2027 in Kraft (Artikel
10 Absatz 2 des Infrastruktur-Zukunftsgesetzes). Mit dieser bundesrechtlichen
Inkrafttretensregelung im Infrastruktur-Zukunftsgesetz wird Artikel 72 Absatz 3 Satz
2 des Grundgesetzes befolgt, wonach Regelungen auf dem Gebiet des
Naturschutzes und der Landschaftspflege, auf dem die Lander zur abweichenden
Landesgesetzgebung berechtigt sind (Artikel 72 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 des
Grundgesetzes), frihestens sechs Monate nach ihrer Verkiindung in Kraft treten
(Amtliche Begrundung, Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-Drs. 21/4099 S. 165;
Bericht und Beschlussempfehlung des Verkehrsausschusses — 15. Ausschuss —, BT-
Drs. 21/6701 S. 91). Die vom Bundesnaturschutzgesetz abweichenden
landesrechtlichen Regelungen gemal Artikel 5 (Anderung des
Landesnaturschutzgesetzes) sollen zeitgleich, d.h. ebenfalls am 1. Februar 2027, in
Kraft treten (s, Artikel 9 Absatz 5). Die entsprechenden Anderungen im
Bundesnaturschutzgesetz haben insoweit keine Auswirkung auf das Landesrecht. Mit
Ablauf des 31. Januar 2032 — sechs Jahre spater — tritt die abweichende
Landesgesetzgebung Schleswig-Holsteins auf dem Gebiet des Naturschutzes und
der Landschaftspflege automatisch auRer Kraft (Artikel 8). Die Aufhebung des Artikels
5 dient der Rechtsbereinigung (s. BayVerfGH, Entsch. vom 3. Dezember 2019 - Vf. 6-
VIII-17, VE. 7-VIII-17 -, BeckRS 2019, 33112).
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IX. Zu Artikel 9 (Inkrafttreten) )
Artikel 9 regelt das Inkrafttreten der Anderungen (Artikel 46 Absatz 3 Satz 1 der Ver-
fassung des Landes Schleswig-Holstein).

Die Regelungen des Artikels 1 (Anderung des Landesverwaltungsgesetzes) sollen
aufgrund der Erfordernisse der Simultan- und Konkordanzgesetzgebung von Bund
und Landern im Verwaltungsverfahrensrecht (siehe dazu Begrindung ,A. Allgemeiner
Teil“) die entsprechenden Anderungen des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Bun-
des, die durch Artikel 11 des Infrastruktur-Zukunftsgesetzes vom 22. Juli 2026 (BGBI.
2026 | Nr. 224) veranlasst sind, im Landesrecht abbilden, und deshalb am Tage nach
der Verkindung in Kraft treten. Auf diese Weise wird der Zeitraum zwischen den be-
reits geanderten Bestimmungen des VwVfG, die durch das zwischenzeitlich in Kraft
getretene Infrastruktur-Zukunftsgesetz veranlasst sind, so weit wie moglich verkurzt
(Artikel 9 Absatz 1).

Die Regelungen des Artikels 2 (Weitere Anderung des Landesverwaltungsgesetzes)
sollen aus gleichem Grund zeitgleich mit den durch das Gesetz fur den Burokratieru-
ckbau im Bereich des Bundesministeriums des Innern im VwVfG bewirkten Anderun-
gen zeitlich gestaffelt in Kraft treten: Nicht vor dem 1. Januar 2027 sollen — synchron
zum Aulerkrafttreten des De-Mail-Gesetzes mit Ablauf des 31. Dezember 2026 (Arti-
kel 4 Nummer 2 des Gesetzes fur den Burokratierickbau im Bereich des Bundesmi-
nisteriums des Innern vom 3. Juli 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 199) — die Bestimmungen im
Verwaltungsvollstreckungsrecht mit Bezug zu De-Mail aul3er Kraft treten. Erfolgen
Gesetzesbeschluss, Ausfertigung und Verkindung dieses Gesetzes nach dem 1.
Januar 2027, treten die verwaltungsvollstreckungsrechtlichen Regelungen mit Bezug
zu De-Mail am Tage nach der Verkindung in Kraft (Artikel 9 Absatz 2 (Artikel 2 Num-
mer 11 bis 13)). Die Neuregelungen (iber die friihe Offentlichkeitsbeteiligung (Artikel 2
Nummer 1b, 6 und 7), die Befugnis zur Ubermittlung von Beweismitteln als elektroni-
sche Dokumente im Verwaltungsverfahren (Artikel 2 Nummer 8) und die Neuregelung
der Genehmigungsfiktion (Artikel 2 Nummer 10) treten am 1. Februar 2027 in Kraft
(Artikel 9 Absatz 3). Hier wird eine Synchronisierung mit dem Gesetz fur den Buro-
kratierickbau im Bereich des Bundesministeriums des Innern (BGBI. 2026 | Nr. 199)
und der dortigen Inkrafttretensregelung (Artikel 16 Absatz 2) vorgenommen.

Die Regelungen des Artikels 2 (Weitere Anderung des Landesverwaltungsgesetzes),
die sich auf Nummer 1 Buchstabe a und b, 3 bis 5, 9 und 11 dieses Gesetzes bezie-
hen, treten am 1. Juli 2027 in Kraft. Hier wird eine Synchronisierung mit dem Gesetz
fur den Burokratiertickbau im Bereich des Bundesministeriums des Innern (BGBI. 2026
I Nr. 199) und der dortigen Inkrafttretensregelung (Artikel 16 Absatz 4) vorgenommen.

Im Ubrigen treten die Bestimmungen des Artikels 2 (Artikel 2 Nummer 2, 15, 16) am
Tage nach der Verkindung in Kraft (Artikel 9 Absatz 1).

Die Bestimmungen des Artikel 3 (Anderung des Verkundungs- und Bekanntma-
chungsgesetzes Schleswig-Holstein) und 4 (Anderung des Schleswig-Holsteinischen
E-Government-Gesetzes) treten am Tage nach der Verkiindung in Kraft (Artikel 9
Absatz 1).

Die Anderungen des Bundesnaturschutzgesetzes im Infrastruktur-Zukunftsgesetz
vom 22. Juli 2026 (BGBI. 2026 | Nr. 224) treten am 1. Februar 2027 in Kraft (Artikel 10
Absatz 2 des Infrastruktur-Zukunftsgesetzes). Mit dieser bundesrechtlichen
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Inkrafttretensregelung im Infrastruktur-Zukunftsgesetz wird Artikel 72 Absatz 3 Satz 2
des Grundgesetzes befolgt, wonach Regelungen auf dem Gebiet des Naturschutzes
und der Landschaftspflege, auf dem die Lander zur abweichenden
Landesgesetzgebung berechtigt sind (Artikel 72 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 des
Grundgesetzes), frihestens sechs Monate nach ihrer Verkindung in Kraft treten
(Amtliche Begriindung, Gesetzentwurf der Bundesregierung, BT-Drs. 21/4099 S. 165;
Bericht und Beschlussempfehlung des Verkehrsausschusses — 15. Ausschuss —, BT-
Drs. 21/6701 S. 91). Die vom Bundesnaturschutzgesetz abweichenden landesrecht-
lichen Regelungen gemaR Artikel 5 (Anderung des Landesnaturschutzgesetzes)
sollen zeitgleich, d.h. ebenfalls am 1. Februar 2027, in Kraft treten (Artikel 9 Absatz 5).
Die entsprechenden Anderungen im Bundesnaturschutzgesetz haben insoweit keine
Auswirkung auf das Landesrecht.

Artikel 6 (Weitere Anderung des Landesnaturschutzgesetzes) soll nach
entsprechender Auswertung der Evaluation mit Ablauf des 31. Januar 2032 (1.
Februar 2033) in Kraft treten (Artikel 9 Absatz 6) Ist nach der Evaluierung der
abweichenden Landesgesetzgebung eine Entfristung der Regelungen im Sinne des
Artikels 5 empfohlen, bedarf es der Aufhebung des Artikels 6 durch ein
Anderungsgesetz.

Artikel 7 (Weitere Folgeanderungen) tritt am 1. Juli 2027 in Kraft (Artikel 9 Absatz 7),
damit die Folgeanderungen, die auf das Inkrafttreten der Neuregelungen uber die
elektronische Kommunikation (§§ 52a ff. 1 LVwG-neu; s. Artikel 2 und 9 Absatz 4)
abgestimmt sind, synchron mit den Neuregelungen in Kraft treten. Ausgenommen
sind einzelne Folgeadnderungen des Landeswassergesetzes (Artikel 9 Nummer 2
Buchstabe a, Nummer 3 und Nummer 9 bis 11) und des Gesetzes Uber die
kommunale Zusammenarbeit (Artikel 14 Nummer 1), die bereits am Tage nach der
Verkindung dieses Gesetzes in Kraft treten.

Artikel 8 (AuRerkrafttreten) regelt das Aulderkrafttreten des Artikels 5 dieses Gesetzes
aus Grunden der Rechtsbereinigung. Die Vorschrift tritt am Tage nach ihrer
Verkindung in Kraft (Artikel 9 Absatz 1).
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Landeswappen Schleswig-HolsteinDie eingefügte Grafik zeigt das Landeswappen Schleswig-Holstein.
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Unterrichtung 20/383

der Landesregierung



Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landesverwaltungsgesetzes und weiterer Vorschriften (Formulierungshilfe) 

Die Landesregierung unterrichtet den Schleswig-Holsteinischen Landtag gemäß § 1 b des Parlamentsinformationsgesetzes.

Federführend ist das Ministerium für Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport.

Zuständiger Ausschuss: Innen- und Rechtsausschuss









